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Wohlwollen der SPD verabschiedet 
worden. Sie ist voller Vorbehalte gegen 
den Abbau nuklearer Mittelstrecken­
raketen und verlangt die Beibehaltung 
der Pershing la. Die westdeutsche

Reaktion will auf jeden Fall eigene 
Atomwaffenträger, notfalls, sollte auch 
die Pershing la nicht zu halten sein, 
soll der Tornado zum Atomwaffen­
träger umgerüstet werden. Vor Ver­
abschiedung der Resolution hatte Kohl 
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Entschießungsantrag von CDU/CSU und FDP

Der Deutsche Bundestag wolle beschließen:
Oberstes Ziel unserer Politik ist es, den Frieden zu sichern und jeden Krieg - 

konventionell wie nuklear - zu verhindern. Aus diesen Erwägungen hat unser 
Bündnis seine bewährte Strategie der flexiblen Reaktion entwickelt. Sie ist eine 
Strategie der Kriegsverhinderung. Sie hat Kriege bisher verhindert und wird dies 
auch in Zukunft tun. Für sie gibt es in absehbarer Zeit keine Alternative. Für ihre 
Wirksamkeit und Glaubwürdigkeit bedarf es ausgewogener nuklearer und kon­
ventioneller Streitkräfte. Deshalb kann unser Bündnis auf absehbare Zeit auf^ 
Nuklearwaffen nicht völlig verzichten. Ebenso unverzichtbar für unsere Strategie^ 
der Kriegsverhinderung bleibt die Präsenz der verbündeten Truppen, insbesonde­
re der amerikanischen Streitkräfte in Europa.

Der Deutsche Bundestag befürwortet in der Konsequenz und Kontinuität der 
Friedenspolitik der Bundesregierung die Herstellung stabiler, ausgewogener und 
damit für alle Staaten sicherer Kräfteverhältnisse in Europa durch weitgehende 
Abrüstung in allen Bereichen.

Der Deutsche Bundestag erstrebt Rüstungskontrollvereinbarungen, die erhöhte 
Sicherheit für alle Beteiligten auf einem möglichst niedrigen, gleichgewichtigen 
Streitkräfteniveau gewährleisten. Dies setzt voraus, daß die berechtigten Sicher­
heitsinteressen aller - der großen wie der mittleren und der kleineren Staaten - 
berücksichtigt werden. Grundlage unseres Bündnisses ist: Die Sicherheit des 
einen ist die Sicherheit des anderen. Es darf keine geringere Sicherheit geben, 
weder im Verhältnis der amerikanischen und europäischen Bündnispartner noch 
im Verhältnis der europäischen Bündnispartner untereinander...

Der Deutsche Bundestag unterstützt die zügige Beseitigung aller weiterreichen­
den landgestützten Mittelstreckenflugkörper im Reichweitenbereich zwischen 
1000 und 5500 km (LRINF-Systeme) am besten weltweit zwischen den Vereinig­
ten Staaten und der Sowjetunion. Damit würde erstmalig ein weitreichender 
Schritt zur Abrüstung möglich. Dieser Erfolg wäre vor allem das Ergebnis der 
festen und geschlossenen Haltung der Bundesregierung wie des gesamten Bünd­
nisses bei der Durchführung des NATO-Doppelbeschlusses ...

Der Deutsche Bundestag spricht sich dafür aus, daß die noch in Europa vor- - 
handenen amerikanischen und sowjetischen bodengestützten nuklearen Systeme 
in einem Reichweitenbereich zwischen 0 und 1000 km in Verhandlungen Schritt 
für Schritt im Zusammenhang mit der Herstellung eines konventionellen Gleich­
gewichts und einer weltweiten Beseitigung chemischer Waffen deutlich und über­
prüfbar reduziert werden.

Ein erster Schritt wäre eine global geltende Vereinbarung der Vereinigten Staa­
ten von Amerika und der Sowjetunion, daß sie in Zukunft keine Mittelstrecken­
flugkörper kürzerer Reichweite (500 bis 1000 km) haben werden. In diesem Sin­
ne tritt der Deutsche Bundestag dafür ein, daß die amerikanisch-sowjetischen 
Verhandlungen in Genf so schnell wie möglich zum Erfolg gebracht werden.

Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß wie bisher die 72 Flugkörper 
von Typ Pershing la der Bundeswehr nicht Gegenstand der laufenden Verhand­
lungen sind und auch, nicht werden können. Er befindet sich dabei - wie die 
Bundesregierung - in Übereinstimmung mit den Vereinigten Staaten von Ameri­
ka und mit den anderen Verbündeten.

Der Deutsche Bundestag hält als nächste Schritte auf dem Wege zu einer um­
fassenden Abrüstung für erforderlich und möglich:
- 50% Reduzierung der strategischen Kemwaffenarsenale der Sowjetunion und 
der USA;
- die weltweite Beseitigung der chemischen Waffen;
- die Verringerung der konventionellen Land- und Luftstreitkräfte in Europa 
vom Atlantik bis zum Ural auf ein ausgewogenes niedriges Niveau; dies setzt die 
Beseitigung der Überlegenheit des Warschauer Paktes bei den konventionellen 
Kräften voraus;
- die weitere substantielle Verringerung des in Europa noch vorhandenen nukle-

' aren Potentials der USA und der Sowjetunion.
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„Welt“ läßt deutsches 
Wesen fliegen

Sie suchen Sinn in den Ereignissen des 
Tages? Suchen Sie ihn in der „Welt“:

„.. die jetzige Landung des Mathias 
Rust auf dem Roten Platz von Moskau 
kann geradezu interpretiert werden als 
der Tat gewordene Sehnsuchtsschrei 
einer allzugründlich unterdrückten 
Natur.“

Wieso Natur? Ist Rust ein Vogel? 
Eigentlich geht es ja um die Seele:

„Es war ein Fehler, daß Hegel & Co. 
bisher noch nie mit ,Ziethen aus dem 
Busch4 in Beziehung gesetzt wurden. 
Man hätte möglicherweise interessante, 
volkspädagogisch oder vielleicht sogar 
politisch verwertbare Aufschlüsse über 
die deutsche Volksseele erhalten.“

Wieso das denn? Nun weil:
„... die deutsche Philosophie voller 

husarenmäßiger Ritte über den Boden- 
see steckt“

7 In der Ballade vom Ritt über den 
Bodensee erfährt ein Reisender, daß 
er, in der Nacht verirrt, den gefrorenen 
See überquerte; er erschrickt tödlich. 
Weder Husaren noch Matrosen spielen 
dabei ein Rolle. Nur Pferde und Was­
ser. Genug für einen Husaren.

„Die Taktik des Husaren ist die typi­
sche Taktik des quantitativ Unterlege­
nen. Wohl deshalb wurde sie gerade in 
Deutschland populär, das bei militäri­
schen Auseinandersetzungen weder 
über genügend Menschenmassen ver­
fügt, um eine ,Dampfwalze4 in Bewe­
gung setzen zu können, noch materiell 
und räumlich aus dem vollen schöpfen 
kann wie die Amerikaner.“

G. Zehm schreibt nicht ,verfügte4, 
sondern ,verfügt4, das zieht den Krieg 
in die Gegenwart. In einer Liste der 
Husarenstücke ergeben sich die Befrei­
ung Mussolinis und das Mogadischu- 
Unternehmen aus dem gleichen „alten, 
aber noch lebendigem Geist“. Das ist - 

Veranstaltung in Westberlin durch, mit 120000 Teilnehmern das seit Jahren 
größte Turnfest. Von Weizsäcker, Kohl und Diepgen verpflichteten die Teilneh­
mer auf das Streben nach „deutscher Einheit“ - weil auch der Begründer der 
Tumerbewegung, Friedrich Ludwig Jahn, zu Beginn des 19. Jahrhunderts dafür 
gestritten hat. - (uld)

nichtsahnend, wie es diesem Autor 
meist beschieden sein wird - wahr ge­
sprochen. Wer Manns&dumm genug 
ist, zum Gedankenkitzel von Welt- 
Männern umzukommen, kann es ja 
bei obiger Adresse versuchen. - (maf)

EKD erörtert neue 
Ostdenkschrift

Altbischof Scharf, bis 1972 evangeli­
scher Bischof von Berlin und Branden­
burg und Vorsitzender des Rates der 
EKD, obgleich sich seine Verfügungs­
gewalt seit 1961 nur über die evangeli­
sche Kirche in Westberlin und der 
BRD erstreckte, und der westdeutsche 
Theologieprofessor Wolfgang Huber 
haben gemeinsam die Herausgabe 
einer weiteren Denkschrift der EKD 
zur Ostpolitik angeregt. Die EKD hatte 
mit ihrer Denkschrift 1965 in die De­
batte um die Ostpolitik eingegriffen 
und dabei zwar die Versöhnung mit 
Polen gefordert, aber immer daran 
festgehalten, daß die Wiedervereini­
gung mit der DDR eines ihrer bleiben­
den Ziele ist. In den Thesen für eine 
neue Denkschrift schreiben die Verfas­
ser: Haupthindernis für Frieden und 
Verständigung mit der Sowjetunion sei 
heute der Antikommunismus in Kirche 
und Gesellschaft, seine Überwindung 
bilde die Voraussetzung für das ge­
meinsame Überleben. Die gesellschaft­
liche Entwicklung in der Bundesrepu­
blik sei untergründig und nachhaltig 
davon mitbestimmt worden, daß in ihr 
die Schuld gegenüber den Völkern der 
Sowjetunion verdrängt worden sei. Die 
EKD will Einfluß nehmen auf eine 
Entwicklung der Ostpolitik, die den 
Kirchen eine Ausweitung ihrer reaktio­
nären Tätigkeit in den osteuropäischen 
Staaten erlaubt. Mit Sicherheit zielt die 
Debatte in der EKD auch darauf, die 
gesellschaftliche und politische Isolie­
rung der evangelischen Kirche in der 
DDR durch ideologische Schützenhilfe 
zu lockern. - (uld)

Arbeitslosigkeit: Versicherungslei­
stungen bieten kaum noch Schutz . 22
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eigentum billiger als Sozialmiete? . 23
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Weltwirtschaftsgipfel

Von „Entspannung“ keine Spur - in Venedig ging es 
um Rüstung und weitere imperialistische Aggressionen

Stärker als vielleicht jedes Treffen zu­
vor diente der diesjährige Weltwirt­
schaftsgipfel in Venedig der Vorberei­
tung gemeinsamer imperialistischer 
Aggressionen: der Aggression gegen 
die Staaten der Dritten Welt, speziell 
gegen die OPEC und hier speziell ge­
gen den Iran, der Verstärkung des mili­
tärischen, politischen und wirtschaftli­
chen Drucks gegen die Staaten des 
RGW und von weiteren Angriffen auf 
die Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Lohnabhängigen in den imperiali­
stischen Ländern. Vier Schwerpunkte 
der Konferenz waren bei Redaktions­
schluß dieses Artikels, d.h. vor Veröf­
fentlichung der amtlichen Ergebnisse 
der Konferenz, erkennbar.

Imperialistische Militär­
intervention am Golf

Eines der Hauptthemen der Konferenz 
war die Vorbereitung einer imperialisti­
schen Intervention am Golf. US-Regie- 
rungsbeamte sprechen bereits offen 
von einem „Präventivschlag“ gegen ira­
nische Raketenstellungen an der Straße 
von Hormuz. Die Behauptung, man 
wolle damit den Ölexport durch den 
Golf „sichern“, ist eine dreiste Lüge. 
Wessen Ölexporte? Der Irak exportiert 
sein Öl über eine Pipeline zur türki­
schen Mittelmeerküste. Saudi-Arabiens 
Hauptexporthafen Yanbu liegt am Ro­
ten Meer. Außer dem Iran benutzen 
nur noch Kuwait und die Emirate die­
sen Wasserweg für ihre Exporte.

Tatsächlich geht es den Imperiali­
sten gleich um mehrere Ziele. Sie wol­
len den Iran schwächen und womög­

lich wieder ihrem Einfluß unterwerfen. 
Gleichzeitig wollen sie ihre Seeherr­
schaft über den Golf sichern, um jede 
antiimperialistische Revolution in ei­
nem der umliegenden Staaten sofort 
militärisch angreifen zu können. Sie 
wollen Militärstützpunkte am Golf aus 
denselben Gründen. Das strategische 
Ziel ist, die Ölquellen am Golf wieder 
in das Eigentum der imperialistischen 
Ölkonzeme überfuhren zu können.

Die westeuropäischen Imperialisten 
sind an diesen Aggressionsvorbereitun­
gen vielfältig beteiligt. Die Bundesre­
gierung hat sofort nach Bekanntwer­
den der amerikanischen Absichten ihre 
Bereitschaft erklärt, „stellvertretend“ 
für abgezogene US-Einheiten Siche­
rungsaufgaben in der Nordsee und im 
Atlantik wahrzunehmen. Über den 
„Host-Nation-Support“-Vertrag, der 
eigens für die Vorbereitung solcher 
Aggressionen abgeschlossen wurde, ist 
die BRD an jeder größeren Militärag­
gression der USA in Nahost beteiligt. 
Zusätzlich zu Frankreich und Großbri­
tannien, die bereits mit Kriegsschiffen 
im Golf vertreten sind, hat nun auch 
die niederländische Regierung ihre 
Bereitschaft erklärt, Kriegsschiffe in 
den Golf zu schicken (Newsweek, 8.6. 
87, S. 15).

Wie ernst die imperialistischen Dro­
hungen gegen den Iran sind, hatte sich 
schon am 11. Mai angedeutet. Da tra­
fen sich die Wirtschafts- und Energie­
minister der „Internationalen Energie­
agentur“ (IEA) in Paris zu ihrer Jahres­
tagung. Das Bundeswirtschaftsministe­
rium berichtete über die Ergebnisse: 

„Die Mitgliedsländer die ihre Reserve­
haltungspflicht (für Ölvorräte, d. Red.) 
von 90 Tagen nicht erfüllen, wie z.B. 
Portugal, Irland, Luxemburg und die 
Türkei, werden dazu aufgefordert. Die 
Nettoimportländer sollen ... ihr Kri­
senvorsorgesystem verbessern. Hierzu 
gehört auch die Erhöhung der Ölvorrä­
te. Die Nettoölexportländer sollen ins­
besondere die technischen Förderkapa­
zitäten für den Krisenfall erhöhen.“ 
(Aktuelle Beiträge zur Wirtschafts- und 
Finanzpolitik, 15.5.87) Dieser „Krisen­
fall“ rückt nun näher. Der Persische 
Golf und die umliegenden Länder sol­
len wieder imperialistischer Militärauf­
sicht unterstellt werden.

Fortsetzung der Rüstung 
gegen RGW und Dritte Welt

Ein zweiter Schwerpunkt der Verhand­
lungen in Venedig gilt der Steigerung 
der Rüstung in den imperialistischen 
Staaten. Die von den US-Imperialisten 
geforderten „Konjunkturmaßnahmen“ 
in Japan und der EG bestehen ja we­
sentlich aus zwei Teilen: Einer Fortset­
zung und Ausweitung der Steuerrefor­
men zugunsten der Kapitalisten und 
Reichen, und einer Ausdehnung der 
Rüstungsprogramme. Die japanische 
Regierung hat kurz vor dem Gipfel 
bereits ein Konjunkturprogramm im 
Umfang von 70 Mrd. DM bekanntge­
geben. Die Bundesregierung sperrt sich 
zwar noch öffentlich, gleichzeitig aber 
mehren sich auch hier die Stimmen, 
die einer Erhöhung der konventionel­
len Rüstung das Wort reden.

Tatsächlich hätte eine solche Steige­

Blüm gegen Überstunden(zahlung) 
Macht der DGB mit?

Man wolle eine Arbeitszeitkommission 
bilden, teilten Blüm und Breit nach 
dem Spitzengespräch zwischen Bun­
desregierung und DGB mit. Nun ver­
mißte man aber in der Presse eine Stel­
lungnahme des DGB, was er in dieser 
Kommission zu dem angekündigten 
Arbeitszeitgesetz vorbringen will. Er 
hätte sich gut beziehen können auf die 
dem letzten Bundestag vorgelegenen 
(und durch die Neuwahl hinfällig ge­
wordenen) Gesetzentwürfe von SPD 
und GRLJNEN, die beide Schranken 
gegen die Flexi-Politik der Kapitalisten 
enthielten. Man vermißt auch eine 
Stellungnahme gegen die vom Arbeits­
ministerium geäußerte Absicht, in ei­
ner Neuauflage des Regierungsent­
wurfs zur Arbeitszeitordnung das 
Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen 
zu beseitigen und eine „europäische 
Harmonisierung“ bei den Maschinen­

laufzeiten zu erreichen. Stattdessen 
hört man vom DGB, daß er mit Blüm 
Überstunden abbauen wolle als Beitrag 
gegen die Arbeitslosigkeit. Was aber 
stört die Kapitalisten ein Überstunden­
verbot, wenn ihnen Blüm per Gesetz 
jeden Wochentag und jede Tagesstun­
de als Normalarbeitszeit ohne Zu­
schläge anbieten will? - (alk)

ÖTV will Prozeß gegen 
Gauweilers AIDS-Politik

Die Süddeutsche Zeitung vom .2. Juni 
meldet, daß die Gewerkschaft Öffentli­
che Dienste, Transport und Verkehr 
ihren Mitgliedern umfassenden Rechts­
schutz gewähren will, wenn diese als 
Beamtenanwärter in Bayern den Aids- 
Zwangstest verweigern. Der bayerische 
ÖTV-Vorsitznde August Freund mach­
te in Hannover am Montag entspre­
chende Angaben. Die ÖTV sehe in 
dem bayerischen AIDS-Maßnahmen- 
katalog einen eindeutigen Verfassungs­
verstoß. Der freie Zugang zum öffentli- 

ehen Dienst sei nicht mehr garantiert. 
Die Fronten in Bayern hätten sich 
derart verfestigt, daß nur noch die ver­
fassungsrechtliche Überprüfung helfe. 
Am 5. Juni meldet die Süddeutsche, 
daß die Polizeigewerkschaft für den 
Zwangstest ist. Aus Gründen des 
Schutzes und der Fürsorge für andere 
Beamtenanwärter, insbesondere bei 
der kasernierten Bereitschaftspolizei, 
wäre es unverantwortlich, Aids-Infizier- 
te in den Polizeidienst zu übernehmen. 
- (maf)

WEU: BRD festigt 
Einfluß

Nach „hartem Ringen“, so die „FAZ“ 
vom 2.6., hat die Versammlung der 
Westeuropäischen Union am 1.6. zu 
Beginn ihrer Frühjahrstagung einen 
neuen Präsidenten gewählt. Für ein 
Jahr, nach der üblichen Wiederwahl 
aber eher für zwei Jahre, wird damit 
der Luxemburger Charles Goerens 
Präsident der Versammlung. Ursprüng-
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Bei einer Stärkung der konventionellen Rüstung wüchse das Gewicht der BRD in 
Westeuropa weiter.

7 rung der Rüstung gleich mehrere Vor­
teile für die Imperialisten. Der militäri­
sche Druck gegen die Staaten des 
RGW und der Dritten Welt würde 
trotz evtl. Vereinbarungen über den 
Abbau der Mittelstreckenraketen wei­
ter zunehmen. Den Kapitalisten in den 
imperialistischen Staaten würde eine 
Steigerung der Rüstung gerade bei ei­
nem weiteren Abflachen der Konjunk­
tur dringend gewünschte Aufträge ver­
schaffen. Schließlich könnten solche 
staatlichen Rüstungsaufträge auch ge­
zielt eingesetzt werden, um das US- 
Handelsdefizit zu verringern. Die US- 
Monopole fordern das auch ganz of­
fen. US-Wirtschaftsminister Baldridge 
beispielsweise verlangte wenige Tage 
vor dem Beginn des Gipfels von der 
japanischen Regierung beinahe ultima­
tiv, ihre Pläne zum Bau eines eigenen 

Kampfflugzeuges zu stoppen und statt­
dessen in den USA zu kaufen: „Unsere 
Kampfflugzeuge sind unübertroffen. 
Die Wahl des Verteidigungsgeräts liegt 
in Japans souveräner Verantwortung, 
aber es scheint eine Verschwendung 
knapper Ressourcen zu sein, wenn Ja­
pan in eigene Entwicklungsvorhaben 
investiert.“ Schließlich hätte eine Stei­
gerung der konventionellen Rüstung 
zur Folge, daß auch militärisch das 
Gewicht der EG weiter steigt und die 
westeuropäischen Imperialisten sowohl 
gegenüber den Staaten Osteuropas wie 
des Mittelmeerraums bedeutend ag­
gressiver auftreten können.

Eine solche Steigerung der Rüstun­
gen in allen imperialistischen Staaten 
wäre auch für die Dritte Welt insge­
samt bedrohlich. So hat der Vorstand 
der größten US-Bank, der „Citicorp“, 

kürzlich erklärt, man wolle stärker als 
bisher versuchen, Schuldforderungen 
an Staaten der Dritten Welt in Anteil­
scheine an Bodenschätzen und Fabri­
ken in diesen Ländern umzuwandeln. 
Dasselbe propagiert Deutsche Bank- 
Sprecher und Kohl-Berater von Herr- 
hausen schon länger. Ergänzung der 
Zinseintreibung durch die direkte Be­
schlagnahme von Bodenschätzen und 
Fabriken: Dieser Kurs aller Imperiali­
sten gegenüber der Dritten Welt, über 
den in Venedig auch verhandelt wird, 
würde durch stärkere Rüstungen auch 
militärisch abgesichert.

Agrar: Bauernlegen 
wird Gipfelthema

Ein weiterer Schweijjunkt der Ver­
handlungen in Venedig war die Agrar­
politik. US-Fmanzminister Baker hatte 
am 13. Mai vor der OECD-Wirtschafts- 
ministerkonferenz erklärt: „Wir wissen, 
daß wir uns in einer Krise befinden 
und eine Reform durchführen müssen. 
Unsere Aufgabe besteht jetzt darin, 
gemeinsam auf diese Reform hinzuar­
beiten, weil dies ein Bereich ist, in dem 
es die internationale Zusammenarbeit 
für jeden von uns leichter macht, die 
sehr harten innenpolitischen Reform­
maßnahmen durchzufuhren, die wir 
letztlich alle vornehmen müssen.“ Auf 
der OECD-Konferenz wurde unter 
Vorsitz Bangemanns ein Bericht gebil­
ligt, der einen „konzentrierten Abbau 
der Hilfen für die Landwirtschaft“ ver­
langt und ausdrücklich als Ziel formu­
liert, die Zahl der selbständigen Bauern 
zu verringern, angeblich, um die Über­
schußproduktion in der Landwirtschaft 
zu senken.

Ein solches neuerliches Bauernlegen 
in den imperialistischen Ländern, be­
trieben durch weitere Senkungen der 
Einkommen der Bauern mittels Preis­
senkungen für ihre Produkte, hätte gra-

lieh hatte der amtierende französische 
Präsident Caro noch ein viertes Jahr 
amtieren wollen. Dem widersetzten 
sich insbesondere westdeutsche Vertre­
ter, die mit dem Luxemburger einen 
leichter zu lenkenden Mann zum 
WEU-Präsidenten machten. - (rül)

Enquetekommission zur 
Krankenkassen-Strukturreform

Mit den Stimmen der Regierungskoa­
lition wurde am 5. Juni der Antrag der 
SPD-Bundestagsfraktion auf Einset­
zung einer Enquete-Kommission 
„Strukturreform der gesetzlichen Kran­
kenversicherung“ angenommen. Ne­
ben Abgeordneten sollen ihr wissen­
schaftliche Sachverständige angehören; 
die Teilnahme von Gewerkschaften 
oder Versichertenvertretem ist nicht 
beantragt. Die Kommission soll Vor­
schläge für eine Strukturreform auf­
grund von Untersuchungen vorlegen. 
Unter anderem will die SPD „Vor- und 
Nachteile von Tarif- und Leistungs­

differenzierungen sowie Kostenbetei­
ligungen“ aufgezeigt haben. Sie will 
also Pläne erörtern, deren Verwirk­
lichung eine tiefgreifende Verschlech­
terung der Gesundheitsversorgung der 
Lohnabhängigen bedeuten würde. Fra­
gestellungen, die den geplanten Angrif­
fen der Regierung auf die Krankenver­
sicherung etwas entgegensetzen könn­
ten - wie zum Beispiel nach der 
Krankheitsverursachung durch Nacht- 
und Schichtarbeit, Monotonie, giftige 
Arbeitsstoffe - fehlen. Wie soll denn 
die „breite parlamentarische Mehrheit“ 
für die Strukturreform aussehen? 
- (evo)

Blüm will Kranke 
zur Arbeit verpflichten

Mitte Mai gab .das Bundesarbeitsmini­
sterium seine Überlegungen zur „Teil­
arbeitsunfähigkeit“ bekannt. Die 
BILD-Zeitung dazu: „Wer krank oder 
verletzt ist, kein Fieber mehr hat oder 
schon wieder einen Gehgips trägt, soll 

künftig arbeiten dürfen - zum Beispiel 
halbtags oder zwei Tage die Woche“ 
(14.5.87). Der stellvertretende DGB- 
Vorsitzende Muhr kritisierte, daß Teil­
arbeitsunfähigkeit hauptsächlich im 
Hinblick auf die „stufenweisen Wieder­
eingliederung in das Erwerbsleben“ 
eingeführt werden solle. Auch werde 
der Arbeitgeber den Arbeitnehmer 
nicht nur im Rahmen der Rest-Arbeits­
fähigkeit beschäftigen. Damit greift er 
ansatzweise die Betrachtung der kran­
ken Menschen unter dem Gesichts­
punkt der Verwertbarkeit ihrer „Rest- 
Leistungsfähigkeit“ an, formuliert aber 
nicht den berechtigten Anspruch der 
Lohnabhängigen auf vollständige Ge­
sundung, weil die Krankheiten in aller 
Regel durch die kapitalistischen 
Arbeits- und Lebensbedingungen ver­
ursacht werden. Wer noch arbeits­
unfähig wieder dem Arbeitsprozeß aus­
gesetzt ist, dessen Kräfte verschleißen 
in erhöhtem Maße und schneller. 
- (evo)
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Die Steuerreformen in allen imperialistischen Ländern sollen weitergehen. Bild: 
Einer der Nutznießer dieser Reformen (Neckermann) auf einer Party.

vierende Folgen. Die Monopolisierung 
aller Produktionsmittel und Reproduk­
tionsmittel der Gesellschaft in den 
Händen der Kapitalistenklasse, genau­
er: In den Händen weniger großer 
Konzerne, würde weiter voranschrei­
ten. Die wenigen verbleibenden Bau­
ern würden - wie heute schon bei 
Milchquoten praktiziert - einer kriegs­
wirtschaftliche Züge tragenden Men­
gen- und Preiskontrolle durch staat­
liche Stellen oder direkt durch die gro­
ßen Nahrungsmittel- und Chemiekon- 
zeme unterworfen. Die Entstehung 
großer Armutsgebiete in ländlichen 
Regionen wäre unausweichlich, und 
die Kapitalisten würden die so erreich­
ten Preissenkungen für Nahrungsmittel 
sofort zum Anlaß nehmen, um auch 
die Löhne entsprechend zu drücken. 
Die Lebenslage nicht nur der Bauern 

selbst, sondern auch der Lohnabhängi­
gen wäre weiter verschlechtert, ihre 
Abhängigkeit von den Kapitalisten 
noch weiter gesteigert

Weitere Flexibilisierungs­
programme

Eine Einigung in diesen Fragen - Ag­
gression gegen den Iran und die 
OPEC, Beschleunigung der konventio­
nellen Rüstungen in allen imperialisti­
schen Ländern, Übergang zur direkten 
Beschlagnahme von Reichtümern der 
Dritten Welt und gemeinsame An­
strengungen zur weltweiten Senkung 
der Agrarpreise - würde auch die Wi­
dersprüche unter den Imperialisten 
dämpfen. Die US-Monopole, bedeu­
tende Gläubiger der Dritten Welt, 
könnten auf reiche Beute hoffen und 
sich sowohl von der Steigerung der 

Rüstungen wie von der Senkung der 
Agrarpreise Möglichkeiten zur Aus­
weitungen ihrer Exporte versprechen. 
Ihr Leistungsbilanzdefizit, im vergan­
genen Jahr immerhin bei 140 Mrd. 
Dollar .(im gleichen Jahr erzielte Japan 
einen Überschuß von 80 Mrd. Dollar, 
die BRD einen von 35 Mrd. Dollar) 
würde vermutlich zurückgehen. Den­
noch: Bis 1990 werden die US-Imperi- 
alisten mit 600 bis 800 Mrd. Dollar bei 
japanischen und westeuropäischen 
Geldgebern verschuldet sein, werden 
US-Monopole jährlich 40 bis 55 Mrd. 
Dollar ihrer Profite als Zins an ihre 
größten Konkurrenten abfuhren müs­
sen. Kein Wunder, daß deshalb alle auf 
dem Gipfel vereinten Mächte weitere 
Angriffe gegen die Lohnabhängigen in 
ihren Ländern abstecken, um auf diese 
Weise ihre Stellung in der imperialisti­
schen Konkurrenz zu verbessern.

So wurde auf der schon erwähnten 
OECD-Konferenz am 13. Mai auch ein 
Bericht verabschiedet, der in allen Län­
dern der OECD „flexiblere Arbeitsmär- z 
kte“ verlangt und die Absicht der Im- 
perialisten kräftigt, durch weitere Flexi­
bilisierung, Qualifzierungsprogramme 
und Beschäftigungsprogramme „einen 
neuen Rahmen für die Arbeitsmarkt­
politik“ in ihren Ländern zu schaffen. 
Lohnsenkung, weitere Nacht- und 
Wochenendarbeit, „Qualifizierungspro­
gramme“ anstelle von Arbeitslosenver­
sicherung und Zwangsarbeit, wo auch 
die „Qualifizierung“ sich für die Kapi­
talisten nicht mehr lohnt - nach diesen 
Grundsätzen streben alle Imperialisten 
eine weitere Besserung ihrer Stellung 
in der imperialistischen Konkurrenz 
an.
Quellenhinweis: BMWi, Aktuelle Bei­
träge zur Wirtschafts- und Finanzpoli­
tik, 15.5. und 29.5.; USIS, Amerika- 
Wirtschaftsdienst, 21.5. und 1.6.; Han­
delsblatt, 3.6. bis 6.6. - (rül)

DGB für radikalenbeschluß­
gereinigte Maßnahmen der ILO

In seiner Stellungnahme vom 18.5.87 
zum Bericht der ILO über die Berufs­
verbotspraxis der BRD fordert der 
DGB die Exekutive auf, „ihre Verwal­
tungspraxis im Sinne der Feststellun­
gen des Ausschusses, der grundlegen­
den Entscheidung des Bundesverfas­
sungsgerichts und der daraus resultie­
renden DGB-Forderung zu ändern.“ 
Wie der Radikalenbeschluß des 
BVerfGE vom 22.5.75, der vom Beam­
ten verlangt, sich im jeweils regieren­
den Staat zu Hause zu fühlen und an­
deren zu dieser Befindlichkeit zu ver­
helfen, mit den kritischen Feststellun­
gen des ILO-Ausschusses zu verein­
baren sein soll, bleibt Geheimnis des 
DGB. Der ILO-Bericht kritisiert in den 
Abschnitten 480ff eindeutig das Kon­
zept der Verfassungsfeindlichkeit des 
Radikalenbeschlusses, betont die Lega­
lität nicht verbotener Parteien und ver­

langt, daß Staatsbeschäftigte sich in 
solchen Parteien organisieren können 
und das Recht haben, grundlegende 
Umwälzungen der Verfassungsord­
nung mit legalen Mitteln zu vertreten. 
Der DGB fordert, nur „konkretes, ver­
fassungsfeindliches Verhalten“ zu diszi­
plinieren, läßt aber offen, was er unter 
„verfassungsfeindlich“ versteht.
- (zem)

BRD-F-GB: Gemeinsame 
Rakete gegen Panzer

Die drei Rüstungsdirektoren, d.h. die 
für die Rüstungsplanung zuständigen 
höchsten Beamten der Verteidigungs­
ministerien der BRD, Frankreichs und 
Großbritanniens einigten sich am 3.6. 
über ein neues Rüstungsvorhaben. 
Eine gemeinsame Panzerabwehrrakete 
soll ab den 90er Jahren zur Verfügung 
stehen. Die Rakete soll ein „Fire and 
forget“-Infrarotleitsystem erhalten, also 
nach Abfeuerung selbständig ihr Ziel 
suchen. Das entsprechende Regie­

rungsabkommen soll noch im Oktober ( 
von den Verteidigungsministern der 
drei Staaten unterzeichnet werden. 
Eine solche Vereinheitlichung bei den 
panzerbrechenden Waffen würde auch 
auf anderen Gebieten eine weitere 
Standardisierung der Bewaffnung der 
westeuropäischen Imperialisten nach 
sich ziehen. Die „europäische Sicher­
heitspolitik“ rückt so durch Koopera­
tion auf waffentechnischem Gebiet 
erneut näher. (Quelle: FAZ, 4.6.87 - 
rül)

Schiwkow in Bonn: 
Lauter Zumutungen 

Vom 2. bis 6.6. besuchte der bulgari­
sche Präsident Schiwkow zum zweiten 
Mal die BRD. Zum ersten Mal war 
Schiwkow vor 12 Jahren in die BRD 
gekommen. Einen 1984 geplanten 
zweiten Besuch sagte er wegen der Sta­
tionierung der Mittelstreckenraketen 
und der zunehmenden revanchisti­
schen Hetze der BRD gegen die Staa-
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Chemiekonzerne

Rekordgewinne H 085/86/87 
füDDen die Kriegskasse

Im Mai haben die Chemiekonzeme ih­
re Geschäftsberichte für 1986 vorge­
legt. Nach dem als Rekordjahr gefeier­
ten 1985 konnten Bayer, BASF, 
Hoechst 1986 erneut riesige Gewinne 
einsacken. Die meisten Unternehmen 
der chemischen Industrie konnten ihre 
Gewinne trotz Umsatzrückgang von 
mehr als 10 Prozent gegenüber 1985 
nochmals - zum Teil erheblich - stei­
gern. Die drei IG-Farben-Nachfolger 
schütten wiederum je 20 Prozent Di­
vidende auf den Aktiennennwert aus.

So erzielte der Bayer-Konzern 1986 
trotz gesunkener Umsätze das beste 
Ergebnis in der bald 125jährigen Fir­
mengeschichte. Der Gewinn vor Steu­
ern erhöhte sich nochmals um 4,9% 
auf 3,3 Mrd. DM. Nach Angaben des 

x Konzern-Vorstands waren anhaltend 
hohe Kapazitätsauslastung, gesunkene 
Rohstoff- und Energiepreise (u.a. auf­
grund niedrigen Dollarkurses) und sin­
kende Zinszahlungen aufgrund erneu­
ter Rückführung der Finanzschulden 
Voraussetzungen für diesen Rekordge­
winn. Auch der Hoechst-Konzern 
konnte seinen Gewinn vor Steuern 
1986 um ca. 2% auf 3,211 Mrd. DM 
steigern. Durch den Ende 1986/An- 
fang 1987 für fast sechs Mrd. DM voll­
zogenen Kauf des US-Konzems Cela­
nese hat sich Hoechst zum größten 
Chemiekonzem der Welt vor DuPont 
(USA), zum zweitgrößten Chemiekon­
zem der USA nach DuPont und zum 
größten Faserproduzenten der USA 
aufgeschwungen. Von dem Kaufpreis 
hatte Hoechst die Hälfte flüssig. Insbe­
sondere sollte durch den Kauf auch 

der deutliche Rückstand gegenüber sei­
nen Konkurrenten Bayer und BASF 
auf dem US-Markt wettgemacht wer­
den. Der BASF-Konzem weist zwar 
von den drei großen Chemiemonopo­
len den bei weitem geringsten Gewinn 
vor Steuern mit 2,627 Mrd. DM aus 
(minus 13%). Würde man allerdings 
außerordentliche bilanztechnische 
Maßnahmen berücksichtigen, stiege 
der Gewinn vor Steuern bereits auf 
mehr als 3,3 Mrd. DM an. BASF 
konnte seine Finanzschulden um 
knapp eine Mrd. DM senken und seine 
flüssigen Mittel um weitere 1,8 Mrd. 
DM aufstocken. Nach dem Kauf des 
Farben- und Lackproduzenten Inmont 
(USA) für ca. 3 Mrd. DM in 1985 sind 
bereits wieder reichliche Geldmittel 
„für die Realisierung neuer Ideen“ ge­
sammelt. BASF, Bayer und Hoechst 
wendeten bei ihrem Geschäft der Ge­
winnmaximierung 1986 weltweit wie­
der ca. 485000 Arbeitskräfte an. Die 
Sachinvestitionen, von Firmenkäufen 
einmal abgesehen, erhöhten sich 1986 
um Größenordnungen von 8 bis 15% 
auf Beträge zwischen 2,4 und 2,7 Mrd. 
DM. Während der Anteil des im Aus­
land erzielten Umsatzes aufgrund des 
Dollarkurses 1986 mit Ausnahme von 
BASF (Inmont-Kauf) leicht gesunken 
ist - BASF, Bayer und Hoechst haben 
einen Auslandsanteil von 64, 72 und 
79 Prozent -, rüsten sich alle drei 
großen Monopole für weitere Erfolge 
in den imperialistischen Konkurrenz­
schlachten, insbesondere auf dem US- 
Markt. Allein BASF will in den USA in 
den nächsten fünf Jahren ca. zwei 
Mrd. DM in Sachanlagen und Aus­
rüstung investieren. Sieben Werke sind 
gegenwärtig bereits im Bau oder ge­
plant. Allein 1986 eröffnete BASF drei 
neue Forschungszentren in den USA 
für Agrarchemie, für Farben und 
Lacke sowie für Verbundstoffe. Bayer

hat angekündigt, den Schwerpunkt sei­
ner Forschungsaktivitäten künftig nach 
USA und Japan zu verlagern. Schon 
heute setzt Bayer 64% der Forschungs­
kosten in der BRD ein, aber bereits 
22% in den USA, 11% im übrigen 
Europa und 3% in Japan. Die drei 
großen Konzerne haben in den vergan­
genen Jahren ihre riesigen Gewinne - 
außer zur Zahlung einer kräftigen Divi­
dende an ihre Aktionäre (1986 zusam­
men 1,7 Mrd. DM) - dazu verwendet, 
ihre Eigenkapitalquote drastisch zu 
erhöhen, die Verschuldung zu senken 
und die Rückstellungen aufzustocken. 
Der Aufwand für Sachinvestitionen 
sowie für Forschung wurde deutlich 
erhöht. Auch 1987 und in den näch­
sten Jahren erwarten sie riesige Gewin­
ne. Bayer beispielsweise geht von einer 
Gewinn-Wachstumsrate von durch­
schnittlich fünf Prozent jährlich in den 
nächsten fünf Jahren aus. Es gibt wirk­
lich allerhand gute Gründe, die IG- 
Farben-Nachfolger nicht weiter ihre 
Kriegskassen füllen zu lassea 
Quellenhinweis: Handelsblatt, 7.5,
14.5., 15.5., 18.5., 26.5.; - (mio)

BRD - Kurdistan
Sozialdemokratische Kräfte 

fordern Verbot der PKK

Am 7. März wurde in München ein 
Mitglied der kurdischen Befreiungs­
front ERNK getötet, am 3. Mai in 
Hannover ein Vorstandsmitglied der 
kurdischen Organisation Komkar. Die 
Polizei hat die Täter nicht ermittelt. 
Die Polizei verschärfte die Repressalien 
gegen kurdische Organisationen und 
deren Mitglieder, insbesondere gegen 
die kurdischen Arbeitervereine Feyka- 
Kurdistan, die sich an dem bewaffne-

ten Osteuropas kurzfristig ab. Auch 
dieses Mal mußte sich der bulgarische 
Präsident eine Fülle von Zumutungen 
anhören. Obwohl Bulgarien bereits 
zweimal abgelehnt hatte, erneuerten 
sowohl von Weizsäcker wie Kohl die 
westdeutsche Forderung, ein BRD- 
Kulturinstitut in Sofia zuzulassen. Die 
BRD-Imperialisten wollen über dieses 
Institut ihre revanchistische Propagan­
da für „deutsche Volksgruppenrechte“ 
in Bulgarien verbreiten. Kohl ergänzte 
dies um die Forderung, die bulgarische 
Regierung solle sich gegenüber der 
„Pflege deutscher Kriegsgräber zugäng­
licher zeigen“ (FAZ, 3.6.) Ebenfalls 
von Kohl mußte sich der bulgarische 
Regierungschef dann noch anhören, 
das Verhältnis BRD-Bulgarien sei 
„nicht historisch belastet.“ Die Reaktio­
nen Schiwkows auf diese Zumutungen 
sind nicht bekannt Weder die SPD 
noch die Grünen haben gegen diese 
Zumutungen der BRD an die Adresse 
Bulgariens protestiert. - (rül)

Der Staatsminister im Auswärtigen Amt Schäfer (FDP) hat BRD-Firmen aufge­
fordert, in Südafrika zu bleiben. „Bonn liege daran, daß sie dort vertreten blieben 
und ihre Bemühungen fortsetzten, die Apartheid zu unterlaufen“, berichtet die 
„FAZ“. Dieser dreiste Versuch, BRD-Konzeme in Südafrika zur „Opposition“ 
gegen die Apartheid zu schlagen, soll den westdeutschen Monopolen weitere 
Geschäfte erlauben. Wie Azanier dies sehen, dokumentiert das Bild von Manfred 
Zylla („Metallart“) aus Südafrika: Die imperialistischen Monopole sind die Her­
ren des Landes - noch. - (rül)



Seite 8 Aktuelles aus Politik und Wirtschaft Politische Berichte 12/87

ten Befreiungskampf der Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK) orientieren. Der 
Bundesinnenminister verstärkt die Ver­
botsdrohungen und behauptet im neu­
en Verfassungsschutzbericht, „aus der 
Agitation der PKK wird eine starke 
gewaltorientierte Einstellung deutlich.“

Trotz dieser Drohungen fordern 
jetzt linke, sozialdemokratische Kräfte 
staatliche Verfolgung von Anhängern 
der PKK Vertreter des Initiativaus­
schusses für ausländische Mitbürger 
Hessen, der Gesellschaft für bedrohte 
Völker, des Kölner Komitees gegen 
menschenfeindliche Ausländerpolitik 
und Rassismus und von Komkar ga­
ben Ende Mai eine Erklärung ab, über 
die die DKP-Zeitung UZ zustimmend 
berichtete. Darin heißt es u.a.:

„Eine Qualität unserer Gesellschaft 
und unserer Verfassung ist es, daß 
Menschen aus Kurdistan hier ihre be­
rechtigten kulturellen und politischen 
Forderungen artikulieren können, ein 
Recht, das ihnen in ihren Heimatlän­
dern verwehrt wird. Durch die Terror­
akte der PKK ... wird ... der Auslän­
derfeindlichkeit und dem Rassismus in 
der Bundesrepublik Deutschland Vor­
schub geleistet ... Daher fordern wir 
die Behörden der Bundesrepublik 
Deutschland auf, Menschen aus Kurdi­
stan und ihre Organisationen zu schüt­
zen; dies schließt ein, daß mit Mitteln 
des Rechtsstaates gegen die Gewalttä­
ter vorgegangen wird.“

Es ist eine Lüge und Beschönigung, 
daß die Kurden in der BRD ihre be­
rechtigten kulturellen und politischen 
Forderungen artikulieren könnten. Sie 
werden unterdrückt, noch nicht einmal 
ihre Sprache ist amtlich anerkannt Die 
Autoren beschuldigen „diese feigen 
Mörder im Kreis der PKK“, können 
keinen einzigen der Mordvorwürfe 
beweisen und enden mit Forderungen 
nach staatlichem Eingreifen. Mit der 
Erklärung der Europavertretung der 
ERNK vom 8.5., in der sie klarstellt, 
daß sie mit dem Mord von Hannover 
nichts zu tun hat, setzen sich die Auto­
ren nicht auseinander. Die ERNK er­
klärte: „Es ist bereits so weit, daß sie 
jedes Ereignis auf ihren Straßen unse­
rem Volk und dessen Führerin, der 
PKK, zuschreiben ... Wir sagen, daß 
alle uns durch unsere Taten kennen 
sollen und nicht den Fehler machen 
dürfen, Sachen, mit denen wir nichts 
zu tun haben, uns zuzuschreiben.“

Die Autoren der Erklärung haben 
nur in einem recht: Es ist verwunder­
lich, daß die Polizei zur Aufklärung der 
Vorfälle nicht beiträgt. Das spricht nur 
gegen die Polizei und nicht gegen PKK 
oder Komkar. Geheimdienst und Ver­
fassungsschutz sind in Händen von 
CSU-Beamten und Leuten, die ihre 
Berufserfahrungen beim „Celler-Loch“ 
machten. Diese arbeiten mit dem tür­
kischen Geheimdienst zusammen und 
sind womöglich an den Morden betei­
ligt. Ware es nicht angebracht, deren 
Tätigkeit zu verfolgen? (jöd, rül)

Studentenstreiks in Niedersachsen

Alle gegen Studienge^ühren, aber 
nicht unbedingt gegeim EliMildung

Zur Überraschung wohl aller führten 
die „Sparbeschlüsse“ der niedersächsi­
schen Landesregierung (s. Pol. Ber. 
10/87), die u.a. die Einführung von 
Studiengebühren für „Langzeitstuden­
ten“ (500 DM ab 4. Semester über 
BAFöG-Förderungshöchstdauer, Plan- 
stellenwiederbesetzungs- und 12°/oige 
Sachmittelsperre) vorsehen, zu den 
größten Studentenstreiks und -demon- 
strationen der letzten Jahre. Überra­
schend deshalb, weil die Umstellung 
des BAFöG auf Darlehen, die Novelle 
zum Hochschulrahmengesetz und zum 
Niedersächsischen Hochschulgesetz 
und andere gesetzliche Maßnahmen 
weit einschneidendere Folgen für die 
Lage gerade der armen Studenten ge­
habt haben, ohne zu solchen Protesten 
zu führen.

An allen niedersächsischen Hoch­
schulen fanden Demonstrationen statt, 
am 11.5. in Göttingen allein 15000 
Studenten (d.h. jeder zweite Student 
der Universität), am 26.5. bei der nie­
dersachsenweiten Demonstration in 
Göttingen zwischen 25000 und 30000.

Rund 4000 Studenten umkreisen Wissenschaftsminister Cassens vor der Fach­
hochschule in Hannover und verlangen den Wegfall der Studiengebühren.

Diese letzte Demonstration führte zum 
Abbruch der Jubelfeierlichkeiten zum 
250-jährigen Bestehen der Göttinger 
Universität und zur Ausladung des 
Bundespräsidenten v. Weizsäcker, ei­
nen Tag bevor er die theologische Eh­
rendoktorwürde verliehen bekommen 
sollte. Der Abbruch war äußerst 
schmerzhaft für die Landesregierung, 
und sie zögerte bis zuletzt, ob sie die 
Demonstration zerschlagen oder die 
Jubelfeierlichkeiten abbrechen soll.

Hinterher ist sie von der Presse uni­
sono ob ihrer Klugheit gerühmt wor­
den. Die Demonstration sei „nicht ver­
bissen, sondern selbstbewußt und eher 

fröhlich“ gewesen, „Chaoten und Au­
tonome waren isoliert“, „noch nie hat 
es soviel Gemeinsamkeiten zwischen 
Studenten und Professoren gegeben“; 
es folgte die Aufforderung an die Lan­
desregierung, „auf die Signale zu hö­
ren ... und nicht erst, wenn Gewalt 
Ausrufezeichen hinter diskutierbare 
Forderungen setzt“

Als zentrale Forderungen der De­
monstration, zu der neben den Asten 
bzw. Streikräten Schülervertretungen, 
der DGB, Arbeitsloseninitiativen, SPD 
und Grüne aufgerufen hatten, waren 
beschlossen worden: „Rücknahme aller 
Sparbeschlüsse! Solidarität statt Selek­
tion! Bildung für alle statt Elite!“ Trotz 
des Beschlusses ging es vielen Studen- f 
ten aber nur um die Rücknahme der' 
Studiengebühren. Ein autonomer Red­
ner, der ausführte, daß Forschung 
immer den kapitalistischen Interessen 
untergeordnet ist und die Drittmittel­
forschung angriff, wurde von einem 
Teil der Demonstration ausgepfiffen. 
Gut behaupten konnte sich in der

Demonstration dagegen, wer für einen 
ökologischen und sozialen Umbau der 
Gesellschaft eintrat. Aber auch das 
„Forschungsland Niedersachsen“ wur­
de in einem Sarg zu Grabe getragen, 
und Forderungen nach Erhalt be­
stimmter Institute waren häufig. Ent­
gegen dem Beschluß des Streikrats, 
kein Spalier durch die Polizei zuzulas­
sen, fanden viele nichts dabei, als Lin­
ke von der Polizei in die Zange ge­
nommen wurden, „stattdessen fanden 
Distanzierungen von der Demoleitung 
statt, die notwendige Solidarität des 
Demozugs brach dadurch zeitweise 
zusammen.“ (Info des Streikrats, 1.6.)
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Zur sozialen Lage 
der Studenten

Welche Studenten trifft die nieder­
sächsische Landesregierung mit der 
Verhängung von Studiengebühren für 
„Langzeitstudenten“? In den letzten 
Jahren haben sich die Fachstudien­
zeiten, d.h. die Semesterzahl bis zur 
Erlangung des entsprechenden Ab­
schlusses, nicht in dem gleichen Maß 
gesteigert wie die Verweildauer an der 
Hochschule. Während die durch­
schnittliche Fachsemesterzahl für 
Diplomstudiengänge von 11,4 (1974) 
auf 11,8 (1984) Semester stieg, ver­
längerte sich die Verweildauer von 
12,1 (1974) auf 14,0 (1984) Semester. 
Bei den Lehramtsstudiengängen be­
trug die Fachsemesterzahl 1974 8,6 
Semester, 1984 10,5; die Verweildau­
er stieg von 9,7 (1974) auf 12,9 
(1984) Semester. An den Fachhoch­
schulen gibt es bisher eine solche 
Entwicklung nicht.

Das Deutsche Studentenwerk er­
klärt dies in seiner neuesten Sozial­
erhebung (Daten bis einschließlich 
Sommersemester 1985) in erster 
Linie mit einer Reaktion der Studie­
renden auf die veränderte Arbeits­
marktlage. Es „ist der Anteil deijeni- 
gen Hochschulabsolventen, die auf­
grund von z.B. arbeitsmarktbedingten 
Ubergangsschwierigkeiten aus mehr 
oder weniger formalen Gründen 
immatrikuliert bleiben, ohne ernst­
haft einen Studienabschluß anzustre­
ben, in den letzten Jahren stetig ge­
wachsen. Ihre Zahl wurde 1979 mit 
10% geschätzt; 1984 waren es bereits 
20% der Absolventen“ an wissen­
schaftlichen Hochschulen. Besonders 
hiervon betroffen sind die Lehramts­
studiengänge. Viele dieser „Langzeit­
studenten“ gehen irgendeiner Tätig­
keit nach, mit der sie ihren Lebens­

unterhalt finanzieren, und suchen 
gleichzeitig eine Stelle entsprechend 
ihrem Studienabschluß. Diese Mög­
lichkeit wird nun durch die Verhän­
gung von Studiengebühren verbaut. 
Die Auswirkung auf die Studienbe­
dingungen wird eine weitere Anhei­
zung der Konkurrenz sein.

Mit Sicherheit sind aber auch an­
dere Gründe für die verlängerte Ver­
weildauer an den Hochschulen aus­
schlaggebend; denn 32% der „Lang­
zeitstudenten“ müssen auch während 
des Semesters laufend arbeiten, ge­
messen an der Gesamtheit der Stu­
denten müssen dies nur 20%. Allein 
in den Jahren ’82 bis ’85 hat sich die 
soziale Lage der Studenten merkbar 
geändert. Erhielten ’82 noch 37,1% 
der Studenten BAFöG, so waren es 
’85 nur noch 27,0%. Der Anteil der 
Studenten, die ihr Studium aus­
schließlich über BAFöG finanzieren, 
ist von 14% (1982) auf 10% (1985) 
gesunken. 1985 mußten mehr Stu­
denten während des Studiums arbei­
ten (55%) als 1982 (50%). Immer 
mehr Studenten müssen drei und 
mehr Finanzierungsquellen für ihr 
Studium nutzen.

Das Deutsche Studentenwerk stellt 
fest, daß vor allem bei Studenten, de­
ren Eltern Arbeiter, einfache Ange­
stellte oder Beamte des einfachen 
und mittleren Dienstes sind und de­
ren Einkommen nur knapp über der 
BAFöG-Bemessungsgrenze liegen, es 
„diesen Eltern schwer zu fallen 
(scheint), Beiträge in der Größenord­
nung aufzubringen, die zu erwarten 
wären, wenn man die Bedarfssätze 
nach dem BAFöG zugrundelegt“. Bei 
Studenten, die zwar geringe BAFöG- 
Leistungen erhalten und gleichzeitig 
von den Eltern unterstützt werden, 
fällt auf, daß diese trotz eigener Ar­
beit weniger Geld zur Verfügung ha­

ben als der Durchschnitt
Das BAFöG war noch nie kosten­

deckend; mittlerweile ist es schon in 
der Mehrzahl der Fälle zu einer Ne­
beneinnahmequelle geworden. Der 
Anteil der Studenten, deren Eltern 
wenig verdienen, ist von 23% (1982) 
auf 20% (1985) gesunken. Obgleich 
der Widerstand gegen die Studienge­
bühren große Teile der Studenten 
mobilisiert hat, ist uns nicht bekannt, 
daß Forderungen nach BAFöG-Erhö- 
hung im Mittelpunkt standen. Grün­
de dafür sind sicher darin zu suchen, 
daß das BAFöG für die Masse der 
Studenten keine zentrale Rolle mehr 
spielt.
Quellenhinweis: Das soziale Bild der 
Studentenschaft in der Bundes­
republik Deutschland, 11. Sozialerhe­
bung des Deutschen Studentenwerks, 
Schriftenreihe Hochschule, Hrsg. 
Bundesminister für Bildung und Wis­
senschaft

Ganz offenbar haben sich unter der 
Forderung „Weg mit den Studienge­
bühren“ ganz unterschiedliche Interes­
sen und politische Richtungen nur 
scheinbar vereint. Z.B. sind in Göttin­
gen Burschenschafter sogar in Wichs in 
der Demonstration aufgetaucht, ohne 
entfernt zu werden. Gleiches gilt für 
den RCDS.

Stützen können sich Burschenschaf­
ten und RCDS auf die Professoren, mit 
deren Argumentation sie beinahe wört­
lich übereinstimmen. Z.B. hat die 
Westdeutsche Rektorenkonferenz 
(WRK) eine Erklärung „zu den Sparbe­
schlüssen der Niedersächsischen Lan­
desregierung“ verbreitet, in der es in 
Bezug auf zu geringe Finanzmittel 
heißt: „Diese Entwicklung ... ist voll­
ends unvereinbar mit politischen For­
derungen nach mehr Spitzenforschung 
und Elitebildung ... Auch als sog. 
,ordnungspolitische1 Maßnahme zur 
Verkürzung der Studiendauer lehnt die 

WRK Studiengebühren für ,Langzeit­
studenten4 ab. Die WRK bekennt sich 
erneut zur Verpflichtung der Hoch­
schulen und insbesondere der Hoch­
schullehrer, alle Anstrengungen zu ei­
ner Straffung des Studiums und Ver­
kürzung der tatsächlichen Studienzei­
ten zu unternehmen ... Dies setzt dif­
ferenzierte Maßnahmen auf verschie­
denen Ebenen voraus, ... ,Strafgebüh­
ren4 für sog. ,Bummelstudenten4 mö­
gen populär erscheinen, bei nüchterner 
Analyse des Problems gehen sie an der 
Sache vorbei und treffen die Falschen.“ 
(1) Auch für den RCDS handelt es sich 
bei den Studiengebühren um „soziale 
Auslese“ statt „intellektueller Elitenbil­
dung“.

Wer sind die „Falschen“, die es jetzt 
trifft, wo WRK und RCDS doch noch 
jede Schweinerei der vergangenen Jah­
re mitgetragen haben und auch nach 
wie vor der Meinung sind, daß es zu 
viele „Unbegabte“ an den Hochschu­

len gibt? Bundesbildungsminister Möl­
lemann (FDP) erklärt, daß beim 
BAFöG dieses Jahr keine gravierenden 
Änderungen zu erwarten sind, kündigt 
aber „in kürzerer Frist eine Lösung 
von Problemfällen an, die in letzter 
Zeit gehäuft für Familien mit mittleren 
Einkommen auftreten (Mittelstands­
loch). Wenn auch der finanzpolitische 
Spielraum sehr begrenzt sei, müsse in 
akuten Notlagen den Eltern geholfen 
werden, erklärte Möllemann“ (2). Es 
sieht so aus, als ob die Landesregie­
rung in dieses „Mittelstandsloch“ getre­
ten ist. Es kann gut sein, daß jetzt als 
nächstes eine besondere Förderung des 
Nachwuchses von Professoren und 
Ärzten u.ä. ins Werk gesetzt wird.
Quellenhinweis: (1) Braunschweiger
Erklärung des 51. WRK-Senats vom 
25.05.87 zu den Sparbeschlüssen der 
Niedersächsischen Landesregierung; 
(2) Deutsche Universitätszeitung, 11/ 
87, S.12f. - (kek, sae)
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Die Grünen

Grüne Spitzenpolitiker wollen soziale 
Orientierung bei den Grünen beseitigen

In letzter Zeit haben sich die Angriffe 
auf die Grünen verschärft. Die bürger­
lichen Parteien und der Staatsapparat 
haben die Politik der Grünen mit ver­
teilten Rollen bekämpft, mit offener 
Unterdrückung, mit hinterhältigen 
Appellen, vernünftig zu werden, den 
Rechtsstaat anzuerkennen und dem 
Sachverstand der Wirtschaft zu folgen, 
und mit liebevoller Erdrückung. Das 
erschwerte die Gegenwehr der Grünen 
ganz beträchtlich und zeigt bei ihnen 
eine gewisse Wirkung.

- Konservative forderten die Unter­
drückung und das Verbot der Grünen. 
Die Grünen und Alternativen seien das 
„legale Umfeld“ des Terrorismus, ver­
trat der Westberliner Justizsenator und 
Mitverfasser des Grundgesetzkommen­
tars Rupert Scholz. Im Zusammen­
hang mit der Kampagne gegen die 
Volkszählung wurden die Räume der 
Bundestagsfraktion der Grünen durch­
sucht, Telefone abgestellt und in der 
Bundestagsdebatte dazu auf das 1956 
vollzogene Verbot der KPD verwiesen. 
Ein Grüner zu sein, wird immer mehr 
ein Risiko. Faschisten gehen dazu 
über, Büros der Grünen zu zerstören 
(z.B. in Düsseldorf).

- Die Liberalen haben die Grünen 
in der Außenpolitik ausgestochen. Die 
FDP hat die Politik des Wirtschaftsex- 
pansionismus und des weltweiten Frei­
handels mit der Friedenspolitik ver­
bunden. Sie hat mit der Elitetheorie 
und dem Leistungsdenken unter der 
werktätigen Intelligenz propagiert: 
Nehmt, was ihr kriegen könnt! Den 
Grünen gelang es nicht, mit ihren 
Theorien vom Konsumverzicht u.a. 
das zu stoppen. In der Innenpolitik ist 
die FDP für Unterdrückung mit Au­
genmaß und Vernunft eingetreten - 
wer klug ist und es nicht zu weit treibt, 
kommt davon.

- Die Sozialdemokraten haben in 
zahlreichen Koalitionsverhandlungen 
auf Landes- und Kommunalebene ver­
sucht, die Grünen im Bündnis zu er­
drücken. Wirtschaftswachstum, mehr 
Arbeitsplätze sollte die Grundlage je­
der Reform sein, unabhängig davon ob 
durch ABM-Maßnahmen, zweiter Ar­
beitsmarkt, durch Wirtschaftshilfen für 
die Kapitalisten, durch Kürzungen bei 
der Sozialhilfe. Unerträgliche soziale 
Bedingungen sollten mit Hilfe der 
Grünen geschaffen werden. In vielen 
Orten und einigen Ländern gingen die 
Grünen solche Koalitionen unter die­
sen Bedingungen nicht ein, in anderen 
eben doch. Das erzeugte Unruhe.

Viele Grüne meinten, daß sie es 
nicht nötig hätten, diese Angriffe zu­
rückzuweisen. Sie dachten auch, im­
mer breitere Kreise der Bevölkerung

würden ihre Politik akzeptieren und 
immer mehr Leute sie wählen. Sie 
müssen sich aber zu den gesellschaft­
lichen Widersprüche verhalten und 
müssen sich zur Politik des bürgerli­
chen Lagers äußern. Sind sie für die 
Armen oder die Reichen? Sind sie für 
die Kapitalisten oder die Lohnabhän­
gigen? Sind sie für die Arbeit oder das 
Kapital? Sind sie für die deutsche Iden­
tität oder gegen die Entrechtung der 
Ausländer? Bisher waren die Grünen 
eine Interessenpartei, die sich gegen­
über der bürgerlichen Gesellschaft ab­
grenzte und an die Politik der APO 
anknüpfte. Man kann über die APO 
denken, wie man will, eines ist aber 
gewiß, daß sie gegen Imperialismus 
und Kapital und für die Armen und 
die Arbeitenden immer gewesen ist. 
Wenn die Grünen an dieser Orientie­
rung nicht festhalten, werden sie un­
glaubwürdig.

Vor allem die grünen Fraktionen in 
den Gemeinderäten, die sich in zahl­
reichen nützlichen Auseinandersetzun­
gen für die sozialen Interessen der 
lohnabhängigen und werktätigen Be­
völkerung einsetzen, brauchen keine 
Verdunklung der sozialen Interessen. 
In den Gemeinderäten ist die Ausein­
andersetzung am entwickeltsten, die 
Angriffe aus dem bürgerlichen Lager 
am unmittelbarsten. Kommt hier die 
Entfaltung der praktischen Politik der 
Grünen ins Stocken, dann sieht es 
schlecht aus mit ihnen.

Es scheint aber so zu sein, daß die 
verschiedenen Gruppierungen grüner 
Spitzenpolitiker die gleichen Merkmale 
vorweisen: Sie wollen sich auf keine 
soziale Orientierung für die Politik der 
Grünen festlegen. Fischer setzte sich 
auf dem Bundesrealotreffen für andere 
Interessen ein: „Der Ansatz der Ökolo­
giebewegung und der Friedensbewe­
gung stellte zum ersten Mal nicht 
mehr nur Klassen- und Gruppeninter­
essen in den Mittelpunkt der Politik, 
sondern Gattungsinteressen.“

Soziale Interessen sind Klassen- und 
Gruppeninteressen. Die sozialen Inter­
essen der Armen und Arbeitenden, für 
die sie bisher eintraten, sollen fallen­
gelassen und niedergemacht werden 
und stattdessen das Menschsein, unab­
hängig ob Reich oder Arm, im Mittel­
punkt stehen. Statt die Diskussion über 
die politische Praxis und die bisherige 
Politik zu beginnen, fischen die grünen 
Spitzenpolitiker im Trüben und greifen 
auf „Strategien“ zurück, die im bürger­
lichen Lager beheimatet sind. Den 
nebenstehenden Dokumenten ist zu 
entnehmen, daß sie keinesfalls im „lin­
ken Ghetto“ landen wollen und daß es 
darum geht, in „neue Wählerschich­

ten“ vorzudringen. Fischer erklärte: 
„Genau deshalb ist die Öffnungsdis­
kussion innerhalb der Grünen hin zu 
neuen Wählerschichten von strategi­
scher Bedeutung. Genauer: Mehrhei­
ten für Inhalte gilt es herzustellen, und 
nicht radikale Selbstbestätigung gegen 
Mehrheiten zu setzen. Wenn man sich 
seiner politischen Grundlage sicher ist, 
kann man eine Öffnung zu neuen 
Wählerschichten riskieren, aber ein 
Risiko birgt solches Tun immer! Kön­
nen wir Grüne uns das zutrauen?4

Spitzenfunktionäre der Grünen ver­
suchen weiter, Themen populär zu 
machen, deren Bedeutung für die ört­
liche Praxis der Grünen auch bisher 
schon zumeist überschätzt wurde und 
die ihre Opposition gegen die Herr­
schenden schwächen. Es wird viel von

Menschenrechten, Blockfreiheit, Wert­
konservatismus, Rechtsstaatlichkeit, 
Mutter und Familie und den eben vor­
gestellten Gattungsinteressen gespro- ( 
chen. Über diese Themen wollen grü­
ne Spitzenpolitiker die gesellschaftliche 
Opposition, die sich großteils bei den 
Grünen sammelt, auf den bereiteten 
Boden der bürgerlichen Theorie zu­
rückführen. Das geht soweit, daß Fi­
scher vor Jeglicher Einäugigkeit“ bei 
den Menschenrechten warnt, eine Po­
lemik gegen antiimperialistische Posi­
tionen, die aber bei den Grünen noch 
selten ist.

Wenn sich die Grünen nicht bald er­
klären, daß sie auf der Seite der Ar­
men, der Ausländer und der Arbeiten­
den stehen, werden sie dieser Heraus­
forderung nicht standhalten. Die ent­
faltete politische Praxis der Grünen 
wird erlahmen. Ihre Mitglieder in den 
Gewerkschaften werden sich isolieren 
und die Grünen werden sich selber 
bündnisunfähig machen.
Quellenhinweis: Materialien des Bun­
desrealotreffen; Die Grünen, Presse­
dienst, Resolution des Bundeshaupt­
ausschusses. - (jöd)
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BoEwmemit© aus der 
DösEwssöou der Grünen

Erklärung der Versammlung von Real- 
politikem/innen am 28.5. in Frankfurt

Die Anwesenden sind sich einig, daß angesichts des Wahl­
ausgangs in Hamburg und Rheinland-Pfalz die handlungs­
orientierte Politikalternative in der Partei mit mehr Nach­
druck vertreten werden muß. Nicht „Spaltung“ ist ange­
sagt, sondern Konfrontation und Klärung. Grundsätzlich 
in der Veränderungsabsicht, pragmatisch und gewaltfrei in 
den Mitteln, ohne ideologische Scheu vor der Durchset­
zung der eigenen Politik innerhalb und außerhalb der Par­
lamente, innerhalb und außerhalb von Regierungen, das 
ist die realpolitische Perspektive für die Grüne Partei. Die 
Erfahrung zeigt: Nur durch den Willen zur realen Durch­
setzung bekommt unsere Politik ihre radikale Kraft. Die 
Stärke der Grünen liegt darin, in allen Politikfeldem einen 
offenen Diskurs mit den gesellschaftlichen Gruppen gera­
de außerhalb der Partei anzubieten und die Tabuisierung 
politischer Fragen aufzubrechen. Diesen Prozeß werden 
wir organisieren:
- durch Verstärkung unseres innerparteilichen Engage­
ments,
- durch Diskussionsangebote für die Gesamtpartei und die 
Öffentlichkeit,
- durch eine verstärkte Parteiarbeit in den Gremien der 
Partei,
- durch eine Intensivierung der Mitgliederwerbung.

Die Krise des Industriesystems, die Tendenz zur ökolo­
gischen Selbstvemichtung hat sich in den letzten Jahren 
trotz Ökologiebewegung und grüner Intervention in den 
Parlamenten weiter zugespitzt. Das internationale politi­
sche System beruht trotz weltweiter Friedensbewegung 
nach wie vor auf der Androhung gegenseitiger Massenver­
nichtung. Die Durchsetzung der Menschenrechte weltweit 
und ohne jegliche Einäugigkeit ist ebensowenig fortge­
schritten wie die Weiterentwicklung bürgerlicher Demokra­
tie hin zu individueller Freiheit in solidarischen gesell­
schaftlichen Verhältnissen.

1. Es ist grotesk, daß ausgerechnet die Grünen, die als 
erste Partei die pazifistischen Ziele der Friedensbewegung 
in den Parlamenten vertreten haben, in der gegenwärtigen 
Abrüstungsdebatte kaum vorkommen. Und dies ausge­
rechnet jetzt, wo es um eigene Initiativen und Vorschläge 
ginge, jetzt, wo sich vielleicht eine einmalige Chance bie­
tet, aus der ideologischen Aggression der beiden Blöcke in 
ersten Ansätzen herauszufinden, jetzt, wo der orginär grü­
ne Ansatz der Blockauflösung und -Überwindung aufgrund 
der Reformpolitik von Gorbatschow und der Krise Rea­
gans noch zur realen Politik zu Lebzeiten unserer Genera­
tion werden kann, schweigen die Grünen als organisierte 
Partei, anstatt alle Kräfte darauf zu konzentrieren. Ange­
sichts dieser historischen Chance müssen die Grünen sich 
ohne Wenn und Aber für die doppelte Nullösung einset­
zen. Diese Position werden wir in allen Parteigremien und 
Fraktionen vertreten.

2. Wir lehnen die Volkszählung ab: Die Einführung 
neuer Datentechnologien darf das Recht auf informationel­
le Selbstbestimmung nicht untergraben. Angesichts der 
durch die fortschreitende Verdatung des Alltagslebens ent­
stehenden Gefahren ist die Ausschöpfung aller Rechtsmit­
tel erforderlich und die Verweigerung der Daten ein be­
rechtigtes Mittel zivilen Ungehorsams. Nicht die Bürgerin­
nen und Bürger, sondern der Staat ist zu „Glasnost“ ver­
pflichtet. Demokratisches Mißtrauen ist ein selbstverständ­
liches Grundrecht. Wir wenden uns gegen Versuche, die 
Volkszählung zur innerstaatlichen Machtprobe hochzustili­
sieren. Martialisches Feldgeschrei ist unangebracht.

Nach dem guten Abschneiden der Grünen bei den Bun­

destagswahlen, dem Stimmenzuwachs bei den Hessenwah­
len bei gleichzeitiger Beendigung des rot-grünen Experi­
ments, den massiven Verlusten bei den Wahlen in Ham­
burg und dem knappen Ergebnis in Rheinland-Pfalz halten 
wir einen Strategieparteitag der Grünen zur Wahlauswer­
tung und Kursbestimmung für dringend notwendig. Wir 
werden deshalb über den Bundeshauptausschuss und Lan­
desmitgliederversammlungen einen Strategieparteitag in 
Verbindung mit dem geplanten Stiftungsparteitag unmittel­
bar nach den Wahlen in Schleswig-Holstein fordern. Nach 
den Sommerferien werden die Realpolitiker/innen ein er­
stes inhaltliches Treffen veranstalten. Als Schwerpunkte 
werden wir über die Themen Abrüstung/Menschenrechte, 
Frauenpolitik/Müttermanifest, Wiedergewinnung der öko­
logischen Meinungsführerschaft der Grünen, die Industrie- 
und Strukturpolitik, die Gewalt in der Politik und die Wei­
terentwicklung der Grünen Wirtschafts- und Sozialpolitik 
diskutieren. Zur Vorbereitung dieser Diskussion werden 
alle reformpolitischen Strömungen aufgefordert, die 
Grundzüge ihrer Positionen zur Zukunft der Grünen in 
einem Reader darzulegen.

Resolution des Bundeshauptausschusses der 
GRÜNEN vom 30./31.5.1987 in Roisdorf bei Bonn

Durch den Sieg der Wendeparteien in Hessen, die öffent­
liche Resonanz auf die Bundesversammlung in Duisburg 
sowie die Landtagswahlergebnisse in Rheinland-Pfalz und 
- vor allem - in Hamburg ist erneut eine Debatte „Grüne 
wohin?4 aufgebrochen. Der Bundeshauptausschuß nimmt 
dazu wie folgt Stellung ...
2. Die Wahlniederlage von „Rot-Grün“ in Hessen stellt 
alle Grünen vor die Aufgabe, das Ziel der Erringung von 
gesellschaftlichen und parlamentarischen Mehrheiten für 
eine andere Politik neu zu überdenken. Die jetzt im Bund 
und auf Länderebene vorrangige Aufgabe, eine konse­
quente Oppositionspolitik zu betreiben, wird von keiner 
Grünen-Strömung mißgedeutet als ein quasi freiwilliger 
Rückzug ins „linke Getto“ abstrakter Systemopposition. 
Gleichzeitig müssen wir begreifen, daß eine auf Mehrheits­
gewinnung ausgerichtete Politik mehr erfordert als eine 
parlamentarische Arithmetik der 51 Prozent. Es geht um 
die Herstellung gesellschaftlicher Mehrheiten für die 
Durchsetzung von Kernpunkten Grüner Politik ...
5. Der Bundeshauptausschuß beschließt die Durchfüh­
rung eines offenen Strategiekongresses im Frühjahr des 
nächsten Jahres. Diese Konferenz soll für Diskussionsteil- 
nehmer/innen von außerhalb der Grünen offen sein, die ; 
schon bisher zur Debatte über strategische Fragen inner­
halb des links-grün-altemativen Spektrums beigetragen 
haben.

Ausländer auf dem Parteitag der Grünen
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Iran

Trotz schwieriger Bedingungen 
Streiks und Kämpfe der Arbeiter

Der seit sieben Jahren andauernde 
Golfkrieg, der täglich umgerechnet 
etwa 30 Mio. DM kostet, der über 
300000 Tote, 400000 Invalide, Millio­
nen Obdachlose und 2,5 Millionen 
Flüchtlinge gekostet hat, hat die Ab­
hängigkeit Irans vom Weltmarkt und 
den imperialistischen Konzernen ver­
stärkt In der iranischen Wirtschaft 
herrscht, bedingt durch neokoloniale 
Abhängigkeiten, extreme Abhängigkeit 
von Rohstoff-, Halbwaren- und Kapi­
talimporten. 1984 betrug der Anteil der 
Kapitalgüter an der iranischen Indu­
strieproduktion nur 8%, der der Halb­
waren 24%. Im letzten Fünf-Jahresplan 
war bereits eine Reduktion von Impor­
ten im Konsumgüterbereich (von 
24,5% auf 15,4%) eingeplant Die Devi­
seneinkünfte werden 1986/87 nach 
Angaben des Ministers für Schwerin­
dustrie, Behzad Nabawi, höchstens 
sechs Mrd. US-Dollar betragen. Für 
die industrielle Produktion und Repro­
duktion würden jährlich mehr als sie­
ben Mrd. Dollar an Rohstoffen und 
Halbwaren benötigt. Seit 1984 ist ein 
Betrieb nach dem anderen zu Produk­
tionseinstellungen gezwungen. Die 
Produktion läuft mit weniger als 30% 
ihrer normalen Kapazität. Mitte Mai 
1986 bestätigt A Khamuschi, Direktor 
der Handelskammer, das enorme 
Haushaltsdefizit und unterstreicht: 
„Wenn nicht zu Sofortmaßnahmen ge­
griffen wird, werden die meisten Be­
triebe stillgelegt und drei Mio. Arbeiter 
werden arbeitslos.“ Laut offiziellen 
Angaben gibt es derzeit über fünf Mil­
lionen Arbeitslose. Da es keine Ar­
beitslosenunterstützung gibt, breiten 
sich Armut und Hunger aus. Das Ar­
beitsministerium hat aus Furcht vor 
den politischen und sozialen Folgen 
von Massenentlassungen die Betriebs­
leiter dazu aufgefordert, täglich nicht 
mehr als sieben oder acht Arbeiter zu 
entlassen. Beispiele für die schlechte 
Versorgungslage gibt es zur Genüge. 
Zwar erhält jede Familie eine Anzahl 
Rationierungsmarken, für die billig 
Grundnahrungsmittel gekauft werden 
können. Um die Lebensmittel auf 
Coupons zu erhalten, muß man aber 
stundenlang und oft erfolglos Schlange 
stehen. Auf dem freien Markt ist alles 
zu horrenden Preisen erhältlich. Ein kg 
Fleisch kostet rund drei Tagesverdien­
ste. Butter und auch Tempotaschentü­
cher wurden zu Luxusgütern erklärt. 
Die Inflationsrate beträgt 500%.

Verschärfte Ausbeutung
In allen Betrieben muß statt 40 Stun­
den pro Woche bei zwei arbeitsfreien 
Tagen 44-60 Stunden gearbeitet wer­
den. Mit Überstunden, die von den

Arbeitern „zur Unterstützung des Krie­
ges“ verlangt werden, beträgt die Wo­
chenarbeitszeit bis zu 75 Stunden. Die 
Arbeitslöhne liegen nach Zeitungsbe­
richten bei 1000 bis 1500 Rial pro Tag. 
Die Sozial- und Krankenversicherung 
kostet 3000-5000 Rial pro Monat, ihre 
Leistungen sind gleich Null. Die Arbei­
ter werden gezwungen, mindestens 
sechs Monate an die Front zu gehen, 
wenn sie ihren Arbeitsplatz behalten 
wollen. Neueingestellt wird sowieso 
keiner, der nicht im Krieg gewesen 
war. Schwere Arbeit, Mangelernährung 
und fehlende Gesundheitsversorgung 
fuhren dazu, daß kaum einer das Ren­
tenalter erreicht. Die Renten sind nicht 
gesichert. Massenentlassungen werden 
sowohl zur Reduzierung der Produk­
tion als auch zur Disziplinierung von 
Belegschaften und Steigerung der Aus­
beutungsrate durchgefuhrt. Essenszu­
schüsse werden gestrichen, Produk­
tionsbonusse nicht ausgezahlt. Die ver­
bliebenen Arbeiter müssen die Arbeit 
der Entlassenen mitmachen.

Forderungen der Arbeiter
Durch massive Unterdrückung der 

Arbeiterklasse, Hinrichtungen, Gefäng-

nis oder zumindest Entlassung von 
bewußten und kämpferischen Teilen 
der Belegschaften, Auflösung der von 
den Arbeitern in der Revolution ge­
wählten Fabrikräte und deren Erset­
zung durch „islamische Räte“ gelang es 
der islamischen Regierung, die Arbei­
terklasse einige Zeit zu desorganisie­
ren. Es gab aber zu keinem Zeitpunkt 
eine Situation, in der es nicht zu ein­
zelnen Auseinandersetzungen zwi­
schen Arbeitern und islamischen Be­
triebsleitungen gekommen wäre. 1982 

gab es landesweite Kämpfe der Erdöl­
arbeiter gegen Rundschreiben der Re­
gierung, in denen der Donnerstag als 
arbeitsfreier Tag (entsprechend dem 
Samstag) abgeschafft werden sollte, 
achtstündige Schichtarbeit in der Öl­
industrie eingeführt werden sollte und 
das Recht der Arbeiter auf 10%ige Mit­
beteiligung aufgehoben werden sollte. 
Weitere Bewegungen gab es unter den 
Erdölarbeitern auch gegen die Verrin­
gerung des Kinder- und Wohngeldes 
und die Erhöhung der Lohnsteuer. 
Zahlreiche Belegschaften waren 1981/ 
82 in Auseinandersetzungen um die 
Arbeiterräte verwickelt. Die Kapitali­
sten und Werksleitungen reagierten mit 
der Einschleusung von bewaffneten 
Regimeanhängem, „Pasdaran“ und 
„Hezb’ollahis“, die als Werksschutz, 
Spitzel und Schlägertrupps gegen auf­
müpfige Arbeiter operieren. Arbeiter, 
die an Streiks beteiligt waren, werden 
verhaftet, viele auch hingerichtet. Bis 
heute nehmen die Auseinandersetzun­
gen um Löhne und Arbeitsbedingun- f 
gen zu. Eine der wichtigsten Forderun­
gen, die in den Kämpfen erhoben wird, 
ist die nach Lohnerhöhung und Anpas­
sung der Löhne an die Steigerung der 
Lebenshaltungskosten. Betriebsleitun­
gen und Regierung verweisen auf die 
„Durchführung des Arbeitsklassifizie­
rungsplanes“, anhand dessen die 
Lohnerhöhungen erfolgen sollen. Der 
Plan könne aber nicht durchgeführt 
werden, solange die Zukunft einer

Fabrik ungewiß sei. In der Fabrik „Na- 
vard-e-Ahvaz“ in Ahvaz wurde im Feb­
ruar nach mehrjährigen Auseinander­
setzungen schließlich ein solcher Plan 
durchgeführt. Die Lohnerhöhung be­
trug für die unteren Lohngruppen nur 
360 Rial. Arbeiter mit zehn Jahren Be­
triebszugehörigkeit erhielten 6000 Rial. 
Dafür wurden aber den Arbeitern die 
Überstunden gestrichen, auf die sie 
wegen der niedrigen Löhne angewie­
sen waren, ebenso Essenszuschüsse 
und fünf Stunden Freizeit pro Monat.
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Weitere Forderungen richten sich 
nach ausreichender Kranken- und So­
zialversicherung, Arbeitsschutz- und 
Hygienemaßnahmen, Beseitigung von 
Wohnungsnot und Mietwucher. Der 
Kampf um Arbeitszeitverkürzung und 
die Ablehnung von Zwangsüberstun­
den steht ständig auf der Tagesord­
nung. Gefordert wird die Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit auf 40 Stunden 
und zwei freie Tage in der Woche. 
Weiter gibt es nach wie vor Boykott­
aktionen gegen die Wahlen „islami­
scher Räte“ und die Forderung nach 
Kündigungsschutz.

Insgesamt kann gesagt werden, daß 
die Arbeiter in den Betrieben trotz der 
brutalen Unterdrückung unruhig und 
kämpferisch sind, wenn auch diese 
Kämpfe in der Regel auf betriebliche 
Auseinandersetzungen beschränkt 
sind. An den Angriffen auf die Arbei­
terklasse offenbart sich der Charakter 
dieser Republik am deutlichsten. Kapi­
talistische Ausbeutung und imperiali­

Daten zur deutschen 
Expansion im Iran

Bereits 1857 werden im „preußisch- 
persischen Freundschafts- und Han­
delsvertrag“ die Möglichkeiten für 
Handelsbeziehungen erkundet. 1873 
wird ein zweiter „Freundschafts-, Han­
dels- und Schiffahrtsvertrag“ abge­
schlossen. 1885 folgt die Errichtung 
einer ständigen deutschen Gesandt­
schaft in Teheran sowie die Eröffnung 
einer deutschen Schule. Bis zum Be­
ginn des ersten Weltkrieges liegt 
Deutschland bereits an sechster Stelle 
der Einfuhrländer mit ca. drei Mio. 
Reichsmark (RM) und an siebter Stelle 
der Ausfuhrländer mit 0,5 Mio. RM. 
Nach dem ersten Weltkrieg versuchen 
das Deutsche Reich und die Industrie 
den Verlust der Kolonien durch ver­
stärkte Expansion in den Iran auszu­
gleichen. 1918 wird in Berlin die 
„Deutsch-Persische Gesellschaft“ 
(DPG) gegründet. Deutsche Konzerne 
erhalten die meisten Aufträge im Rah­
men der ehrgeizigen Industrialisie­
rungsprojekte Reza Khans. Die Firmen 
Julius Berger Tiefbau AG Berlin, Phil­
lip Holzmann AG und Siemens Bau­
union werden an einem Konsortium 
zum Bau der Nord-Süd-Eisenbahnstre­
cke beteiligt. 1927 erhält die Firma 
Junkers die Konzession zur Errichtung 
eines innerpersischen Flugnetzes. Die 
Firma Siemens baut das Telefonnetz 
aus. Bis 1933 erfolgt ein rasanter Auf­
schwung der Handels- und Wirtschafts­
beziehungen. Nach der Machtergrei­
fung der Nazis wird 1936 in Teheran 
die deutsch-iranische Handelskammer 
errichtet. Nach dem zweiten Weltkrieg 
wird diese Entwicklung ungebrochen 
fortgesetzt. Der deutsch-iranische Han­
del steigt von 428 Mio. DM im Jahr 

stische Abhängigkeiten prägen das 
Land stärker denn je. Versuche, die 
Importabhängigkeit der Wirtschaft auf 
Kosten des Lebensniveaus der Werk­
tätigen zu vermindern, sind fehlge­
schlagen.

Die Fortsetzung und erfolgreiche 
Stärkung der Kämpfe der Arbeiterbe­
wegung werden für die Aussichten der 
Opposition, besonders der revolutio­
nären Linken, entscheidend sein.

Für die westdeutsche Linke muß die 
Solidarität mit den unterdrückten Völ­
kern Irans und den Kämpfen der irani­
schen Arbeiterklasse in konkreten For­
derungen nach Beendigung der Waf­
fen- und anderen Geschäfte mit der is­
lamischen Republik und dem Abbruch 
der Beziehungen münden. 
Quellenhinweise: Neue Züricher Zei­
tung v. 1./2.2.87 u. 23.4.87; verschie­
dene Ausgaben der Zeitschriften „Resi­
stance“, „Report“, „Iran im Kampf4, 
„Freiheit für Iran“; Lutz Meyer: „Die 
Islam. Republik Iran - ein Beispiel für 

1961 auf 5,7 Mrd. DM im Jahr 1976 
(Exporte nach Iran). Die iranischen 
Exporte in die Bundesrepublik steigen 
von 914 Mio. DM 1961 auf 4,9 Mrd. 
DM 1976. Die Bundesrepublik ist zum 
wichtigsten Importpartner geworden. 
In Tabriz wird ein Mercedes-Montage­
werk errichtet, wo importierte Original- 
Einzelteile zu LKWs zusammengebaut 
werden. An sog. „Joint-venture-Unter- 
nehmen“ sind u.a. beteiligt: Hoch-Tief 
AG, DEMAG AG, Daimler Benz AG, 
Degussa, Bayer. Zwischen 1969 und 
1977 werden noch einmal 28 Joint­
venture-Gesellschaften gegründet. 
Auch in militärischer Hinsicht erleben 
die Beziehungen einen Aufschwung: 
400 Leopard-Panzer werden geliefert, 
Rüstungsindustrien in Lizenz errichtet, 
iranische Waffentechniker in der BRD 
ausgebildet. - In den Revolutionsjah­
ren 1978 und 1979 und den Jahren 
danach stagnieren die Beziehungen. 
Doch in der Islamischen Republik sind 
die Bedingungen für Fortsetzung und 
Ausweitung der Geschäfte gegeben. 
Noch nie hat der Handel zwischen der 
BRD und Iran eine solche Blüte erlebt, 
wie zur Zeit. 1985 liegt das Handelsvo­
lumen bereits bei über 18 Mrd. DM 
und ist damit doppelt so hoch wie in 
den besten Jahren des Schahregimes. 
Daimler und MAN liefern schwere 
LKW und Sattelzugmaschinen. Viele 
Fahrzeuge sind eindeutig als nichtzivile 
zu erkennen, so die ca. 400 olivfarbe­
nen Panzertransporter der Firma Faun 
und die dazugehörigen Auflieger der 
Firma Blumhardt, die 1982 über Bre­
men verschifft wurden. Seit Schah-Zei­
ten wird bereits das G3-Gewehr von 
Heckler und Koch in Iran in Lizenz 
gebaut. So verdienen sich westdeut­
sche Konzerne am Golfkrieg eine gol­
dene Nase.

Durch die islamischen Arbeitsgesetze 
wurden Frauen aus Ämtern, Ministe­
rien und Fabriken entlassen 

autozentrierte Entwicklung und Dis­
soziation?“ (in: „Orient“, Zeitschrift 
des Deutschen Orientinstituts, 3/85); 
„Berichte, Nachrichten und Analysen 
über Arbeiter, Bauern und Straßen­
händler im Iran“, 1982; „Iran - Irak 
Bis die Gottlosen vernichtet sind“, 
Hrg. Anja Malanowski u. Marianne 
Stern 1987 (rororo aktuell 12133); 
AH. Behrawan: „Iran, die program­
mierte Katastrophe“, Fischer 
1980 - (rew)

Philippinen
Der CIA-finanzierte Terror 

der „Jesus-Krieger“

Nach der im Februar in Kraft getrete­
nen neuen philippinischen Verfassung 
sind alle paramilitärischen Verbände 
aufzulösen. Diese Bestimmung richtet 
sich gegen die faschistischen Bürgermi­
lizen und Privatarmeen aus der Mar- 
cos-Ära. Präsidentin Aquino erließ vor 
Monaten auch eine entsprechende Di­
rektive, die jedoch nirgends verwirk­
licht wurde. Im Gegenteil: Seit dem 
Ende der 60tägigen Waffenruhe im 
Bürgerkrieg zwischen der philippini­
schen Armee und der revolutionären 
Neuen Volksarmee, NPA, operieren im 
ganzen Land neue Terrorbanden mit 
Namen wie „Jesus-Krieger“, „Die Mas­
sen erheben sich“, „Bürgerarmee ge­
gen Kommunismus“ etc. und mit Me­
thoden wie die berüchtigten Todes- 
schwadrone in Lateinamerika. Präsi­
dentin Aquino sah sich dazu hingeris­
sen, das Wirken dieser Terrorbanden 
mit dem Begriff „people power“ zu 
umschreiben.

Diese Terrorbanden, die jeden als 
Sympathisanten der Kommunisten 
Verdächtigen hinrichten und die abge­
schlagenen Köpfe als Trophäen zur 
Schau stellen, genießen nicht nur die 
Unterstützung der philippinischen Re-
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gierungssteilen und Armee, sondern 
sind zumeist direkt von Provinzgouver­
neuren und ArmeeofTizieren gegründet 
worden. Teilweise haben auch Groß­
grundbesitzer ihre niemals aufgelösten 
Privatarmeen in den letzten Monaten 
einfach umbenannt - als das Aquino- 
Regime seine liberale Maske fallenließ 
und das Startzeichen zur Kommuni­
stenverfolgung gab. Großteils werden 
die Terrorbanden von der CIA ausge­
halten, wie überhaupt das Strickmuster 
des Terrors das Ganze als US-Projekt 
erkennen läßt

US-Präsident Reagan hat die CIA 
autorisiert, verdeckte Operationen auf 
den Philippinen zu unternehmen, und 
hat den CIA-Etat für die Philippinen 
aufgestockt Parallel dazu haben 
scheinbar private US- Initiativen, vor 
allem rechte Sekten, und Ex-US-Gene- 
räle die Philippinen als neues Wir­
kungsfeld entdeckt - so Ex-General 
Singlaub, von Südkorea bis Nikaragua 
als Sponsor des reaktionären Terrors 
bekannt Die rechten US-Sekten haben 
ein Defizit der katholischen Kirche auf 
den Philippinen in der Propaganda 
gegen die Revolution ausgemacht und 
bieten jetzt für Armeeangehörige, Re­
gierungsbeamte, Angehörige der Ober­
schicht und Journalisten eine religiös 
verbrämte, antikommunistische Ideolo­
gisierung an - mit wachsendem Zu­
lauf. Früchte des frommen Wirkens 
sind Terrorbanden wie die „Jesus-Krie­
ger“. Der Erfolg der Terrors für das 
Aquino-Regime ist allerdings fraglich: 
Er untergräbt dessen humanitäres, li­
berales Image.

Quellenhinweis: Far Eastern Ec. 
Review, 9.4.87, 23.4.87 - (wom)

Italien

Kirche mischt sich 
in den Wahlkampf ein

Am nächsten Wochenende wird in Ita­
lien ein neues Parlament gewählt. Die 
Fünferkoalition aus Christdemokraten 
(DC), Sozialisten und drei kleinen Mit­
telparteien war vor zwei Monaten mit 
großem Getöse auseinandergeflogen. 
Die inhaltlichen Differenzen - u.a. 
ging es um die Haltung der Regierung 
zu einem Volksentscheid über die 
Kernenergie - hätten Koalitionsbruch 
und Neuwahlen nicht unausweichlich 
gemacht. Eine wichtige Rolle spielte 
auch der Wille der Christdemokraten, 
als die bei weitem stärkste Koalitions­
partei wieder den Regierungschef zu 
stellen.

Bei dieser Vorgeschichte spricht viel 
dafür, daß die Wahl ausgeht wie noch 
jede seit 40 Jahren: mit der Bildung 
einer Regierungskoalition um die DC. 
Der Vorsitzende des Industriellenver­
bandes hat sich energisch für eine 
Neuauflage der Fünferkoalition ausge­

sprochen. Und doch: Der Krach zwi­
schen Christdemokraten und Soziali­
sten läßt die einzig denkbare Alternati­
ve, eine Koalition der Kommunisten 
mit den Sozialisten und einigen kleine­
ren Parteien, nicht mehr ganz so 
utopisch erscheinen wie noch vor eini­
gen Monaten.

Die - wenn auch nur geringe - „Ge­
fahr“, daß die Christdemokraten erst­
mals auf den Oppositionsbänken lan­
den könnten, hat sogleich die katholi­
sche Kirche auf den Plan gerufen. Der 
Vorsitzende der italienischen Bischofs­
konferenz setzte sich für Treue zur 
„traditionellen Einheit des Engage­
ments der italienischen Katholiken“ 
ein. Einen so eindeutigen Wahlaufruf 
für die katholische Einheits- Partei DC 
hatte man seit dem Konzil nicht mehr 
von den Bischöfen gehört. Poletti 
räumte zwar ein, daß „im Prinzip sich 
aus dem einen Glauben nicht notwen­
dig identische politische Entscheidun­
gen ergeben“. Aber „im konkreten“ 
seien eben „nicht alle Entscheidungen 
mit dem Glauben und dem Menschen- 
und Gesellschaftsbild vereinbar, das 
sich aus dem Glauben ergibt“

Die anderen Parteien protestierten 
sofort gegen diesen Bruch des Konkor­
dats, das Staat und Kirche zur Nicht­
einmischung in die jeweils andere 
„Ordnung“ verpflichtet. Selbst in der 
Bischofskonferenz war die Erklärung 
offenbar nicht unumstritten. Der 
Generalsekretär der Konferenz sagte, 
daß die Kirche „Italien und nicht der 
DC“ helfen wolle. Daraufhin teilte Po­
letti über seinen Pressesprecher mit, 
seine Erklärung bedürfe derartiger 
Klarstellungen nicht.

Mit Spannung erwartete man nun 
die Vollversammlung der Bischofskon­
ferenz Mitte Mai und besonders die 
Ansprache des Papstes dort Ohne die 
Christdemokraten beim Namen zu 
nennen, ließ Johannes Paul II. die Ge­
schichte des politischen Katholizismus 
in Italien Revue passieren, der „bei al­
len Schwierigkeiten und Mängeln doch 
zu einer langen Periode geordneten 
Fortschritts“ beigetragen habe. Die 
Katholiken rief der Papst auf, „die 
weltliche Ordnung nach Gottes Plan 
einzurichten“ und „das christliche Ge­
sicht Italiens zurückzugewinnen“. Je­
der verstand, daß dazu demnächst an 
der Wahlurne Gelegenheit ist.

Niemand solle sich wundem, so der 
Papst weiter, wenn sich die Katholiken 
auch bei politischen Entscheidungen 
an ihre tiefen Überzeugungen hielten, 
„folgsam der Führung ihrer Hirten“. 
Die vor allem in der Jugend einfluß­
reiche Laien-Erweckungsbewegung 
„Kommunion und Befreiung“ (CL) hat 
schon gespurt. Ihr Führer Formigoni, 
der in letzter Zeit gelegentlich mit den 
Sozialisten geliebäugelt hatte, kandi­
diert für die DC.
Quellenhinweis: l’Unita, Mai
1987 - (ulg)

Nikaragua
Autonomiestatut für Ondianer 

der Atlantikregion

Ende April verabschiedeten 210 india­
nische Delegierte in Puerto Cabezas an 
der nördlichen Atlantikküste Nikara­
guas ein im wesentlichen von der Re­
gierung vorgeschlagenes Autonomie­
statut für die Atlantikregion. An der 
„Vielvölkerkonferenz“ beteiligten sich 
über 2000 Teilnehmer, darunter auch 
Innenminister Borge. Nach der Verab­
schiedung durch das Parlament in 
Managua soll das Autonomiestatut 
noch in diesem Jahr in Kraft treten.

10 Prozent der Einwohner Nikara­

guas bewohnen die Atlantikregion, dar­
unter 100000 Miskito-, 12000 Sumo- 
und 1500 Rama-Indianer sowie 26000 
Kreolen, 1500 Garifunas und 182000 
Mestizen. Die Region (Mosquita) war 
1894 von Nikaragua mit militärischer 
Unterstützung der USA annektiert ■ 
Vorher stand sie, zu ihr gehörten auch 
Teile des heutigen Honduras, unter 
englischer Kolonialherrschaft. 1960 
entschied der Internationale Gerichts­
hof nach Grenzstreitigkeiten zwischen 
Honduras und Nikaragua die Teilung 
der Mosquita. Nach der Befreiung ver­
sagten die Sandinisten den Indianern 
die erhoffte Autonomie. 1981 nahmen 
verschiedene Indianerorganisationen 
den Kampf gegen die Zentralregierung 
auf, einige schlossen sich den Contras 
an. Ein Jahr später führten die Sandini­
sten die Zwangsumsiedelung von 
10000 Miskito-Indianern durch, ver­
mutlich um die militärstrategisch be­
deutsame Region gegen die zuneh­
menden Angriffe der Contras halten 
und um weiterhin die Bodenschätze 
fordern zu können. Daraufhin flohen 
über 20000 Indianer nach Honduras. 
Seit 1984 verhandelt die Regierung 
Nikaraguas mit Indianerorganisationen 
über die friedliche Beilegung des Kon-
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fliktes. Sie ließ Gefangene frei, verkün­
dete eine Amnestie und machte die 
Zwangsumsiedelungen rückgängig. 
Viele Indianer kehrten in ihre Dörfer 
zurück.

Ob mit dem Autonomiestatut die 
Auseinandersetzungen beigelegt sind, 
bleibt fraglich. Nicht alle Indianerorga­
nisationen waren anwesend und wich­
tige Forderungen wurden nicht erfüllt. 
Das Autonomiestatut weist alle Ansät­
ze von „Separatismus“ zurück und be­
tont die Einheit der nikaraguanischen 
Nation, eines „multiethischen Staates“, 
der die indianischen Gemeinschaften 
untrennbar angehören. Es verankert 
die kulturelle Selbständigkeit. Die drei 
Indianersprachen und das von den 
Schwarzen gesprochene Englisch wer­
den offizielle Sprachen in der autono­
men Region. Ein gewählter 36köpfiger 
Nationalrat und Regionalbehörden 
übernehmen dezentralisierte staatliche 
Aufgaben. Sie können „in Koordina- 
tion mit den jeweiligen Ministerien die 

' Gesundheits-, Erziehungs-, Versor- 
gungs- und Kommunalprogramme ver­
walten sowie eigene Projekte der Wirt­
schaft, Gesellschaft und Kultur voran­
treiben“. In Wirtschaftsfragen bleibt 
den indianischen Organen nur eine 
beratende Stimme. Ungeklärt bleibt, 
welche Möglichkeiten , die Indianer 
überhaupt haben, die Überausbeutung 
der natürlichen Bodenschätze (Edel­
hölzer, Mineralien) zu verhindern, 
wenn die Regierung wegen der Aus­
landsverschuldung die Rohstoffexporte 
weiter steigern will. Zudem sollen die 
Erlöse an die Zentralregierung fallen. 
Die Differenzen in der Frage der Lan­
desverteidigung sind nicht ausgeräumt. 
Indianerorganisationen hatten die 
Selbstverteidigung gefordert, die das 
Autonomiestatut nicht vorsieht. Offen 
ist noch die Festlegung der indiani­
schen Stammesgebiete.
Quellenhinweis: NZZ, 02.06.87; La­
tein-Nachrichten, 133 und 142 - (sie)

Kanada

Quebec stimmt einem 
Verfassungsabkommen zu

Am 30. April haben der kanadische 
Premierminister Mulroney und die 
Premiers der zehn kanadischen Provin­
zen in einer Verfassungskonferenz in 
Meech Lake, Quebec, umstrittene Fra­
gen der 1982 verabschiedeten Verfas­
sung beraten und Einigung über einen 
Novellierungsentwurf erzielt, den sie 
Anfang Juni in einer weiteren Konfe­
renz unterzeichnet haben. Kernpunkt 
ist die Frage eines Sonderstatus für die 
Provinz Quebec, für den jetzt die For­
mulierung einer „distinct society“, ei­
ner abgesonderten Gesellschaft, festge­
legt wurde. Mit dieser Formel sind kei­
ne Rechtsansprüche verbunden, etwa 

auf dem Gebiet des Sprachenstreits, 
bei dem die Zentralregierung auf Zwei­
sprachigkeit besteht, während viele 
Quebecer verlangen, daß das Französi­
sche in ihrer Provinz Regelsprache sein 
muß, um sich überhaupt auf dem 
nordamerikanischen Kontinent be­
haupten zu können.

Im Austausch für dieses und andere 
geringe Zugeständnisse hat die derzei­
tige Regierung von Quebec zugesagt, 
die kanadische Verfassung zu unter­
zeichnen und damit Vollmitglied der 
kanadischen Föderation zu werden. 
Die Zugeständnisse betreffen Rechte, 
die auch den anderen Provinzen einge­
räumt werden, nämlich ein Vetorecht 
bei Verfassungsänderungen; Recht auf 
Ersatz von Bundesprojekten durch ei­
gene Programme ohne Wegfall der 
Finanzhilfen des Bundes; Mitsprache 
bei Einwanderern und Quotierung; 
jährliche Konferenzen der Regierungs­
chefs zur Abstimmung zwischen Pro­
vinzen und Bund.

Das Abkommen hat in der Libera­
len Partei, der sowohl der frühere Pre­
mierminister Trudeau als auch der jet­
zige Quebecer Premier Bourassa ange-

Portugal

Urteil gegen Otelo de Carvalho: 15 Jahre 
für den Anführer der Nelkenrevolution

Am 20. Mai 1987 wurde Otelo Saraiva 
de Carvalho nach dreijähriger Unter­
suchungshaft von einem Lissaboner 
Gericht zu fünfzehn Jahren Gefängnis 
verurteilt Internationale Prozeßbeob­
achter bestätigten übereinstimmend die 
Klagen der Verteidiger, daß die primi­
tivsten Regeln eines rechtstaatlichen 
Verfahrens am Laufband verletzt wur­
den. Anstelle von Beweisen bot die 
Anklage „reumütige Kronzeugen“ auf, 
die gegen die Zusicherung von Straf­
freiheit alles Mögliche und Unmögli­
che aussagten, um Otelo zu belasten. 

Mit der sog. Nelkenrevolution verbanden sich die Hoffnungen von Millionen 
Portugiesen (links: Otelo de Carvalho, rechts: feiernde Jugendliche 1974)

hören, scharfe Kontroversen ausgelöst 
Trudeau sieht darin im Unterschied zu 
seinem Nachfolger im Parteivorsitz, 
John Turner, eine gefährliche Dezen­
tralisierung, die den Staat in Krisenzei­
ten handlungsunfähig machen könne; 
Turner hat energische Kritiker des 
Abkommens aus seinem Schattenkabi­
nett entfernt. Die sozialdemokratische 
NDP unterstützt die Stärkung der 
Rechte der Provinzen.

Die Parti Quebecois, die von der 
Forderung nach Selbständigkeit als 
Kemforderung unter ihrem neuen Par­
teiführer Pierre Marc Johnson abge­
rückt ist (die Parti Independantiste hat 
sich mit der Forderung nach Souverä­
nität abgespalten), hat das Abkommen 
als folgenloses „Pressekommunique“ 
kritisiert und auf das Fehlen jedweder 
Garantien hingewiesen. Der Quebecer 
Premier Bourassa hat jedoch Manöv­
rierspielraum genug, um wichtige Mit­
glieder der Parti Quebecois zu Beratern 
in den weiteren Verhandlungen mit 
der Bundesregierung ernennen zu kön­
nen.
Quellenhinweis: Maclean’s, 11. und 18. 
5.87; SZ, 6.6.87 - (mfr)

Die Angeklagten saßen während der 
Verhandlungen im Gericht von Mon­
santo in Käfigen, von Richtern, Publi­
kum und Journalisten durch Panzer­
glasscheiben getrennt. Am 11. Dezem­
ber 1986 erklärte der Staatsanwalt auf 
einer Pressekonferenz: „Wie auch 
immer das Urteil ausfällt, die Ange­
klagten werden im Gefängnis bleiben, 
denn es sind in mehreren Distrikten 
Prozesse anhängig, die ebenfalls eine 
Untersuchungshaft erfordern.“ Einer 
der drei Richter hatte persönlich die
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Tagesordnung. Ein entscheidender Punkt des Gesetzes ist die Durchsetzung der 
Nachtarbeit für Frauen. Deshalb will Frankreich auch die Konvention Nr. 89 der 
ILO (Verbot der Nachtarbeit für Frauen) kündigen bzw. revidieren. Am 1.6. fand 
in Paris eine Veranstaltung von Gewerkschaftern, Betriebsärzten und Betroffenen 
gegen die Nachtarbeit auf Initiative der kommunistischen Abgeordneten Jackie 
Hoffmann statt (Bild). Dort wurde kritisiert, das Gesetz verschlechtere im Namen 
einer Pseudo-Gleichberechtigung die Arbeitsbedingungen vor allem der schlecht­
ausgebildeten und -bezahlten Frauen. - (sur)

Genua: Generalstreik 
gegen „weiße Morde“

60000 haben am 18. Mai in Genua für 
mehr Arbeitssicherheit und die 
Schließung lebensgefährlicher Indu­
strieanlagen demonstriert Wenige Ta­
ge zuvor war in der norditalienischen 
Hafenstadt ein Methanoltank explo­
diert; vier Arbeiter starben. Auf dem 
Depot mitten in einem Wohnviertel 
sind 21000 Kubikmeter hochexplosive 
Kohlenwasserstoffe gelagert. Die An­
wohner kämpfen seit 15 Jahren für die 
Schließung des Depots. Nach dem 
Unfall riefen die Gewerkschaften in 
der Stadt zu einem zweistündigen Ge­
neralstreik gegen die „weißen Morde“ 
auf, wie die italienischen Arbeiter töd­
liche Arbeitsunfälle nennen. Im ganzen 

Land legten die Lohnabhängigen sym­
bolisch für 15 Minuten die Arbeit nie­
der. - (ulg)

Peru: zunehmende Proteste 
gegen Wirtschaftspolitik

Ende Mai streikten trotz Streik- und 
Koalitionsverbots Tausende von Polizi­
sten für Lohnerhöhungen. Nach vier 
Tagen machte die Regierung Zuge­
ständnisse. Einen Tag später legte ein 
Generalstreik gegen die reaktionäre 
Wirtschaftspolitik der Garcia-Regierung 
des größten Gewerkschaftsverbandes, 
des kommunistischen CGTP, in dem 
90 Prozent der gewerkschaftlich orga­
nisierten Lohnabhängigen sind, die 
größten Städte des Landes lahm. Die 
Regierung setzte Militär gegen die 
Streikenden ein. - (sie)

Spanien: Angriffe 
gegen die Lohnabhängigen

Der spanische Kapitalistenverband 
beklagt um rd. 30% wachsende Impor­
te bei einem Exportanstieg von nur 7% 
seit EG-Beitritt. Die Regierung gibt 
wachsende Staatsschulden bekannt 
Gemeinsam versuchen beide die 
Streiks in der Industrie und den Öf­

fentlichen Diensten niederzuhalten. 
Gegen den Streik im Gesundheitswe­
sen für bessere öffentliche Gesund­
heits-Versorgung mit höherem staatli­
chen Finanzierungsanteil und für eine 
Senkung der Arbeitsstunden führt die 
bürgerliche Presse eine Kampagne we­
gen angeblich unterlassener Hilfeleis­
tung. In Zaragoza griff die Polizei eine 
Demonstration streikender Arbeiter 
von General Motors an. Die Arbeiter 
befinden sich seit zwölf Tagen im 
Streik und fordern eine Senkung der 
Bandgeschwindigkeit, Verlängerung 
der Pausen und die Wiedereinstellung 
eines Entlassenen. In Zafra, Badajoz, 
haben 800 Arbeiter die Fabrik Diter, 
Mehrheitsbesitz KHD (BRD), wegen 
geplanter Enlassungen und ausstehen­
der Zahlungen an die Sozialversiche­
rungen, besetzt. - (ehe)

dreijährige Untersuchungshaft gegen 
Otelo angeordnet. Einer der drei Rich­
ter jedoch erklärte bei der Urteilsver­
kündung, er betrachte Otelos Unschuld 
für erwiesen, das Verfahren sei eine 
Verhöhnung der unabhängigen Justiz.

Der 25. April 1974 
auf der Anklagebank

Die von der Bewegung der Hauptleute 
herbeigeführte Nelkenrevolution setzte 
der faschistischen Diktatur im Jahr 
1974 ein jähes Ende. Otelo de Car- 
valho war der strategische Kopf des 
unblutigen Umsturzes. In seinem Buch 
„Anklage und Verteidigung in Monsan­
to“ schreibt er: „Ich wußte, daß ich 
eines Tages dafür bezahlen würde, daß 
ich die Bauern und Arbeiter unter­
stützt habe, die tausende Hektar Land 
und Wohnungen, die aus Spekulations­
gründen leerstanden, besetzten. Ich 
wußte auch, daß man mir vorwerfen 
würde, die Besetzungen von leerste­

henden Fabriken durch die Arbeiter, 
die Organisation von Arbeiter-, Solda­
ten- und Stadtteilkomitees unterstützt 
zu haben.“

Er war es, der 1975 den Rechts­
putsch von General Spinola vereitelte. 
Bei den Präsidentschaftswahlen 1976 
erzielte er als unabhängiger, von keiner 
großen Partei unterstützter Linkskandi­
dat 18 Prozent der Stimmen und kam 
damit auf den zweiten Platz hinter 
Eanes. 1977 hofft die Rechte, gestützt 
auf eine Gruppe konservativer Offizie­
re, von neuem ein autoritäres Regime 
errichten zu können. Selbst Soares, 
damals Ministerpräsident, beschwört 
vor dem Parlament die Gefahr einer 
Rückkehr zum Faschismus. Otelo ent­
wirft einen - als „Globales Projekt“ 
bezeichneten - Widerstandsplan für 
den Ernstfall, der eine politische Mas­
senorganisation, Volksmilizen und eine 
unabhängige Struktur innerhalb der 
Streitkräfte umfaßt. Dieser Plan dient 

als Vorwand, um Otelo und zahlreiche 
weitere Mitglieder seiner legalen Partei 
FUP am 19./20. Juni 1984 zu verhaf­
ten. Mithilfe einer angeblich linksextre­
men Gruppe, die sich FP-25 nennt, 
mehrere Attentate verübt hat, und die 
von der Anklageschrift als militärischer 
Arm der FUP bezeichnet wird, wird 
das „Globale Projekt“ in einen „terror­
istischen Umsturzversuch“ umgedeu­
tet. Otelo sei „für die Gründung, die 
theoretischen Grundlagen und die 
Durchführung der Aktionen der FP-25 
verantwortlich.“ Trotz dreijähriger 
Ermittlungen gelingt es der Staatsan­
waltschaft nicht, auch nur den Schim­
mer eines Beweises für diese Behaup­
tung zu erbringen.

NATO und USA-Interessen
Geostrategisches Ziel der USA nach 
1974 war, daß Portugal ein verläßlicher 
Partner der NATO bleiben muß. So 
versteht man die ständigen massiven
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Eintägiger Generalstreik 
in British Columbia

Am 1. Juni traten in der kanadischen 
Westprovinz British Columbia 300000 
Arbeiter und Angestellte in einen 
eintägigen Generalstreik gegen einen 
Gesetzentwurf der Provinzregierung, 
der einem Tarifkommissar das Recht 
gibt, Streiks per Schiedsspruch oder 
Schlichter zu beenden. Die Regie­
rung, ermuntert durch die Feststel­
lung des obersten Gerichtshofes vor 
wenigen Wochen, daß das Streikrecht 
kein Verfassungsgut darstellt, will in­
vestitionsfreundlichen Arbeitsfrieden 
sichern. - (mfr)

USA: Reagan forciert 
Isolierung der Aids-Kranken

Am Vorabend der dritten internationa­
len Konferenz über Aids hat US-Präsi- 
dent Reagan radikale Maßnahmen zur 
Isolierung und Verfolgung von Aids- 
Kranken angekündigt. Sein Konzept 
sieht Zwangsuntersuchungen für die 
am meisten Entrechteten vor: Gefan­
gene und Ausländer. Wer eine Drogen­
oder Seuchenberatungsstelle aufsucht, 
soll zwangsuntersucht werden, sowie 
alle Krankenhauspatienten. Heiratser­
laubnis soll nur noch erhalten, wer 
nachweislich aids-frei ist. Etwa 54 Mio. 
Menschen wären betroffen. Bei der 
Eröffnung der Konferenz führte Vize­
präsident Bush aus, man sei es den 
Gesunden schuldig, sich ein Bild über 
das Ausmaß der Seuche zu beschaffen. 
Was mit denjenigen geschehen soll, 
deren Aids-Test positiv ausfällt, dar­
über schweigen sich beide aus. Hilfe 
für Betroffene und Forschungsgelder 
sieht das Konzept nicht vor. Schützen 
soll man sich durch Hochhalten mora­
lischer Werte wie Abstinenz und Sex 
nur noch im Ehebett mit staatlich ge­
prüfter Heiratserlaubnis. Auf Proteste 

im Saal reagierte Bush mit: „Was, gibt 
es hier etwa Schwule?“ In Washington 
protestierten über 200 Leute gegen die 
Zwangsmaßnahmen. 64 wurden ver­
haftet, die Polizisten trugen leuchtend 
orangefarbene Stulpenhandschuhe.
- (ger, her)

Iran/Contra-Affäre - 
unerwartete Enthüllungen

In den Anhörungen häufen sich die 
Reagan belastenden Aussagen der un­
teren Mittelsmänner und die sich wi­
dersprechenden Aussagen der höheren 
Chargen des staatlichen Waffenschie­
berrings. Kürzlich wurde ein Doku­
ment von CIA-Chef Casey an den 

Organisationen (Cape Action League und United Women Congress) berichten 
über: Perspektiven des Widerstands.“ Die gemeinsame Rundreise von Lynn 
Brown und Rita Edwards, deren Organisationen der UDF bzw. der NF ange­
hören, wird organisiert von der AAB-Gruppe Frankfurt und dem Frankfurter 
Afrika-Arbeitskreis. Ziel der Rundreise soll sein, über die aktuelle Situation in 
Südafrika und über Ansätze zur Einheit der Befreiungskräfte zu berichten sowie 
Ziele und Perspektiven des Kampfes vorzustellen. Termine: Mannheim, 15.6.; 
Frankfurt, 16.6., 17.6./18.6 (Kirchentag); Freiburg, 19.6.; Kassel, 20.6.; Bonn, 
22.6.; Münster, 23.6.; Bielefeld, 24.6.; Hamburg, 25.6.; Westberlin, 26.6.; Stutt­
gart, 29.6.; Schwäbisch-Hall, 30.6.; Ulm, 2.7. - (sie)

damaligen Sicherheitsberater McFar­
lane bekannt, in dem der Plan zur 
Umgehung des drohenden Verbots 
von Militärhilfe an die Contras darge­
legt ist. Reagan sagt jetzt, er habe na­
türlich von der „Unterstützung der 
Freiheitskämpfer“ gewußt. Vor kurzem 
hatte er noch “gar nichts gewußt“. Jes­
se Jackson, Vorsitzender der Regenbo­
genkoalition und inoffizieller Präsi­
dentschaftskandidat, kommentiert: 
„Sturmwolken ziehen auf, Regen fällt 
und das Wässer steigt. Alle im Erdge­
schoß des Weißen Hauses sind schon 
untergegangen und während sie sich 
um ein Rettungsboot schlagen, zeigen 
sie auf ihn.“ - (ger, her)

Einmischungen der USA in die portu­
giesische Politik, angefangen mit der 
offenen Unterstützung für Spinolas 
Putschplan 1975. Eine „Armee zur Be­
freiung Portugals“ wurde aus ehemali­
gen Agenten des Salazar-Geheimdien- 
stes PIDE rekrutiert. 7000 Soldaten 
der US-Navy landeten im spanischen 
Rota, um Spinola gegebenenfalls zu 
Hilfe zu kommen. Washingtons dama­
liger Botschafter in Lissabon hieß 
Frank Carlucci, der schon 1964 die 
Aktion des CIA gegen den linksgerich­
teten Präsidenten Brasiliens, Joao Gou- 
lart, koordiniert hatte. Carlucci, später 
als Vizeverteidigungsminister für die 
geheimen Waffenlieferungen an die 
UNITA in Angola zuständig, hat es 
mittlerweile zum Sicherheitsberater 
Ronald Reagans gebracht.

Erfolgreicher war die wirtschaftliche 
Daumenschraube, die die USA und ih­
re Verbündeten ansetzten: Einstellung 
der amerikanischen Weizenlieferungen, 

Schließung der ITT-Betriebe, Boykott­
maßnahmen seitens der BRD, die übri­
gens seit Jahren im Rahmen der 
NATO-Arbeitsteilung für die spezielle 
Militärhilfe an Portugal zuständig ist. 
Der Weltwährungsfonds erstellte einen 
Plan, der die Rückgängigmachung der 
Agrarreform, die Rückgabe der enteig­
neten Ländereien und Fabriken, die 
Erleichterung ausländischer Investitio­
nen, Einschränkungen des Streikrechts 
usw. verlangte. Der Sozialist Mario 
Soares machte sich zum Vollstrecker 
dieses Restaurations- und Disziplinie­
rungsplanes.

Die Verhaftung Otelos im Juni 1984 
fällt zusammen mit der Parlaments­
debatte über ein neues „Gesetz zur in­
neren Sicherheit“. Eine Vorlage, die 
der Staatsrechtler Ingo Müller mit Hit­
lers Ermächtigungsgesetz verglich, und 
bei dem deutsche „Experten“ offen­
sichtlich beratend tätig waren. Die 
Handschrift „ausländischer Ratgeber“ 

ist unverkennbar, heißt es doch in Arti­
kel 7: „Ausländische Geheimdienste 
und internationale Organisationen ar­
beiten zur Aufrechterhaltung der inne­
ren Ordnung mit der Obersten Behör­
de für innere Sicherheit zusammen.“

Ein seltsamer Zufall wollte es, daß 
Staatspräsident Soares am 19. Mai 
1987, am Tag vor der Urteilsverkün­
dung, in Washington mit zwei hochge­
stellte Persönlichkeiten zusammentraf: 
Ronald Reagan und Frank Carlucci.

Solidarität mit Otelo
Otelos Anwälte verlangen die Annullie­
rung des widerrechtlichen Verfahrens. 
Aber mit jedem Tag, den Otelo länger 
in Haft bleibt, wächst die Gefahr für 
seine persönliche Sicherheit. Wo bleibt 
die Stimme der vielen, die sich nach 
1974 für die Nelkenrevolution begei­
sterten?
(aus: Das Urteil gegen Otelo de Car­
valho..., CEDR1, Postfach, CH-4002 
Basel - ti)
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Veröffentlichungen -

Süßmuth für „Frauen 
in Männerberufe“

Der Band „Technik ist auch Frauensa­
che“ enthält neben Beiträgen gewerk­
schaftlich interessierter Autorinnen 
auch einen Beitrag der Familien- und 
Frauenministerin Rita Süßmuth, die 
sich darin stark macht für „Frauen in 
Männerberufe“. Interessant ist der Bei­
trag wegen der Begründungen, die 
Süßmuth dafür anführt. Erstens erhofft 
sie sich offensichtlich von der Zunah­
me weiblicher Beschäftigung insbeson­
dere in industriellen Facharbeiterberu­
fen eine ausbaufähige Möglichkeit, fle­
xible Arbeitszeiten und Arbeitsbedin­
gungen durchzusetzen: Sie setzt auf 
den Drang von kinderaufziehenden 
Frauen, angesichts der mangelhaften 
gesellschaftlichen Einrichtungen wenig­
stens für bestimmte Zeit in Teilzeit­
schichten zu arbeiten. Sodann bringt 
sie ein Argument vor, warum Frauen 
insbesondere geeignet sind, mit „neuer 
Technologie“ umzugehen: „Kommuni­
kationsfähigkeit, Durchhaltevermögen 
... die Bereitschaft, Details zu beach­
ten“. Das ist durch die Blume dieselbe 
Kennzeichnung von „Frauenfähigkei­
ten“, die noch vor wenigen Jahren von 
den Kapitalisten in der Industrie für 
üble Bedingungen in der Frauenarbeit 
gegeben wurde: Z.B. argumentierten 
Kapitalisten in der Elektroindustrie mit 
der Fingerfertigkeit und Fähigkeit, 
Monotonie zu ertragen, um zu begrün­
den, warum Frauen besonders geeignet 
seien, im Gruppenakkord am Band 
Kleinteile zu montieren. Die Süßmuth- 
Vorstellungen von besonderen Frauen­
fertigkeiten werden in den anderen 
Beiträgen nicht kritisiert. (Chr. Lipp- 
mann, Technik ist auch Frauensache. 
Frauenforderung im Industriebetrieb, 
VSA-Verlag, 19,80 DM - uld)

Schuldenkrise der 
Dritten Welt

Vor kurzem erschien im isp-Verlag ei­
ne Aufsatzsammlung zum Thema 
„Schuldenkrise - In der Dritten Welt 
tickt eine Zeitbombe“ (pocket 24, 124 
S., 14,80 DM) mit Beiträgen von J. 
Bortz („Die lateinamerikanischen 
Schulden und die Zyklen der Weltwirt­
schaft“), von F. Castro („Streicht die 
Schulden der Dritten Welt!“), von E. 
Mandel („Verschuldungskrise: Eine 
tickende Zeitbombe“) und W. Wolf 
(„Schuld, Zins, Profit. Sieben Thesen 
zum Verhältnis zwischen Dritter, Ers­
ter und westdeutscher Welt“). Die Au­
toren arbeiten heraus, daß die Ver­
schuldung der Dritten Welt bei den 
Imperialisten von 1980 600 Mrd. US-$ 
auf heute über 1000 Mrd. gestiegen ist, 
daß allein die lateinamerikanischen 
Staaten jährlich über 40 Mrd. US-$ an 
Zinszahlungen an die Gläubiger abfüh­

ren müssen, daß sich die Lebensbedin­
gungen der arbeitenden Massen in der 
Dritten Welt drastisch verschlechtert 
haben. „Heute“, so behauptet der 
Klappentext „bestimmt die Verschul­
dung der Drittweltländer bei den 
Großbanken in New York, Tokio, 
Frankfurt usw.“ das Verhältnis „zwi­
schen Metropolen und ,Dritter Welt“6. 
Demgegenüber hätten andere Formen 
der Ausbeutung und Ausplünderung, 
die in der früheren marxistischen Ana­
lyse im Mittelpunkt standen, wie z.B. 
der „ungleiche Tausch“, an Bedeutung 
verloren. Imperialistischer Kapitalex­
port und die Inbesitznahme von Roh­
stoffquellen durch imperialistische 
Monopole als wesentliche Elemente 
imperialistischer Ausbeutung der Drit­

ten Welt findet kaum Erwähnung. Als 
Ausweg aus der „Schuldenkrise“ wird 
der Vorschlag von Fidel Castro nach 
Schuldenerlaß diskutiert und unter­
stützt, als „Sofortforderung im Interes­
se der Masse der Dritten Welt und im 
Zeichen der internationalen Solidari­
tät“ und um „der Gefahr eines von 
hier ausgehenden Bankenkrachs und 
einer entsprechenden wirtschaftlichen 
Erschütterung zu begegnen“ (W. 
Wolf). Hingegen wird die Abkoppelung 
vom imperialistischen Weltmarkt nicht 
einmal diskutiert, obgleich W. Wolf 
z.B. Che Guevara zitiert: „Jedesmal, 
wenn ein Land sich befreit... bedeutet 
dies einen Schlag für das weltweite 
imperialistische System, aber wir müs­
sen zugeben, daß die Trennung nicht 
bloß mit dem Akt der Erklärung der 
Unabhängigkeit oder mit der Vollbrin­
gung des bewaffneten Sieges vollzogen 
ist. Der Bruch ist vollzogen, wenn der 
imperialistische ökonomische Einfluß 
auf ein Volk beendet ist. Diese Abtren­
nung ist deshalb ein lebenswichtiges 
Interesse ...“ - (sie)

Süssmuth legt 
Leimruten aus

„AIDS - Wege aus der Angst“ heißt 
das neue Buch von Rita Süssmuth. Sie 
will durch die Schaffung eines „Ver­
trauensverhältnisses zwischen dem 
Staat einerseits und Menschen mit er­
höhtem AIDS-Risiko andererseits“ den 
Weg zum Einsatz seuchenpolizeilicher 
Maßnahmen frei machen.

„AIDS bekommt man nicht, AIDS 
holt man sich“, „AIDS ist noch nicht 
heilbar, aber vermeidbar“. Deshalb lie­
ge die Verantwortung bei jedem Ein­
zelnen. Die Angst vor AIDS sei gut: 
„Sie schützt den Menschen vor riskan­
ten, leichtfertigen und unbesonnenen 
Verhaltensweisen und verstärkt so das 
Bedürfnis, sich vor Gefahren zu schüt­
zen. ... Gefahren gehen in erster Linie 
von all denen aus, die ungeschützten 
Sexualkontakt mit wechselnden Part­
nern bzw. Partnerinnen haben, die 
promisk leben.“ Jeder soll vor jedem v 
Angst haben, sich auf jeden Fall frei­
willig testen lassen und sein Leben 
ändern. Als Erfolg der „Aufklärungs­
kampagne“ verbucht R. Süssmuth, daß 
mehr Freiwillige zum Test erscheinen.

Die Infizierten und AIDS-Kranken 
sollen sich ihrem Schicksal ergeben: 
„Menschliches Leben ist immer gefähr­
det, es gibt grundsätzlich keine men­
schliche Existenz ohne Krankheitsge­
fährdung.“ Nicht an Versorgung und 
Heilung, sondern am engen Netz psy­
chosozialer Betreuung der Infizierten 
und AIDS-Kranken mangele es, d.h. 
an staatlicher Kontrolle und Überwa­
chung. Die Selbsthilfegruppen sollen 
dabei helfen.

R. Süssmuth läßt an der Vorberei­
tung auf effektive Anwendung des 
Bundesseuchengesetzes keinen Zwei­
fel: „Zutreffend ist, daß der Staat dort 
eingreifen muß, wo einzelne gegen die 
Gesetze verstoßen, das heißt, den 
Schutz des Menschen vor' Ansteckung 
und Krankheit mißachten. In solchen 
Fällen bildet das Bundesseuchengesetz 
die Grundlage für rechtliche Maßnah­
men.“

Zu der Ansicht, daß Lebensbedin­
gungen für die Frage der Ansteckung 
mit dem HIV-Virus bzw. Ausbruch 
von AIDS wesentlich sind, meint sie, 
daß über die gesundheitlichen und 
vielleicht auch seelischen Einflüsse die 
Wissenschaft noch kaum etwas wisse.
- (sul)

Studie über die 
Deutsche Bank

Hermannus Pfeiffer ist Mitarbeiter des 
Hamburger Instituts für Sozialfor­
schung. In seinem Buch stellt er die 
These auf, daß drei aufsehenerregende 
wirtschaftliche Ereignisse der letzten 
Jahre auf Strategien der Deutschen 
Bank zur Steigerung ihrer Profite und 
zur Erweiterung ihrer wirtschaftlichen 
und politischen Macht zurückzuführen
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sind. Diese drei Ereignisse sind die 
Fusion zwischen Daimler-Benz, AEG, 
Dornier und MTU, die Umwandlung 
des Flick-Konzerns in eine Aktienge­
sellschaft und die kapitalmäßige Um­
strukturierung des Medienkonzems 
Springer.

Als Zweck der genannten Fusion 
weist Pfeiffer den Aufbau des größten 
Rüstungskonzems in der BRD nach. 
Durch bewertende Sichtung von Quel­
len und eigene Untersuchungen belegt 
er seine These einsehbar und widerlegt 
öffentliche Behauptungen der beteilig­
ten Sachverwalter des Kapitals, es sei 
Daimler-Benz nur auf eine Verbreite­
rung und Abrundung der Produkten­
palette unter Einbeziehung von Hoch­
technologie angekommen. Sehr inter­
essant und wohl kaum in diesem Um­
fang bekannt sind die dargelegten per­
sonellen Verflechtungen der beteiligten 
Konzerne über Aufsichtsräte, Vorstän­
de und mit Politikern und Wissen- 
schaftlem gemischten Gremien unter­
einander und mit der Deutschen Bank.

Die Rolle der Deutschen Bank beim 
Verkauf von 49% der Springeraktien 
im Juni 1985 beleuchtet Pfeiffer auf­
grund zahlreicher Quellen. Eine Erhe­
bung der Monopolkommission von 
1984 konnte von dieser selber nicht 
ausgewertet werden , weil sie kein 
Recht hat, die Befragten zur Antwort 
zu veipflichten. Also erfuhr sie so gut 
wie nichts über die Eigentums- und 
Beteiligungsverhältnisse der bundes­
deutschen Presseuntemehmen. Sie 
muß sich selber stützen auf Erhebun­
gen des Statistischen Bundesamtes, das 
nur Angaben über „selbständige“ Un- 
temehmenseinheiten besitzt, nicht aber 
über Verflechtungen. Pfeiffer legt Wert 
auf die Darstellung, wie Axel Springer 
sein Erbe ordnete. Nach seinen eige­
nen Worten hatte er den Wunsch, 
durch Aufnahme von „kongenialen 
Partnern“ die „Basis für die Zukunft zu 
erweitern“. Passend erschien ihm die 
Familie Burda. Jedoch erhob das Bun­
deskartellamt Einspruch. Pfeiffer zeigt, 
daß Burdas auch nicht kapitalkräftig 
genug waren, um das große Geschäft 
mit den Neuen Medien zu gewährleis­
ten. Dies ging nur über ein von der 
Deutschen Bank besorgtes Konsor­
tium, das die Aktien unter deren 
Freunde verteilte.

Ein gesonderter Aufsatz ist der be­
herrschenden Stellung der Großban­
ken und wieder hauptsächlich der 
Deutschen Bank bei der Durchsetzung 
des Atomprogramms der Regierung 
gewidmet. Pfeiffer weist nach, daß kei­
ne „Energielücke“ besteht, die dieses 
Programm nötig macht, und daß der 
Atomstrom nicht billiger ist als der 
Kohlestrom. Profite für die Kraftwerks­
bauer und die Banken sind der einzige 
Zweck.
(Hermannus Pfeiffer, Das Imperium 
der Deutschen Bank, Campus Verlag, 
Frankfurt/M. 1987 - anl)

Evangelischer Kirchentag

„Markt der Möglichkeiten“ - mit 
politischer Erpressung gegen Apartheid

Ein Schwerpunkt des am 17. Juni in 
Frankfurt beginnenden Deutschen 
Evangelischen Kirchentages wird die 
Kampagne „Kirchentag gegen Apart­
heid“ sein. Zu den Organisatoren der 
Kampagne gehören die seit einigen 
Jahren in der evangelischen Kirche tä­
tigen Initiativen der evangelischen 
Frauenarbeit, die vor allem Aktionen 
für den Boykott von Früchten aus Süd­
afrika durchgefuhrt haben, sowie ver­
schiedene christliche Initiativen gegen 
Apartheid und die „Aktion Sühnezei­
chen“ deren Sprecher das SPD-Vor­
standsmitglied Andreas Zumach ist. 
Die Kampagne hat einen Erfolg zu ver­
buchen. Am 15. März beschloß das 
Präsidium des Kirchentages, die Kon­
ten des Kirchentags bei der Deutschen 
Bank zu kündigen. Die Kündigung 
hatte eine Vorgeschichte: Auf dem 
letzten Kirchentag in Düsseldorf 1985 
hatte eine Versammlung mit etwa 1200 
Teilnehmern mit großer Mehrheit das 
Kirchentagspräsidium aufgefordert, die 
Konten zu kündigen. Nichts geschah. 
Darauf beschlossen die christlichen Ini­
tiativen Anfang 1986, eine Kampagne 
zur Durchsetzung des Beschlusses 
durchzuführen. In einem Brief an das 
Kirchentagspräsidium im November 
1986 erinnerten die Organisatoren an 
den Beschluß von 1985 und verlangten 
seine Einhaltung. Das Kirchentagsprä­
sidium beschloß anders: Es schrieb 
einen Brief an den Vorstand der Deut­
schen Bank, in dem dieser aufgefordert 
wurde, in den Umschuldungsverhand­
lungen mit Südafrika politischen Druck 
auszuüben und für folgende Forderun­
gen einzutreten:

- Aufhebung des Ausnahmezustan­
des und der Pressezensur.

- Freilassung der politischen Gefan­
genen.

- Zulassung verbotener politischer 
Organisationen, einschließlich des 
ANC.

„Wenn für den Vorstand des Kir­
chentages nicht erkennbar werden soll­
te, daß die Deutsche Bank diese Forde­
rungen als Bedingungen in die Um­
schuldungsverhandlungen eingebracht 
hat, wird er dem Präsidium Vorschlä­
gen, die Geschäftsbeziehungen zur 
Deutschen Bank zu beenden.“

Obgleich dieser Brief der Deutschen 
Bank alle Möglichkeiten offenließ zu 
behaupten, sie hätte die obigen Forde­
rungen vertreten, aber nicht durchset­
zen können, handelte die Bank anders: 
In einem Brief an das Kirchentagsprä­
sidium im Januar dieses Jahres stellte 
sie zynisch klar, sie werde diesen For­
derungen in keiner Weise nachkom­
men, weil sie in Umschuldungsver­
handlungen keinen politischen Druck 
ausübe. Die Kampagne „Kichentag 
gegen Apartheid“ kündigte daraufhin 
an, sie werde ihre Mitträgerschaft am 
Kirchentag einstellen, wenn das Präsi­
dium nicht reagiere. Daraufhin wurde 
das Konto gekündigt

Nur wenige Tage später äußerte der 
Rat der Evangelischen Kirche (EKD), 
die Kirchenleitung der evangelischen 
Amtskirche, öffentliche Kritik am Be­
schluß des Kirchentagpräsidiums. 
Obwohl der Rat im Juli 1986 erstmals 
zu Wirtschaftssanktionen gegen Süd­
afrika aufgerufen hatte, distanzierte er 
sich nun vom Beschluß des Kirchen­
tagspräsidiums und erklärte, er könne 
sich dem Beschluß „nicht anschließen 
noch ihn billigen“.

Das Kontenvolumen des Evangeli­
schen Kirchentages bei den Banken 
beträgt im Schnitt um die 20000 DM, 
abgesehen von den Zeiten der Kir­
chentage. Das ist nur ein winziger 
Bruchteil des gesamten Kirchenvermö-
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gens. Das „Handelsblatt“ vom 16.3. 
kommentierte den Beschluß des Kir­
chentagspräsidiums mit der Feststel­
lung, der wirtschaftliche Schaden blei­
be minimal, der politische Schaden sei 
jedoch um so größer. Die „Frankfurter 
Allgemeine Zeitung“ droht mit einer 
Spaltung der Evangelischen Kirche. 
Tatsächlich ist anderes zu befurchten. 
Der Evangelische Kirchentag hat mit 
seinem „Markt der Möglichkeiten“ seit 
Mitte der siebziger Jahre dazu beige­
tragen, die Opposition in der Kirche zu 
integrieren und die verschiedensten 
Strömungen miteinander zu versöh­
nen. In der Beschlußfassung des Kir­
chentagspräsidiums ist ein Weg ange­
legt, die Versöhnung zwischen nicht­
imperialistischen Kräften und jenen 
Kräften, die den BRD-Imperialismus 
aus vollem Herzen und mit Interesse 
unterstützen, zu betreiben.

Die kirchlichen Initiativen der Kam­
pagne „Kirchentag gegen Apartheid“ 
wenden sich vor allem gegen die Un­
terstützung des BRD-Imperialismus für 

Südafrika. Die Initiatix treten mei­
stens für den vollstänuigen Boykott 
Südafrikas auf, und an vielen Orten 
wirken sie mit anderen politischen 
Kräften für den Boykott. Ihre Einmi­
schung in die Tätigkeiten und Bestre­
bungen der politischen Opposition in 
Südafrika ist gering. Der Brief des Kir­
chentagspräsidiums an die Deutsche 
Bank jedoch läßt alle möglichen Ein­
mischungen westdeutscher Imperialis­
ten zu, ja wünscht sie geradezu. Die 
Banken werden nicht aufgefordert, ihre 
Geschäftsbeziehungen zur südafrikani­
schen Regierung abzubrechen und kei­
ne Finanzhilfe mehr für die Tätigkeit 
westdeutscher Kapitalisten in Südafrika 
zu leisten, sondern ihre Bankgeschäfte 
zur politischen Erpressung zu nutzen - 
wenn auch für einen vorgeblich „guten 
Zweck“.

Das ermöglicht den tief in die Auf­
rechterhaltung der Rassistenherrschaft 
in Südafrika verstrickten westdeut­
schen Banken, voller geheuchelter 
Empörung zu erklären, solche Erpres­

sungen könnten sie nie durchführen. 
Nun ist allgemein bekannt, daß die 
Bedingungen von Banken, die sie bei 
Kreditvergabe und Umschuldungsver­
handlungen gegen Staaten durchset­
zen, die betroffenen Staaten immer zu 
steuer- und sozialpolitischen Tätigkei­
ten zwingen. Die Deutsche Bank will 
auf dem Kirchentag mit einem Vertre­
ter auftreten, um die Diskussion über 
ihre Tätigkeit in Südafrika zu führen. 
Sie behauptet, ihre Geschäftstätigkeit 
sei gegen Apartheid gerichtet. Wenn 
die Kampagne des Kirchentages für 
den Boykott Südafrikas sich nicht auf 
eine Kritik der imperialistischen Einmi­
schung in Südafrika einigen kann, 
kann sich der Kirchentag dann nur 
noch mit der Frage befassen, welche 
Art der Einmischung denn nun wir­
kungsvoller sei.
Quellenhinweis: Info der Kampagne 
„Kirchentag gegen Apartheid“, zu be­
ziehen: Kampagne Kirchentag gegen 
Apartheid, Obermainanlage 7, 6000 
Frankfurt 1 - (uld)

Aufruf „Kirchentag gegen Apartheid“
Der Ev. Kirchentag 1987 in Frankfurt steht im Schatten 
der Deutschen Bank. Dieser Schatten reicht bis nach Süd­
afrika und Namibia. Dort finanziert die Deutsche Bank im 
Verein mit der Dresdner Bank, Commerzbank und ande­
ren bundesdeutschen Banken die Aufrechterhaltung eines 
Regimes, das auf der wirtschaftlichen und politischen Un­
terdrückung der schwarzen Bevölkerung beruht...

Bundesdeutsche Banken und Unternehmen (z.B. Luft­
hansa) füllen heute die wirtschaftlichen und finanziellen 
Lücken, die der Abzug anderer westlicher Firmen und 
Banken hinterlassen hat. Mit Wissen und Duldung der 
Bundesregierung verkaufen sie Rüstungsmaterial - von 
U-Booten über Hubschrauber zu UNIMOG-Lastwagen. 
Sie liefern Atomtechnologie, Elektronik und Technisches 
Wissen, die militärisch genutzt werden können. Finanziert 
werden diese Geschäfte mit Handelskrediten bundesdeut­
scher Banken. Diese geben darüber hinaus Anleihen direkt 
an den südafrikanischen Staat, an Unternehmen und Ban­
ken.

Seit 1982 waren 48 bundesdeutsche Banken an solchen 
Anleihen beteiligt. Unter den 20 international führenden 
Kreditgebern für den Apartheidstaat sind acht bundesdeut­
sche Banken:

Dresdner Bank, Deutsche Bank, Commerzbank, West­
deutsche Landesbank-Girozentrale, Berliner Handels- und 
Frankfurter Bank, Bayerische Vereinsbank, Bayerische 
Hypotheken- und Wechselbank, Bayerische Landesbank- 
Girozentrale. Seit Südafrika im September 1985 seine 
Rückzahlungs-Unfähigkeit erklärte, greifen vor allem bun­
desdeutsche Banken dem Apartheidsregime durch Zah­
lungsaufschub und günstige Rückzahlungsbedingungen 
unter die Arme. Im 1. Halbjahr 1987 beteiligen sie sich an 
weiteren Umschuldungsverhandlungen.

1984 betrug der Gesamtwert der Anleihen, an denen 
bundesdeutsche Banken als Manager beteiligt waren, 1,85 
Mrd. DM. Allein im ersten Halbjahr 1985 betrug der Ge- 
samtwert über 2 Mrd. DM. Wie Südafrika solche Gelder 

I nutzt, zeigen folgende Zahlen: 1984/85 betrug der Militär- 
I haushalt Südafrikas 3,7 Mrd. Rand, 1986/87 wurde er auf 
| 5,1 Mrd. Rand gesteigert.

In Geschäfte mit Südafrika und Namibia verstrickt ist 
: auch die Bundesregierung. Sie sichert sie ab durch Export­

genehmigungen und Bürgschaften und eine mangelnde

Durchsetzung des UN-Rüstungsembargos gegen Südafri­
ka. Entgegen internationalem Recht bezieht die Bundesre­
publik Deutschland Uran aus Namibia. Sie verfolgt dabei 
nicht nur wirtschaftliche Interessen. Ihr geht es um die 
Aufrechterhaltung eines Außenpostens der „freien Markt­
wirtschaft“ und die Durchsetzung der militärischen Inter­
essen der NATO in dieser Region.

Die bundesdeutschen Banken arbeiten mit dem Geld 
ihrer Kunden. Zu diesen gehören auch die EKD, Landes­
kirchen, Gemeinden und Kirchenkreise, kirchliche und 
diakonische Einrichtungen und bislang der Deutsche 
Evangelische Kirchentag. Solange Christen und Kirchen 
sich nicht in der Lage sehen, ihre Geschäftsverbindung zu 
Banken, die am Geschäft mit der Apartheid verdienen, 
abzubrechen, sind sie faktisch Komplizen des Unrechtssy­
stems in Südafrika und Namibia.

Solange das der Fall ist, wirft die Deutsche Bank ihren 
langen Schatten auch auf diesen Kirchentag. Aus diesem 
Schatten herauszutreten und sich damit auf die Seite der 
Menschen Südafrikas und Namibias zu stellen, das ist die 
Forderung der Kampagne Kirchentag gegen Apartheid.

Mit unserer Forderung befinden wir uns in guter öku­
menischer Gemeinschaft. Fast alle Kirchen haben erklärt: 
„Apartheid ist Sünde.“ Diesen Worten Taten folgen zu las­
sen, fällt offensichtlich besonders in der EKD schwer. Der 
ökumenische Rat der Kirchen dagegen hat bereits 1981 
Kriterien entwickelt, an Hand derer er seine Bankbezie­
hungen auf die Verflechtung mit dem Unrechtsstaat hin 
überprüft hat. Daraufhin hat er seine Konten bei mehreren 
Banken, u.a. der Dresdner Bank, gekündigt...

Mit unserer Forderung nach dem sichtbaren Bruch zwi­
schen Kirchen und Apartheid stützenden Banken hören 
wir auch auf die Bitte südafrikanischer und namibischer 
Partnerkirchen. „Ihr könnt nicht zwei Herren dienen' 
Gott und dem Geld, sagen sie uns mit Matthäus 6, 24. An­
gesichts der Realität in Südafrika und Namibia fordert das 
eine Grundsatzentscheidung heraus, die keinen Kompro­
miß mehr zuläßt. „Es geht darum“, so heißt es im 
KAIROS-Dokument südafrikanischer Christen, „ungerech­
te Gesellschaftsformen so zu verändern, daß Menschen 
einander nicht länger als Unterdrücker und Unterdrückte 
gegenüberstehen müssen.“

Die von uns geforderte Kündigung des Kirchentags- 
Kontos bei der Deutschen Bank ist ein Signal...

Dieses Signal soll in Frankfurt unüberhörbar werden!
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Nach Straßenbarrikaden
Hetze gegen Hausbesetzer

Freiburg. Nachdem am 6.6. im Freibur­
ger Sanierungsgebiet „Im Grün“ an 
verschiedenen Stellen Baumaterial und 
Fahrzeuge einer Leihwagenfirma auf 
den Straßen in Flammen aufgingen, 
entfacht die Stadtverwaltung unter OB 
Böhme (SPD) und die örtliche Presse 
eine Hetzkampagne gegen die Haus- 
besetzerbeweung mit dem Ziel, sie als 
„kriminelle Vereinigung“ zu isolieren 
und zu kriminalisieren. Vorausgegan­
gen war den Aktionen die Räumung 
eines u.a. von Obdachlosen bewohnten 
Hauses und die gerichtlich angeord­
nete und demnächst bevorstehende 
Räumung eines weiteren. OB Böhme 
sprach von generalstabsmäßiger Pla­
nung einer „paramilitärischen Aktion“, 
die Badische Zeitung schlicht von 
„Verabredung zum Verbrechen“. 
Böhme forderte Distanzierung durch 
Grüne und SPD (beides bereits ge- 
schehen) und kündigte an, die Ver- 
tragsverhandlungen wegen Überlas­
sung eines ehern. Fabrikgeländes an 
den Arbeitskreis Alternative Kultur 
müßten „neu bewertet“ werden. Die 
Aktionen hatten in unmittelbarer 
Nachbarschaft dieses Geländes statt­
gefunden. - (kuh)

Ministerpräsident Barschel 
auf PommemtrefTen

Neumünster. Am 28. Mai fand in der 
Holstenhalle das dritte Landestreffen 
der Pommern für Schleswig-Holstein 
und Hamburg statt. Etwas über 1500 
Reaktionäre und Revanchisten waren 
zu der Feier, die unter dem Motto 
„Pommern lebt“ stand, erschienen. Bei 
der Ankunft wurden diese von einer 
Staffel von Transparenten empfangen, 
auf denen u.a. die Anerkennung der 
bestehenden Grenzen gefordert wurde. 
Zu dieser Aktion hatten der AK Asche 
Prozeß, Arbeitskreis Ausländerpolitik 
Neumünster, Autonome Gruppe Kiel, 
BWK, Lübecker Plenum gegen Fa­
schismus, Revolutionäres Jugendple­
num und die Volksfront aufgerufen. In 
der Festhalle wurden verschiedene 
Gäste, darunter der frischgekürte Vor­
sitzende der Republikaner in Schles­
wig-Holstein, Emil Schlee, und CDU- 
Ministerpräsident Barschel, der als 
Hauptredner geladen war und die Ver­
anstaltung nicht als Pflichtübung ver­
stand, begrüßt. In den Redebeiträgen 
der Revanchisten wurden immer wie­
der Gebietsansprüche auf die „verlore­
nen Ostprovinzen“ formuliert und ge­
fordert: „Das ganze Deutschland soll 
es sein, im Europa freier Völker“. Mi­
nisterpräsident Barschel unterstrich sei­
ne Verbundenheit mit den Vertriebe­
nen und deren Forderungen und hielt 
fest, daß Europa „nur frei sein (kann), 
wenn Deutschland nicht mehr geteilt 
ist“. - (sip)

äm 1. Juni etwa 4000 unter dem Motto „Bildung statt Rüstung“, an 27 Münch­
ner Gymnasien streikten etwa 9000 Schüler. In 20 weiteren bayerischen Städten 
gab es Aktionen. Für den 11. Juni ist ein bundesweiter Protesttag angekündigt 
Bild: Schlußkundgebung auf dem Odeonsplatz. - (dil)

Protest gegen 
AIDS-Maßnahmenkatalog

Nürnberg. Am 30.5. demonstrierten ca.
250 Menschen auf Initiative des Komi­
tees AIDS und Menschenrechte gegen 
den Maßnahmenkatalog der Bayeri­
schen Staatsregierung. Der Demonstra­
tionsaufruf argumentiert damit, daß 
der Katalog ungeeignet sei, das Bun­
desseuchengesetz mißbrauche und 
Freiheits- und Menschenrechte ekla­
tant verletze. Auf der anschließenden 
Kundgebung sprachen ein Vertreter 
der AIDS-Hilfe e.V., ein Landtagsabge­
ordneter der SPD, ein Stadtrat der 
GRÜNEN sowie der Nürnberger Aus­
länderbeirat. Hier wurde auch der ras­
sistische Gehalt der Maßnahmen the­
matisiert. Einen Tag nach Verabschie­
dung des Katalogs hatte eine Stadtrats­
mehrheit aus SPD, GRÜNEN und 
DKP gegen die Stimmen von CSU, 
FDP und Oberbürgermeister (partei­
los) die Verwaltung beauftragt, alle zu­
lässigen Rechtsmittel zu prüfen, falls 
die Anweisungen des Münchner Kabi­
netts verbindlich werden sollten. 
- (ola)

NRW: NPD-Landesparteitag 
mit Schützenhilfe der Polizei

Lotte. Die nordrhein-westfälische NPD 
konnte ihren ursprünglich für den 
26.4. in Dortmund geplanten und dort 
verhinderten Landesparteitag am 28.5. 
in Lotte-Wersen, Kreis Steinfurt, nach­
holen. Das Landesinnenministerium 
war über den Verfassungsschutz in­
formiert und benachrichtigte den 
Kreispolizeidirektor Schmidts (CDU) 
zehn Tage vorher. Der ließ am 27.5. 
bei der Gemeinde nach Räumen für 
die Unterbringung von Polizeiein­
heiten anfragen, ohne den Grund mit­
zuteilen. Erst am Morgen des 28.5. 
wurde der Bürgermeister von Antifa­
schisten informiert, 100 beteiligten sich 
an einer Demonstration gegen den 

Parteitag. Der sozialdemokratische 
Bürgermeister von Lotte und der 
DGB-Kreisvorsitzende protestierten bei 
Landesinnenminister Schnoor (SPD). 
Obwohl das Vorgehen der Polizei 
jedoch auch rechtlich fragwürdig ist, 
lehnt Schnoor bisher jede Verant­
wortung ab und will sich nicht ein­
schalten. - (wof)

Neonazi darf Ausländer jetzt 
als Volkszähler observieren

Weinheim. Erst durch persönliche Be­
gegnung wurde bekannt, daß die Stadt­
verwaltung von Weinheim den bundes­
weit bekannten Neonazi und „Deut- 
sche-Liste“-Stadtrat Decken einen 
„Zähl“-Bezirk abgrasen läßt. Privat 
zählt Deckert schon lange: Bei anti­
faschistischen Veranstaltungen notiert 
er seit Jahren Auto-Nummern und re­
gistriert die Besucher. Im März 1986 
forderte er im Gemeinderat „Konse­
quenzen“, weil in einem mit Asylbe­
werbern belegten Haus noch nach Mit­
ternacht Licht gebrannt habe! Und von 
der Stadt wurde ihm zugesagt, „dieser 
Zustand werde abgestellt“. Gleichzeitig 
rügte der Oberbürgermeister die GAL- 
Fraktion, die die „schon neurosenhaf- 
ten Observationstätigkeiten“ des 
„selbsternannten Blockwarts Deckert“ 
ebenso kritisierte wie das Eingehen der 
Stadt darauf.

Die Volkszählungs-Boykottinitiative 
unterstellt nun in einem von der Presse 
boykottierten Offenen Brief, daß die 
von Deckert betriebene Denunziation 
von Ausländern „auch ein Interesse 
von offizieller (städtischer, staatlicher) 
Seite ist, denn sonst könnten Zähler 
wie Deckert nicht bedenkenlos einge­
setzt werden“. Sie fordern vom SPD- 
Oberbürgermeister, „Günter Deckert 
und alle ihm bekannten Mitglieder der 
rechtsradikalen Gruppe um Deckert 
vom Amt des Volkszählers zu suspen­
dieren und sofort unbedenkliche Zähl­
personen einzusetzen“. (bet)
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Verbreitung faschistischer Pamphlete

BAG macht aus kollektivem Recht ein 
individuelles Recht für KDV’ler

Pinneberg. „Mein Chef möchte mir 
mitteilen, ob ich zur Frühschicht oder 
zur Spätschicht wieder erscheinen soll“ 
- Kommentar des Pinneberger Druk- 
kers Dieter Schlichting, Vorsitzender 
der örtlichen WN/BdA nach der Ent­
scheidung des Bundesarbeitsgerichtes 
am 14.5.87. Schon am 20.12.84 hatte 
das BAG der Kündigungsschutzklage 
der IG Druck und des Druckers statt­
gegeben und zwei entgegengesetzte 
Urteile des AG Elmshorn und des 
LAG Kiel aufgehoben. Der Drucker 
sollte am 2.11.81 bei der Druckerei 
Nordoffset in Ellerbek Werbeprospekte 
für faschistische und kriegsverherrli­
chende Bücher des John-Jahr Verlages 
drucken (s. Bild), was er u.a. mit fol­
gender Begründung ablehnte: „In dem 
Prospekt wird das NS-Regime und der

Nordoffset für faschistisches Geschmiere: „Es gibt nämlich keine Anhaltspunkte 
dafür, daß heute die Publikation der vom Kläger nicht gewollten Bücher gegen 
das vernünftige Denken aller verstößt.“

von ihm geführte Krieg rehabilitiert - 
der Krieg und der SS-Verbrecher Sko- 
rzeny verherrlicht - solche Propaganda 
ist mit dem Grund-(§4 Gewissensfrei­
heit) und dem Strafgesetz (§86 Verbrei­
ten von Propagandamitteln verfas­
sungswidriger Organisationen) nicht 
vereinbar.“ Für den Rest der Schicht 
wurde der Drucker an eine andere 
Maschine gestellt, mit der Drohung 
des Kapitalisten, daß er mit Konse­
quenzen rechnen muß, wenn er seine 
Haltung nicht ändert. Am 3.11.81 er­
hielt Schlichting den Auftrag, den 
Werbebrief des Dr. Chr. Zentner für 
ein Buchpaket des John-Jahr Verlages 
von 81 zu drucken. Der Drucker ver­
weigerte aus den gleichen Gründen 
wie am Vortag. Der Betriebsrat wider­
sprach durch Beschluß vom 5.11.81 
der fristlosen und auch der fristgerech­
ten Kündigung.

Das BAG hatte nun in seinem Urteil 
vom 20.12.84 ein Urteil von 1960 ver­
wässert, bei dem es noch hieß, daß 
„kein Bürger nach seinem Arbeitsver­
trag verpflichtet sein (könne), für eine 
Zeitschrift, die das blutbefleckte Ge­
walt- und Unrechtsregime des Nazis­
mus verherrlicht oder verharmlost, 
auch nur im geringsten tätig zu wer­
den. Ein Arbeitnehmer habe bei derar­
tigen Verlangen das Recht und auch 
die Pflicht, eine solche Tätigkeit abzu­
lehnen“. Diesmal führte das BAG an, 
„daß aufgrund der mittelbaren Wir­
kung des Grundrechts der Gewissens­
freiheit der Arbeitgeber dem Arbeit­
nehmer keine Arbeit zuweisen darf, die 
den Arbeitnehmer in einen solchen 
Gewissenskonflikt versetzt, der unter 
Abwägung beiderseitigen Interessen

vermeidbar gewesen wäre“, und „dem 
Landesarbeitsgericht ist darin zuzu­
stimmen, daß es sich bei der von dem 
Kläger behaupteten Gewissensnot um 
eine innere Tatsache handelt, die nur 
aus äußeren Indizgründen geschlossen 
werden kann ... mit dem Hinweis auf 
seinen Status als Kriegsdienstverwei­
gerer hat der Kläger nämlich eine In- 
diztatsache dargelegt, die darauf schlie­
ßen läßt, daß er tatsächlich in Gewis­
sensnot geriet, ...“ Daß Schlichting 
aktiver Antifaschist in der WN ist und 
sich der Satzung der IG Druck 
(„Bekämpfung von faschistischen, mi­
litaristischen und reaktionären Einflüs­
sen ...“) stark verpflichtet fühlte, ließ 
das BAG zwar gelten und kam zu dem 
Schluß, daß die Firma ihn nicht in 
Gewissensnot hätte bringen brauchen, 
hätte sie ihn, wie am Vortage an eine 
andere Maschine gestellt.

Auf Antrag des Kapitalisten verwies 
das BAG die Sache jedoch an das 
LAG zurück, um zu prüfen, ob das Ar­
beitsverhältnis wegen Unzumutbarkeit 
der Weiterbeschäftigung nicht doch 
aufgelöst werden könne. Diese Auflö­
sung holte das LAG im April ’86 
prompt nach und entschied, daß eine 
„den Betriebszwecken dienende weite­
re Zusammenarbeit nicht zu erwarten“ 
sei. Erneut zog der Drucker auch ge­
gen diese Entscheidung vor das BAG. 
Dieses urteilte nun am 14. Mai endgül­
tig: „Dieter Schlichting muß in seinem 
alten Betrieb weiterbeschäftigt wer­
den.“ Weiter versucht Schlichting jetzt 
auf dem Klagewege einen Lohnausfall 
von 50000 DM zu bekommen. Die IG 
Druck hatte den fünfjährigen Gerichts­
streit durch alle Instanzen unterstützt 
und wertete das BAG-Urteil von ’84 
„als einen Erfolg für die Freiheit von 
Arbeitnehmern, eine Arbeit abzuleh­
nen, wenn sie die Ausführung mit ih-r 
rem Gewissen nicht vereinbaren kön-( 
nen“ und forderte in ihrem Zentralor­
gan auf, die „Entscheidung ... sollte 
auch andere Arbeitnehmer ermuntern, 
(dem) Anwachsen neonazistischer 
Kräfte energisch entgegen zu treten“. 
Tatsächlich bieten nur die Kontrollrats­
gesetze die Möglichkeit, den Kampf 
gegen die Verbreitung faschistischer 
Propaganda kollektiv zu führen. Hier­
bei ließ die BRD-Justiz nur den Einzel­
fall zu, die faschistischen Werbepros­
pekte konnten trotzdem gedruckt wer­
den. - (arr)

Arbeitslosigkeit

Versicherungsleistungen 
bieten kaum noch Schutz

Hamburg. Am 03.06.1987 hat das Ar-, 
beitsamt Hamburg bekannt gegeben, 
daß im Mai 98335 Menschen als Ar­
beitslose registriert waren, das bedeutet 
eine Arbeitslosenquote von 13,5%. Die 
Politik der Bundesregierungen seit 
Schmidt hat konsequent darauf gezielt, 
den Schutzcharakter dieser Versiche­
rung für die Lohnabhängigen zu besei­
tigen. Für die Lohnabhängigen hat die­
se Versicherung nur dann Sinn, wenn 
sie vor dem Druck der industriellen 
Reservearmee auf Löhne und Arbeits­
bedingungen gerade dadurch schützt, 
daß die arbeitslosen Teile der Klasse 
nicht dem nackten Elend ausgeliefert 
werden. Dieser Schutz wird systema­
tisch ausgehöhlt und zerstört.

Dies veranschaulichen verschiedene 
Zahlen aus der Strukturanalyse des 
Arbeitsamtes Hamburg für 1986, her­
ausgegeben Mai 1987. In Hamburg lag 
1986 der Anteil aller registrierten Ar­
beitslosen, die weder Arbeitslosengeld 
noch -hilfe erhalten, erstmals über 
50%; nur noch 23,7% der registrierten 
Arbeitslosen erhielten A1G, 24% A1H.
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Hinzuzurechnen ist noch die sog. „stil­
le Reserve“ von schätzungsweise 
35000 Menschen, die sich beim Ar­
beitsamt gar nicht erst melden, weil sie 
weder Aussicht auf Leistungen noch 
Vermittlung von Arbeit haben

Die Höhe der gezahlten Beträge ist 
ein weiteres Indiz für die schwindende 
Bedeutung als Schutz vor dem Absin­
ken ins Elend: 1985 lag die durch­
schnittlich gezahlte Arbeitslosenhilfe 
bei 850 DM, das Arbeitslosengeld bei 
1052 DM monatlich. Im Bundesdurch­
schnitt mußten im Herbst 1985 bereits 
2/3 aller Bezieher von Arbeitslosengeld 
und 84% von Arbeitslosenhilfe mit 
weniger als 1000 DM auskommen.

Da Massenarbeitslosigkeit mittler­
weile eine Dauererscheinung ist, sind 
zunehmend mehr Menschen länger ar­
beitslos: 33500 Arbeiter oder Ange­
stellte waren 1985 länger als ein Jahr 
ohne Arbeit, 15500 sogar mehr als 
zwei Jahre. Die durchschnittliche Dau- 
er der Arbeitslosigkeit betrug 1986 be- 
reits 13 Monate.

Das Hamburger Arbeitsamt z.B. ver­
mittelt über die sog. Jobvermittlung 
mittlerweile wochenweise Aushilfsar­
beit, für Frauen z.B. für Lager- oder 
Packarbeiten zu 8,50 DM brutto/Std. 
Lohn- und Beschäftigungsstandards 
sind tausendfach eingerissen. 
Quellenhinweis: Strukturanalyse Ar­
beitsamt Hamburg, Mai 1987; Armut 
in Hamburg, Broschüre der Fachhoch­
schule Hamburg - (mek)

Sozialer Wohnungsbau

Wohneigentum billiger 
als Sozialmiete?

Ulm. Laut Aussage der städtischen 
Ulmer Wohnungs- und Siedlungsge- 
Seilschaft kann Ulm das Ende des so­
zialen Wohnungsbaus mit Gelassenheit 
tragen. Die Bewerber um die 6000 
städtischen Wohnungen sind von 3000 
in 1980 auf derzeit 1500 zurückgegan­
gen. Bewogen durch das Streichen der 
Bundes- und Landesfördermittel für 
den sozialen Wohnungsbau, verlegt 
sich die Stadt jetzt aufs Renovieren 
und Sanieren, wofür noch Gelder zu 
bekommen sind. Weiter beteiligt sie 
sich an Fördermodellen nach dem 
neuen Bundesgesetz. Unter dem Mot­
to „Wohneigentum zu bezahlbaren 
Preisen“ bietet sie speziell für junge 
Familien in einem Ulmer Vorort 18 
Häuser zum Erwerb an. Die Finanzie­
rung wird unterstützt durch einen Kre­
dit von der Landesbank, der knapp ein 
Fünftel des Kapitalbedarfs deckt und 
15 Jahre zins- und tilgungsfrei ist. Bei 
schwierigerer wirtschaftlichen Lage 
gewährt auch die Stadt noch einen 
Kredit von 10000 DM. 15% des Ge­
samtbedarfs müssen durch Eigenkapi­
tal aufgebracht werden. Die Häuser 
einfacher Bauweise bieten auf zwei 

Etagen 92 qm Wohnfläche. Dach und 
Keller können später in Eigenregie aus­
gebaut werden, wodurch dann die 
Wohnfläche auf 140 qm ausgeweitet 
würde. Die Häuser kosten je nach 
Größe des Grundstücks zwischen 
290000 und 316000 DM. Das maximal 
förderbare Bruttoeinkommen für eine 
Familie mit zwei Kindern liegt bei 
62160 DM (nach Abzügen). Das Fi- 
nanzierungsmodell errechnet für eine 
Familie mit zwei Kindern und einem 
Bruttoeinkommen von 30000 DM bei 
einem Steuersatz von 22% (Durch­
schnitt) eine Steuererspamis von 3000 
DM. Hinzu kommen Baukindergeld 
von insgesamt 1200 DM und jährliche 
Fördermittel von 5508 DM. Diesen 
Beträgen steht eine jährliche Belastung 
von ca. 17200 DM gegenüber. Unterm 
Strich bleibt eine monatliche Belastung 
von 624 DM, auf den Quadratmeter 
umgerechnet von 4,40 DM. Dem stellt 
das Modell die Sozialkaltmiete von 6 
DM/qm gegenüber. Also wahrlich für 
jeden erschwinglich.

Bei genauerem Hinsehen finden sich 
in dem Modell einige Haken. Wenn 
man die den Bruttoeinkommen ent­
sprechenden Steuersätze auf die Ab­
schreibungsbeträge anwendet (wie 
auch tatsächlich praktiziert), ergibt sich 
eine Steuererspamis von 3000 DM erst 
bei einem Bruttoeinkommen von 
55000 bis 60000 DM. Bei 30000 DM 
liegen die Ersparnisse bei 1437 DM 
und die monatliche Belastung pro qm 
bei 5,30 DM. Dabei ist der qm-Preis 
berechnet auf 142 qm, die aber mit 
dem angegebenen Finanzaufwand gar 
nicht nutzbar sind, sondern erst nach 
späterem Ausbau, der weitere Gelder 
erfordert. Berechnet auf die anfänglich 
verfügbaren 92 qm ergibt sich eine 
Preisspanne von 8,79 DM/qm bei ei­
nem Bruttoeinkommen von 20000 
DM bis 6,41 DM/qm bei 70000 DM. 
Je höher das Einkommen, um so grö­
ßer die Entlastung, um so niedriger der 
Quadratmeterpreis. Dieses Prinzip ver­
drängt den sozialen Wohnungsbau. 
Gefordert werden 18 von 1500. 
- (evd) 

„Hindenburger Treffen“

Patenschaft über 
„Hindenburg“ bekräftigt

Essen. Mit einem Flugblatt „,Hinden- 
burgc bleibt Zabrze! - Kündigung der 
Patenschaft der Stadt Essen über ,Hin­
denburg1“ protestierten 17 oppositio­
nelle und linke Organisationen gegen 
das „18. Hindenburger Heimattreffen“, 
an dem am 6./7. Juni in Essen mehre­
re Tausend teilnahmen. Das Flugblatt 
unterzeichneten u.a.: Antifaschistisches 
Forum, Autonome, DFU, DKP, GAL 
- Die Grünen, Die Falken, MLPD, 
WN/BdA, Volksfront.

1953 übernahm die Stadt die Paten­

schaft über die seit 1945 nicht mehr 
existierende Stadt „Hindenburg“ - die 
polnische Stadt Zabrze hatte von 
1915-45 so geheißen. Die Patenschaft 
wird von der „Heimatkreisvereinigung 
Hindenburg“ wahrgenommen. Alle 
zwei Jahre findet ein „Heimattreffen“ 
statt, finanziell und organisatorisch von 
der Stadt unterstützt

Seit etwa drei Jahren gibt es gegen 
die revanchistischen Treffen der „Hin­
denburger“ und auch der „Oberschle­
sier“ in Essen Aktionseinheiten und 
Anstrengungen, die Patenschaft aufzu­
lösen. Entsprechende Anträge der 
GAL im Rat wurden mit Stimmen von

Auftritt einer „Oberschlesischen Ju­
gendgruppe“ - die die angebliche 
„Heimat“ nie gesehen hat - in der Es­
sener Innenstadt 1986.

CDU und SPD abgelehnt. Die Paten­
schaftsurkunde legt fest: „Das Bewußt­
sein der kulturellen und wirtschaftli­
chen Bedeutung des deutschen Osten 
wachzuhalten.“ Weiter heißt es: „Die 
Stadt Essen ist mit der Hindenburger 
Bevölkerung der festen Zuversicht, daß 
der Tag der glücklichen Rückkehr in 
ihre Heimatstadt kommen wird.“ Im 
Dezember 1986 wurde die Paten­
schaftsurkunde mit einer Zusatzerklä­
rung, die nichts an dem revanchisti­
schen Charakter ändert, durch den Rat 
bekräftigt.

Auf der diesjährigen „Feierstunde“ 
hoben sowohl der Vertreter der Stadt, 
Bürgermeister Sobek (CDU), als auch 
H. Skowronek für den Vertretungsaus­
schuß Hindenburg diesen „Erfolg“ her­
vor; unter großem Beifall der etwa 350 
anwesenden „Hindenburger“. Beide 
verurteilten ausdrücklich das vor der 
Grugahalle verteilte Fugblatt „Hinden­
burg bleibt Zabrze“. In der Hauptrede 
schürte Pfarrer Badura Heimatgefühle 
und propagierte „Deutschtum“.

Vorschläge für eine Veranstaltung 
gegen das „Hindenburger“-Treffen und 
weitere Protestaktionen wurden dieses 
Mal nicht umgesetzt. Das Antifaschisti­
sche Forum wird einen Vorschlag für 
weitere Aktivitäten zum Herbst vorbe­
reiten. - (mab)
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Chemische Industrie

Nach tödlichem Arbeitsunfall zäher Kampf 
um betriebliches Rettungswesen

Mannheim. Vor knapp einem Jahr kam 
bei der Chemischen Fabrik Weyl (ca 
400 Beschäftigte) ein Chemiearbeiter 
ums Leben, als er einen Gaswäscher in 
einem Produktionsgebäude entsorgte. 
Durch eine unbeabsichtige Reaktion 
war dabei schlagartig eine große Men­
ge Schwefelwasserstoffgases freigesetzt 
worden. Dieses Gas ist ein schweres 
Nervengift, das bei Inhalation zu einer 
raschen Lähmung des zentralen Ner­
vensystems und infolgedessen zum 
Tod fuhrt

Es soll an dieser Stelle nicht auf die 
Ursachen des Unfalls eingegangen wer­
den. Worum es hier geht, sind die Er­
fahrungen, die die Belegschaft mit dem 
Rettungswesen in der Firma machen 
mußte.

Rettungschancen nach Eintritt einer hochgradigen Störung oder nach Aussetzen einer 
Lebensfunktion in Abhängigkeit vom Zeitpunkt der Erste-Hilfe-Leistung:

Ein Sanitäter ist in Chemiebetrieben erst ab 500 Beschäftigten vorgesehen. Was 
ist nachts?

Nur durch Zufall hatte ein Kollege 
der Nachbarabteilung den Vorfall be­
obachtet und alarmierte seinen Mei­
ster. Dieser und später auch noch zwei 
Arbeiter schleiften den Verunglückten 
vor den Bau. Die Helfer waren ledig­
lich mit einfachen Atemschutzmasken 
mit Universalfiltem ausgerüstet, welche 
bei zu niedrigem Sauerstoffgehalt der 
Umgebungsluft keinen Schutz bieten. 
Diese Atemmasken mußten im übri­
gen erst von einem zwei Stockwerke 
höher gelegenen Platz beigeschafft 
werden. Die Werkfeuerwehr ist ver­
mutlich erst zehn Minuten nach dem 
Unfall alarmiert worden. Der nach wei­
teren zehn Minuten eintreffende Not­
arzt konnte mit seinen Reanimations­
versuchen nichts mehr ausrichten.

Folgende Mängel lassen sich im Ret-

tungswesen der Firma u.a. feststellen: 
Ein feuermelderartiges Alarmsystem 
existiert nicht Die stattdessen vorge­
sehene Alarmauslösung über eine 
werksinteme Telefonnotrufnummer 
gehörte offensichtlich nicht zum „akti­
ven Wissen“ der Beteiligten - mangels 
Unterweisung und Training. Umluft­
unabhängige Atemgeräte waren nicht 
in erreichbarer Nähe - ihr Gebrauch 
nicht trainiert. Sauerstoffbeatmungs- 
geräte waren nur in der Ambulanz, 
nicht im Betrieb selbst vorrätig, ihr 
Gebrauch keinem Ersthelfer bekannt 
Von den sich an der Unfallstelle einfin­
denden Beschätigten war offensichtlich 
keiner in der Lage, den Aiemstillstand 
des Verunglückten zu erkennen und 
Herzlungenwiederbelebung zu leisten.

Der Alarmplan, d.h. das gesamte Vor­
gehen zur Rettung und Sicherung, war 
denjenigen, die laut Plan Funktionen 
hätten ausüben sollen, nicht oder nur 
bruchstückhaft präsent - es herrschte 
großes Durcheinander. Lediglich die 
freiwillige Werksfeuerwehr arbeitete 
planmäßig, nachdem sie reichlich ver­
spätet alarmiert worden war.

Daß sie die im vorliegenden Fall nur 
noch geringen Aufgaben der Sicherung 
der Unfallstelle (der Gasausbruch 
selbst war schon zum Stillstand ge­
kommen) korrekt durchführen konnte, 
Hegt sicherlich an den regelmäßigen 
Übungs- und Ausbildungsmaßnahmen 
(vierzehntäglich zwei Stunden und zu­
sätzliche Übungen und Kurse). Das 
Interesse des Unternehmers an einer 
funktionierenden Werksfeuerwehr ist 

auch leicht erklärlich: Ohne eine sol­
che würde er keine oder aber nur eine 
sehr teure Feuerversicherung abschlie­
ßen können. Da eine Feuerversiche­
rung nur eventuelle Brandschäden, 
nicht aber produktionsausfallbedingten 
Gewinnausfall ersetzt, kommt der 
Feuerwehr für das Kapital eine hohe 
profitsichemde Bedeutung zu. Das 
Ersthelfer- und Sanitäterwesen zeigt 
sich im Schadensfall bei weitem nicht 
so verlustmindemd, da es ja „nur“ um 
Personenschäden geht. Das Schlimm­
ste, was einem Chemiekapitalisten hier 
widerfahren kann, ist eine begrenzte 
Steigerung des Beitrags zur Berufsge­
nossenschaft: Der Normalbeitrag kann 
um maximal 20% Zuschlag erhöht 
werden, wenn die betriebliche Unfall­
ziffer über dem Branchendurchschnitt 
liegt, sowie um weitere 20% für even­
tuelle Überschreitungen der durch­
schnittlichen Unfallfolgekosten (umge­
kehrt sind auch Nachlässe von zusam­
men 40% möglich; der Normal- und^ 
Grundbeitrag belief sich 1985 auf DM< 
4,75 je DM 1000 Entgeltsumme). Ein 
Schadensfall wirkt sich dabei aber 
maximal fünf Jahre auf die Rechnung 
aus. Also zählt beispielsweise ein Toter 
im sechsten Jahr nicht mehr...

Der Betriebsrat hat sofort nach dem 
Unfall dem Unternehmen einen Kata­
log mit Forderungen auch zum Erste- 
Hilfe-Wesen vorgelegt;die Forderungen 
waren teilweise schon seit Jahren er­
hoben worden. Er verlangte sodann 
eine Betriebsvereinbarung, in der die 
Unternehmensleitung sich auf die er­
forderlichen organisatorischen Maß­
nahmen festlegen sollte. Die Ge­
schäftsleitung bot stattdessen eine Ver­
einbarung an, in der sie für Ersthelfer 
60, für Sanitäter 120 DM jährlich als 
„Anreiz“ zusicherte sowie die Durch­
führung von Erstehilfekursen - sonst 
nichts. Der Betriebsrat entgegnete nach 
wochenlangem Hin und Her mit ei-,- 
nem detaillierten Vorschlag über die 
Organisation des Hilfs- und Rettungs­
wesen im Betrieb, gestützt auf die ein­
schlägige Unfallverhütungsvorschrift 
„Erste Hilfe“ (VBG 109) sowie auf 
Merkblätter des Hauptverbandes der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften 
(zB ZH 1/142).

Nach diesen Vorstößen sah sich das 
Unternehmen veranlaßt, einen Kurs in 
„Erste Hilfe“ und in „Herz-Lungen- 
Wiederbelebung“ zu organisieren und 
als Arbeitszeit anzuerkennen. Fast 10% 
der Beschäftigten aller Sparten nahmen 
an den Kursen teil und straften so die 
Geschäftsleitung Lügen, es fehle ledig­
lich an der nötigen Motivation. Bis 
heute hat die Geschäftsleitung die an­
gestrebte Beriebsvereinbarung, die im 
übrigen einigungsstellenfähig ist, noch 
nicht unterzeichnet. Verbesserungen 
bei den Rettungsausrüstungen hat sie 
dagegen veranlaßt. Der mittlerweile 
neugewählte Betriebsrat scheint ent­
schlossen, die Betriebsvereinbarung 
nun rasch durchzusetzen. - (sam)
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Niedersachsen

SCrBtÄBc gegem „Sparpolitik“ 
hat vöeUe offene Fiaoken

Hildesheim. Ein Höhepunkt des Wider­
standes gegen die Sparmaßnahmen der 
niedersächsischen Landesregierung 
war die Demonstration am 2. Juni in 
Hannover, zu der der DGB-Nieder­
sachsen, der Landesschülerrat und die 
Landesastenkonferenz aufgerufen hat­
ten. Die Beteiligung lag mit knapp 
20000 Demonstrierenden im Bereich 
der Veranstaltererwartungen. Geringe 
personelle Unterstützung aus dem 
gewerkschaftlichen Bereich, insbeson­
dere aus dem öffentlichen Dienst, 
schwächte die Wirkung der Aktion. 
Das Motto „Aufbruch statt Abbruch - 
Rücknahme aller Sparbeschlüsse“ 
kennzeichnet die Hauptkritikpunkte 
von gewerkschaftlicher Seite.

Schon am 28. April demonstrierten 
120 Landesbedienstete vor der nieder- 

'' sächsischen Staatskanzlei gegen die 
Sparbeschlüsse. In zwölf Betrieben der 
Landesbehörden wurden am 12. Mai 
im Rahmen von Betriebs- und Perso­
nalversammlungen Resolutionen ver­
faßt, in denen die Beschlüsse der Lan­
desregierung .und die Folgen, wie 
Mehrarbeit, Überstunden unter Be­
schuß standen. 350 Universitätsmitar­
beiter demonstrierten am 20. Mai 
durch die Innenstadt Hannovers. Mit­
glieder der GEW vermauerten symbo­
lisch den Eingang des Kultusministe­
riums.

Die „Neue Hannoversche Presse“ 
veröffentlichte am 27. Mai eine Stel­
lungnahme der ÖTV Niedersachsen, 
die Steuerrückstände für den Landes­
haushalt kritisierte. Laut ötv habe das 
Land Niedersachsen zwei Milliarden 
DM Steuerrückstände, von denen ca. 

. eine Milliarde zum 30. Juni 1986 ge- 
stundet oder z.B. aus „Rücksicht auf 
gefährdete Arbeitsplätze“ ausgesetzt 
sei. Weitere 943 Millionen DM wären 
„echte Steuerrückstände“, die zu 95% 
aus „dem unternehmerischen Bereich 
kommen“. Demgegenüber könnten 
der Stellenabbau und die Kürzungen 
von ca. 650 Millionen DM nur kriti­
siert werden. Die Landesregierung ver­
öffentlichte (ebenfalls am 27. Mai) eine 
Anzeige in den niedersächsischen Ta­
geszeitungen: „Die Zukunft sichern 
durch solides Haushalten“.

Die Landesregierung sichert nicht 
nur solide den Haushalt, sie bekämpft 
ebenso solide den Widerstand der Be­
troffenen. So zensierte und verbot der 
neue Kultusminister, Prof. Knies, ein 
Informationsblatt des Landesschüler­
rates. Die Sekretärin durfte keine Post 
mehr versenden. Daraufhin wurde das 
Büro des Landesschülerrates von 
Schülern vom 29. Mai bis zum 2. Juni 
aus Protest besetzt.

Bislang richtete sich die Kritik, zu­
mindest von den Gewerkschaften, nur

Emst Albrecht betreibt seit elf Jahren 
Politik der Konzerne. 1986 stieg die 
FDP hilfreich mit ein.

unzureichend gegen „Sparmaßnah­
men“ der Albrecht-Hirche-Politik. Die 
SPD bejammert „Einbußen im techni­
schen Know-how“, die Grünen gehen 
zumindest auf dem Gebiet Hochschul­
politik gegen „Elitebildung“ vor. Die 
gestundeten Steuerrückstände sind in 
der Debatte. Die Senkung des Förder­
zinses zugunsten von Konzernen, die 
enormen Geldmittel für „Spitzenfor­
schung und Zukunftstechnologien“, für 
offene Elitezüchtung, Steuersenkungen 
für „Großverdiener“, 200 Millionen 
DM für den Rüstungskonzem Rhein­
metall usw. können sich recht gut aus 
der Schußlinie öffentlicher Meinungs­
bildung rausgehalten wissen. Albrecht 
kann gelassen bleiben, bleibt doch die 
Kritik im Korsett „Sparmaßnahmen“ 
eingeengt. - (mal)

Vergangenheitsbewältigung

Westberliner BMW-Führung 
für Gefolgschaftsdenken

Westberlin. Auf der ersten Betriebsver­
sammlung nach der gerichtlich er­
zwungenen Neuwahl des Betriebsrates 
im Westberliner Motorradwerk von 
BMW am 2. Juni unternahm die Be­
triebsführung den Versuch, eine Be­
triebsgemeinschaft zu schmieden, ge­
gen die erfolgreichen Wahlanfechter 
und Betriebsratsmitglieder Knirsch, 
Vollmer und Köbrich.

Im ersten Teil seines Berichtes ging 
Betriebsleiter Stark auf die Konkur­
renzsituation ein und forderte die Be­
legschaft zum Schulterschluß mit den 
Betriebsinteressen auf. BMW sei der 
einzige Konzern, der versuche, mit ei­
nem Weltmarkanteil von 3,5% den Ja­
panern Paroli zu bieten. Dies erfordere 
von jedem den vollen Einsatz. „Verlus­
te aus Berlin werden nicht mehr akzep­
tiert - und wir machen Verluste“, sag­
te er wörtlich. Dann leitete Betriebslei­
ter Stark zum zweiten Teil der Be­
triebsversammlung über. Er berichtete, 
daß ihm „empörte Briefe“ aus der Be­
legschaft zugegangen seien, in denen 
sich Belegschaftsangehörige über die 

Darstellung von BMW in der DGB- 
Ausstellung „Das halbe Leben“ aus 
Anlaß der 750-Jahrfeier von Westberlin 
beschweren. (In der Ausstellung wird 
die Auseinandersetzung um die Wahl­
anfechtung dargestellt, und Bezug ge­
nommen auf BMW als Musterbetrieb 
im Faschismus, d. Verf.). Betriebsleiter 
Stark ließ dann auf der Betriebsver­
sammlung große Fotos der DGB-Aus­
stellung aufhängen, auf denen das 
Werktor von BMW mit einem Hitler- 
bild im Hintergrund zu sehen ist, so­
wie ein Abbild von BRD-Kanzler Kohl 
und im Vordergrund die drei gemaßre­
gelten Kollegen sowie ein Schild: „Hier 
endet der demokratische Sektor“.

Mit geheuchelter Empörung wies 
Stark dann von sich, daß BMW in die 
Nähe des Hitler-Regimes gerückt wer­
de und angeblich im Werk keine De­
mokratie herrsche. Diese Stichworte 
griff ein Teil der Versammelten sofort 
auf, um ihre „Empörung“ lautstark mit 
Pfiffen und anderen Beschimpfungen 
zu bekunden. Dies führte dazu, daß 
der anwesende IG-Metall-Sekretär Vol­
ker Fiebig seine Rede anfangs nicht 
beginnen konnte. Diese Inszenierung 
kam nicht unvorbereitet. Schon einige 
Tage vorher hatten die „Vernunft-Be­
triebsräte und einige Vertrauensleute 
angeblich 500 Unterschriften für eine 
„Protestresolution“ gegen die Ausstel­
lung gesammelt und der Betriebsfüh­
rung übergeben.

Im weiteren Verlauf der Versamm­
lung meldeten sich dann mehrere Be­
schäftigte, vornehmlich aus dem Ange­
stelltenbereich, die in vorbereiteten 
Redebeiträgen Denunziantum mit ge­
heucheltem „Volkszom“ verbanden 
und ein Kesseltreiben gegen die so be­
zeichnete „Pappkameradengruppe“ 
(Knirsch, Vollmer, Köbrich) veranstal­
teten. In Blockwartmanier wurden die 
„eingewanderten, verblendeten Ideolo­
gen“ aufgefordert darzulegen, von 
wem sie „gesteuert werden“. Im Feld­
webelton wurde aufgefordert, zukünf­
tig Betriebsratskandidaten auf ihre poli­
tische Überzeugung hin zu überprüfen. 
Die Redner griffen die angebliche 
Linksentwicklung der IG Metall an 
und behaupteten, Westberlin sei ein 
„Hort der Freiheit“

Am Ende wurde ein Mißtrauensan­
trag gegen die Betriebsräte Knirsch, 
Vollmer und Köbrich auf den Tisch ge­
legt, der in einer Abstimmung die 
Mehrheit der Anwesenden fand. Offen­
sichtlich will die Betriebsführung Be­
triebsratsneuwahlen durchsetzen, um 
wieder vollständig einen „Vernunft-Be­
triebsrat“ zu erhalten.

In einem Schreiben nach der Be­
triebsversammlung an die Vertrauens­
körperleitung von BMW äußert die 
Westberliner Ortsverwaltung der IGM 
ihre Empörung über „das inaktive Ver­
halten der Versammlungsleitung, an­
gesichts der massiven unqualifizierten 
Angriffe“ auf den DGB auf der Be­
triebsversammlung. (brr)



Seite 26 Reportagen und Berichte regional Politische Berichte 12/87

Republikaner

Nach Erfolg bei der BezirkstagswahQ 
nun Kandidatur zum Oberbürgermeister

Nürnberg. Im Herbst wird der neue Landesvorsitzende der 
bayerischen Republikaner, der Untemehmensberater Franz 
Fischer, als Kandidat zu den Oberbürgermeisterwahlen an­
treten. „Die Republikaner haben Nürnberg im Visier“, hatte 
die Süddeutsche Zeitung kommentiert, und Fischer erklärte 
der Nürnberger Zeitung, daß „sie nach den Wahlerfolgen 
eine zweistellige Ziffer anpeilen“. Diese Großspurigkeit ist 
auch berechnet auf den Stimmenanteil der NPD von 13% in 
Nürnberg in den 60er Jahren. Die Kandidatur wurde pla­

ziert in einer Situation, in der die CSU reale Chancen be­
sitzt, der SPD den OB-Posten abzujagen. Das nachstehende 
Interview hat die Redaktion mit Frau Barbara Hailand, der 
Abgeordneten der GRÜNEN im mittelfränkischen Bezirks­
tag, geführt Die REP sind in diesem Gremium durch das 
ehemalige CSU-Mitglied Dieter Kallweit vertreten. Frau 
Hailand hatte im März auf einer Veranstaltung des Antifa- 
Plenums über die Politik der Schönhuber-Partei im Bezirks­
tag berichtet - (mas, ola)

Red.: Wie beurteilst Du das politische 
Verhältnis der CSU zu den REP im 
mittelfränkischen Bezirkstag?
Frau H. : Es existieren keine politischen 
Gegensätze, welche sich schroff äußern 
würden. Da sich der Bezirksrat der 
REP selten zu Wort meldet, sieht sich 
die CSU bereits aus diesem Grunde 
kaum genötigt, Position zu beziehen. 
Gleich zu Beginn der Legislaturperiode 
hat die CSU Kallweit einen eigentlich 
von ihr beanspruchten Sitz im Schul­
ausschuß überlassen und dies damit 
begründet, daß jedem demokratisch 
gewählten Bezirksrat die Möglichkeit 
gewährt werden müsse, im Bezirkstag 
wirksam mitzuarbeiten. Zu gleicher 
Zeit haben die CSU-Bezirksräte uns 
die Unterlagen für die Ausschußsitzun­
gen vorenthalten.
Red.: Der Bezirksrat der REP ist vor 
allem durch antisemitische Äußerun­
gen öffentlich in Erscheinung getreten? 
Frau H.: Du spielst darauf an, daß 
Kallweit die Streichung von Bezirks­
zuschüssen für das Buch „Jüdische All­
tagsgeschichte in Franken“ beantragt 
hat. Vor dem Bezirkstag begründete er 
dies allerdings nicht mit antisemiti­
schen Ausfällen, sondern mit der Be­
merkung, daß der Autor bereits über­
mäßig gefordert worden sei. Anderer­
seits tat er sich kurz darauf auf einer 
Veranstaltung des REP-Kreisverbandes 
Ansbach mit diesem Antrag besonders 
hervor. Die Bezirksräte der CSU hat­
ten sein Ansinnen abgelehnt, ohne den 
antisemitischen Gehalt auch nur zu 
erwähnen. Die Redner der SPD dage­
gen haben sich eindeutig geäußert, so 
daß wir dem nichts hinzufügen muß­
ten.
Red.: Er hat die Streichung von Sozi­
alhilfe für abgelehnte Asylbewerber 
verlangt?
F/nw H.: Als Begründung für diesen 
Antrag mußte eine Unterscheidung 
zwischen „guten“ und „schlechten“ 
Flüchtlingen herhalten. Asylbewerber 
aus den Staaten des Warschauer Paktes 
sollen weiterhin Unterstützung bean­
tragen können, Flüchtlinge aus der 
Dritten Welt dagegen diffamierte er als 
Schmarotzer und Wirtschaftsflüchtlin­
ge, die unmittelbar an der Grenze zu­
rückgewiesen werden müßten, damit 
„uns“ keine Kosten entstehen. Die fi­

nanzielle Verantwortung des Regie­
rungsbezirks für die Flüchtlinge will er 
auf den Bund und das Land abwälzen. 
Gleichzeitig führt er rassistische Maß­
stäbe in das Sozialhilferecht ein: Wäh­
rend einerseits den Flüchtlingen das 
Geld „nachgeschmissen“ werde, könne 
ein deutsches Familienoberhaupt mit 
dem Sozialhilfesatz nicht auskommen. 
Bekanntlich liegt dieser Satz für Asyl­
bewerber noch einmal um 20% niedri­
ger.

zu begründen - den Haushalt zusam­
men mit der CSU verabschiedet.
Red.: Die REP verlangen von den Poli­
tikern „Dienst am Bürger“ in „patrioti­
scher Verantwortung“. Kallweit soll sei­
ne Aufwandsentschädigung der Deut­
schen Kriegsgräberfürsorge gespendet 
haben?
Frau H. : Das ist richtig. Die Aufwands- ( 
entschädigung wurde auf der konstitu­
ierenden Sitzung des Bezirkstags be­
schlossen. Damals erklärte Kallweit,

Schönhuber strahlt für Deutschlands neue Kraft (Plakat der Republikaner)

Red.: Welche Möglichkeiten bestehen 
im Rahmen des Bezirkstags, diese Po­
litik anzugreifen?
Frau H.: Wir versuchen, rassistische 
und antisemitische Äußerungen, eines 
Dieter Kallweit einer breiteren Öffent­
lichkeit bekanntzumachen. Dabei le­
gen wir besonderen Wert auf die Ent­
larvung seiner praktischen Politik, 
damit jenen, die auf Schönhuber und 
seine Tätigkeit für den Bayerischen 
Rundfunk in der Sendung „Jetz red I“ 
hereingefallen sind, ein Licht aufgeht. 
Den bewußten Anhängern der REP 
wird nicht zu helfen sein.
Red.: Wie hat sich Kallweit bei der 
Abstimmung des Bezirkshaushalts ver­
halten?
Frau H.: Ursprünglich hatte er ange­
kündigt, den Haushalt abzulehnen, 
wenn nicht seinem Antrag, die Sozial­
hilfe für die Flüchtlinge zu streichen, 
entsprochen werde. In der Endabstim­
mung hat er jedoch - ohne dies näher 

daß die REP zwar gegen die Überbe­
zahlung von Politikern antreten wür­
den, er der Aufwandsentschädigung für 
die Bezirksratstätigkeit aber zustimmen 
könne, da es sich um ein Ehrenamt 
handle und er eine Programmwidrig­
keit nicht erkennen könne. Später je­
doch entschloß er sich - vermutlich 
aufgrund innerparteilichen Wider­
spruchs - die Gelder an die Deutsche 
Kriegsgräberfürsorge zu überweisen. 
Red.: Wie erklärst Du Dir die mit 
3,78% vergleichsweise hohen Stim­
mengewinne der REP in Mittelfran­
ken?
Frau H.: Die NSDAP, aber auch die 
NPD in den 60er Jahren haben hier 
besonders hohe Stimmengewinne er­
zielt. Vermutlich können die REP an 
diesen Ergebnissen anknüpfen. Die 
meisten Stimmen konnte die Rechts­
außenpartei in den Städten Fürth und 
Stein sowie in einigen Gemeinden im 
Landkreis Ansbach erzielen. Den ge-
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nauen Grund dafür kenne ich nicht 
Red.: Wie würdest Du die REP im 
rechten Lager einordnen?
Frau H.: Aufgrund ihrer Programmatik 
und der mir bekannten praktischen 
Politik würde ich sie als Faschisten 
bezeichnen.
Red.: Teile der antifaschistischen Op­
position verlangen ein Verbot faschisti­
scher Parteien. Hältst Du eine entspre­
chende Kampagne auch gegenüber den 
REP für sinnvoll?
Frau H.: Für mich ist die wichtigste 
Frage, warum faschistische Organisa­
tionen Zuspruch erhalten. Dieses Pro­
blem läßt sich durch ein Verbot nicht 
lösen. Der Grund, warum Parteien wie 
die REP Anhänger finden, hängt mit 
der Öffentlichkeitsarbeit der CSU zu­
sammen. Würde sich diese Partei ver­
halten wie etwa Teile der Kirche und 
z.B. die Flüchtlinge als Menschen be­
handeln, würde auch die Bevölkerung 
anders reagieren und sich das Problem 
faschistischer Organisationen von 
selbst lösen.
Red.: Was bedeutet dies für die Kandi­
datur der REP zu den OB-Wahlen?

Frau H.: Wir müssen in Kauf nehmen, 
daß sich Fischer für diese Wahlen zur 
Verfügung stellt Genau wie bei unse­
rer Arbeit für den Bezirkstag kommt es 
darauf an, die Politik der REP in der 
Öffentlichkeit bloß zu stellen und auf 
diese Weise eine faschistische Samm- 
lungsbewegung zu behindern.
Red.: Was hälst Du von der verschie­
dentlich aufgestellten Behauptung, die 
Existenz der REP würde die CSU 
schwächen?
Frau H.: Diese Auffassung halte ich für 
falsch. Die Entwicklung der REP stellt 
für die CSU einen Gradmesser dar, 
wie weit sie selbst nach rechts gehen 
kann, ohne auf Widerpruch in den ei­
genen Reihen bzw. bei ihren Anhän­
gern zu stoßen. Die REP stabilisieren 
daher das rechte Lager.
Red.: Hältst Du es für erforderlich, sich 
nach dem Ergebnis der bayerischen 
Landtagswahlen besonders mit den 
REP auseinanderzusetzen?
Frau H.: Im letzten Jahr hatten die 
bayerischen GRÜNEN ein Landtags­
wahlprogramm verabschiedet, in dem 
eindeutig gegenüber den neofaschisti­

schen Gruppierungen Stellung bezo­
gen wird. Die Mehrheit der Landesde­
legierten war damals wie ich der An­
sicht, daß ein Verbot das Problem 
nicht löst Es gab allerdings auch an­
dere Auffassungen. Als das Ergebnis 
der Wahlen feststand, war die Über­
raschung und vor allem die Betroffen­
heit der bayerischen GRÜNEN über 
das Abschneiden der REP groß. Wir 
sind in der Diskussion zu dem Ergeb­
nis gekommen, daß die Stimmenge­
winne vor allem auch mit der Person 
des Franz Schönhuber Zusammenhän­
gen, der in der Öffentlichkeit als je­
mand dargestellt wurde, der sich be­
sonders um die Belange der „kleinen 
Bürger“ kümmere. Das Ergebnis wäre 
jedenfalls nicht so hoch ausgefallen, 
wenn die REP nur mit ihrem Pro­
gramm mobilisiert hätten. Für die 
GRÜNEN haben sich bislang keine 
Konsequenzen ergeben. Ich halte es 
aber für wert, derartiges auf Landes­
ebene zu diskutieren. Zu ergänzen ist 
noch, daß seit längerer Zeit ein Lan­
desarbeitskreis „Rechtsentwicklung 
und Neofaschismus“ existiert

„Sammlungsbewegung“:
Wo wird gesammelt?

In der Gesellschaft der Bundesrepu­
blik gedeiht ständig und auf breiter 
Räche ein Bodensatz von Interessen­
bünden für reaktionäre und reaktio­
närste Anliegen: in Vertriebenenver- 
bänden sammeln sich Revanchisten, 
Militaristen in Traditions- und Reser­
veverbänden, Deutschnationalisten 
und Elitekundige haben in Burschen­
schaften und Landsmannschaften ein 
weites Feld, Rechts„denker“ und Pu­
blizisten wirken mittels spezieller 
Kuratorien, Stiftungen, Räte und 
Bünde.

Wie kann die Saat dieser Verbin­
dungen im Interesse der Finanzbour­
geoisie gedeihen? Wie kann deren ei­
gene Dynamik für die Dynamik des 
Finanzkapitals, für Expansionismus, 
Kriegsvorbereitung, Arbeiterunter­
drückung und Verfolgung der Linken 
nutzbar werden? In der BRD-Ge- 
schichte sind es überwiegend die 
Unionsparteien und die FDP gewe­
sen, die sich auf diese Kräfte stützen 
konnten, stützten und ihnen allge­
mein Geltung verschafft haben im 
Namen der Freiheit, des Christen­
tums ... und das heißt auch unter 
Berücksichtung derartiger Anliegen.

Bei den „Republikanern“ sind 
christliche, liberale oder auch gewerk­
schaftliche Rücksichten für die Für­
sprecher von Revanchismus, Milita­
rismus, Rassismus und Elitedenken 
hinfällig. Nach diesem Motto be­
mühen sich Schönhuber und Co. um 
die Organisierung einer „Sammlungs­
bewegung der nationalen Kräfte“ un­
ter den eigenen Fahnen, die den an­

gesprochenen Kräften erlaubt, noch 
vorhandene Hemmungen im politi­
schen Wirken fallen zu lassen.

Im Mai ’87 führte Schönhuber eine 
Rundreise mit schwerpunktmäßigen 
Auftritten bei Burschenschaften durch, 
so in Heidelberg bei einem „Verein“, 
in Marburg bei einer „Gemeinschaft 
Deutscher Studenten“ und an der Uni­
versität Köln beim Ring Freiheitlicher 
Studenten. Dessen Generalsekretär 
Manfred Rouhs schreibt regelmäßig für 
die „Republikaner“zeitung über 
Deutschland und über „linken Terror“. 
Verbindungen zum „student“-Umfeld 
konnten hergestellt werden. Beitritte 
von Burschenschaftern werden vermel­
det.

Die „Republikaner“ wurden nach 
einer Auseinandersetzung um die 
Deutschlandpolitik der Union gegrün­
det. Das schon weist auf ihren engen 
Zusammenhang mit dem Wirken der 
Vertriebenenverbände hin. 1981 nach 
der Veröffentlichung seines Buchs „Ich 
war dabei“ (bei der Waffen-SS) ehrten 
Nürnberger Sudetendeutsche (im Kar­
neval) Schönhuber mit der „Eibane- 
senperle“ („Sie symbolisiert die Tränen 
der Vertreibung“). Dabei feierte man 
ausdrücklich jenes Buch, das wenig 
später seinen Rausschmiß beim Bayeri­
schen Rundfunk auslöste. Der Landes­
vorsitzende Hessen der politischen Eli­
teorganisation der Sudetendeutschen, 
des Witikobundes, ruft bei den „Repu­
blikanern“ nach „politischen Aktionen“ 
für die revanchistische Sache. Als gro­
ßen Erfolg bezeichnen die „Republika­
ner“ den - beim „Schlesier“ beifällig 
aufgenommenen - Beitritt eines altbe­
kannten Repräsentanten dieser Kräfte, 
eines Prof. Schlee, zuvor CDU, ehe­

mals Chef der Landsmannschaft 
Mecklenburg und in Kiel Landesbe­
auftragter für Vertriebene und Flücht­
linge. Er übernahm nun auch einen 
der beiden Positionen des stellvertre­
tenden Bundesvorsitzenden.

Für den anderen Vorstandsposten 
hinter Schönhuber tat dieser einen 
Ex-Konteradmiral namens Poser mit 
„NATO Intelligence“ Vergangenheit 
auf. Er glaubt, als Gallionsfigur mit 
den „Republikanern“ besser gegen 
die „Kriegspropaganda der Sieger­
mächte in unseren Geschichtsbü­
chern“, und wohl nicht nur gegen 
diese, zu Felde ziehen zu können. 
„Immer mehr Soldaten, Offiziere, 
Grenzschützer, Polizisten, Justizbe­
amte...“ finden sich angeblich in de­
ren Mitgliederkartei. Daher fand auch 
die NPD Zulauf.

Zu den Verbindungsleuten der 
„Republikaner“ ins akademische Mi­
lieu zählen an erster Stelle der Erlan­
ger Historiker H. Diwald („Geschich­
te der Deutschen“), Fachmann für 
das Geschichtsbild der deutschen 
Rechten, sowie Armin Mohler, ehe­
mals Geschäftsführer der Siemensstif­
tung, der sich um die Eindeutschung 
der Strategien von Le Pen und Co. 
bemüht. Mit dem „Landesbeauftrag­
ten für Westberlin“, einem Sozialpä­
dagogik-Professor namens Wein­
schenk, haben die REP auch einen 
Elitespezialisten aufgetan („Wir brau­
chen Starke, um den Schwachen zu 
helfen - wir brauchen Eliten“), der 
stolz auf seine Aktivitäten in der 
„Deutschen Gesellschaft für das 
hochbegabte Kind“ verweisen kann.
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Streik im Reinigungs­
handwerk erfolgreich

Köln. Die Kölner Kapitali­
sten im Reinigungsgewerbe 
müssen jetzt auch die bun­
desweit vereinbarte Tarifer­
höhung akzeptieren. 700 
Teilnehmer einer Veranstal­
tung der Gewerkschaft Bau- 
Steine-Erden hatten am 11. 
Mai beschlossen, einen un­
befristeten Streik durchzu­
führen. An einer Demon­
stration durch die Innen­
stadt beteiligten sich 200. 
Am 12. Mai streikten gleich 
50 Beschäftigte. Bei den 
Verhandlungen am 14.5. 
mußten die Kapitalisten 
mehr Urlaub, mehr Urlaubs­
geld und Jahresvergütung 
zugestehen. - (jöd)

Lohnerhöhungen 
mit Signalwirkung

Bad Salzdetfurth. Nach drei­
jährigen - durch längere 
Pausen unterbrochenen - 
Verhandlungen ist es dem 
Lohn- und Akkordausschuß 
des Betriebsrats bei fuba ge­
lungen, im gesamten End­
prüfungsbereich Höhergrup­
pierungen durchzusetzen. 
Für angelernte Tätigkeiten 
wird ab Juli Lohngruppe 
fünf (vorher vier) bezahlt, 
Facharbeiterarbeitsplätze 
werden zukünftig mit Lohn­
gruppe acht (bisher sieben) 
und neun (davor acht) ent- 

USA: Seit dem 2. Mai streiken die 170 Mitglieder der Han­
delsgewerkschaft Food & Commercial Workers bei der 
Scan-Möbelläden-Kette im Gebiet von Washington. Die 
Geschäftsleitung dieser Verbraucher-Kooperative verlangt 
Lohnkürzungen und weitgehende Einschnitte bei den 
Zahlungen für die Krankenversicherung und beim Kranken­
geld. Als das Direktorium tagte, protestierten die Strei­
kenden draußen (Bild) und verteilten Flugblätter mit der 
Aufforderung, nicht in den Scan-Geschäften einzukaufen. 
Die Streikenden haben ihre Streikposten auf vier weitere 
Geschäfte in Baltimore und auf zwei in Norfolk ausgedehnt.

(gba)

Köln. Am 4.6.1987 nahm die 
HBV-Tarifkommission Ein­
zelhandel NRW folgendes 
Ergebnis zur Erhöhung der 
Löhne und Gehälter, rück­
wirkend ab 1.4., an: In der 
Gehaltsgruppe I bekommen 
Verkäuferinnen im 1. Be­
rufsjahr 40 DM monatlich 
mehr, im 7. Berufsjahr 80 
DM. In Lohngruppe I gibt 
es eine Vorweganhebung 
von 20 DM, darauf 3,7% = 
80 DM. Andere Lohn- und 
Gehaltsgruppen werden um 
3,7% erhöht Über den Ta­
rifvertrag Arbeitsende im 
Verkauf wird ab 14.8.1987 
weiterverhandelt. - (anl) 

lohnt. Im Schnitt bringt dies 
für die im Zeitlohn arbeiten­
den Betroffenen zwischen 
0,80 und 1,50 DM höhere 
Stundenlöhne. Freiwillige 
Zulagen und überdurch­
schnittliche Leistungszula­
gen wurden geringfügig an­
gerechnet. Damit sind seit 
1985 erstmals wieder neue 
Eingruppierungen in größe­
rem Umfang erreicht wor­
den. Von den 32 Beschäftig­
ten wurden 23 höher ein­
gruppiert. Diese Lohngrup­
penänderungen haben Sig­
nalcharakter für andere Zeit­
lohnbereiche, in denen Ar­
beitsplatzbewertungen anste­
hen. Der Faktor Arbeitsbe­
lastung durch z.B. Bild­
schirmtätigkeit wurde deut­
lich aufgewertet. - (mal)

Protest gegen 
Samstagsarbeit

Stuttgart. Bei Daimler-Benz 
Stuttgart haben sich 70 Ar­
beiter aus dem Werk Unter­
türkheim und 150 aus dem 
Werk Hedelfingen beim Be­
triebsrat wegen der Absicht 
der Direktion beschwert, 
regelmäßige Samstagsarbeit 
im Instandsetzungsbereich 
einzuführen. Die IGM-Be- 
triebsräte bieten der Direk­
tion die Beibehaltung der 
bisherigen Überstundenrege­
lung an, diese lehnt aber ab 
mit Hinweis auf den Über­
stundenboykottbeschluß des 
Betriebsrates im März. Au­
ßerdem erlaube der neue 
Tarifvertrag ausdrücklich die 
regelmäßige Samstagsarbeit. 
- (ros)

Warnstreiks in der 
Bekleidungsindustrie

In elf hessischen und rhein­
land-pfälzischen Beklei­
dungsbetrieben führten
2000 Beschäftigte am 5. Juni 
einstündige Streiks durch. 
Sie bekräftigten die For­
derungen der Gewerkschaft 
Textil-Bekleidung nach 6,5% 
mehr Lohn sowie einem 
Rationalisierungsschutz­
vertrag. Die Bekleidung­
kapitalisten fordern einen 
„bekleidungsspezifischen 
Tarifabschluß“, der weniger 
Lohnerhöhung als in der 
Textilindustrie und keinen 
Rationalisierungsschutz 
vorsieht. Die Gewerkschaft 
hat das Kapitalistenangebot 
von 3,2% als „Verhöhnung 
der Beschäftigten“ abgelehnt 
und besteht darauf, „daß es 
keinen Tarifabschluß ohne 
Ergebnis im Rationali­
sierungsschutz geben wird“. 
Am 6. Juni führte die 
Gewerkschaft in verschie­

denen hessischen Städten, 
ebenfalls in Ludwigshafen 
und in Saarbrücken als Un­
terstützung des Tarifkamp­
fes eine Aktion „Verbrau- 
cheraufklärung“ durch. ( 
- (gba)

Tarifkampf Textil 
in Südbayem

Augsburg. Zu einer Kundge­
bung der Gewerkschaft Tex­
til-Bekleidung in Königs­
brunn bei Augsburg kamen 
am 23. Mai weit über 1000 
aus ganz Südbayem. Der 
Gewerkschaftsvorsitzende 
Keller erklärte, die Weige­
rung der Arbeitgeber, auch 
nur zu verhandeln, sei bei 
der GTB ohne Beispiel. Die 
Gewerkschaft fordere eine 
spürbare Lohnerhöhung
und einen beschäftigungs­
wirksamen Rationalisie­
rungsschutzvertrag für Ar­
beiter und Angestellte. Ne­
ben Ausgewogenheitsforde- 
rungen brachte er auch Hin­
weise wie: „Jeder Arbeit­
geber kann in einem Jahr 
das Ergebnis von zwei 
Lohnrunden wegrationalisie­
ren.“ - (ael)

GEW-Forderungen 
zu Kinderhorten

Mannheim. Die GEW-Mit- 
gliederversammlung forderte 
in einer Erklärung „die 
Mitglieder des Gemeinde­
rates und der Verwaltung 
der Stadt Mannheim auf, 
den Personalschlüssel in den 
städtischen Kinderhorten - 
analog zu den Kindergärten 
- auf 1,5 zu erhöhen“ und, 
„daß durch die Einrichtung 
von Elternbeiräten alle El­
tern der städtischen Kinder­
tagesstätten demokratische 
Mitwirkungsrechte bei der 
Erziehung der Kinder erhal­
ten.“ - (bar)
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Coburger Convent

ö®m®nstati(m gegsn revanchistische
Lasidsmanns©lhaffteii nnd Turnerschaften

Nürnberg. Unter dem Aufruf „Kampf dem Coburger Convent“ (CC) - „Gegen 
Nationalismus, Revanchismus und Kriegsvorbereitung“, gründete sich anläßlich 
des jährlichen Treffens des Coburger Convents eine „Initiative gegen den CC“. 
Die Initiative rief zum 8. Juni 87 um 16.00 Uhr in Coburg zu einer Demonstra­
tion gegen den CC auf.

Im folgenden dokumentieren wir aus der Erklärung der Initiative:

„Die Unterzeichner der ,Initiative ge­
gen den CC schließen sich zu einem 
Bündnis zusammen, da nur durch die 
Zusammenarbeit aller fortschrittlichen 
Kräfte in Coburg und darüber hinaus 
die Abhaltung des CC in naher Zu­
kunft verhindert werden kann.
.. Unsere Aufgabe sehen wir darin, die 
Öffentlichkeit über den Charakter der 
Landsmannschaften und Tumerschaf- 
ten, die im Coburger Convent zusam­
mengeschlossen sind, aufzuklären.

Denn trotz ihrer Behauptung, sie 
seien unpolitisch, sind sie Repräsentan­
ten des deutschen Nationalismus, ste­
hen sie in einer Reihe mit den Vertrie- 
benenverbänden und fordern, wie die­
se, ein neues Großdeutschland. Diese 
Forderung des CC ist ebenso die welt­
anschauliche Grundlage der Kriegstrei­
ber von einst und jetzt, unter deren 
Führung der deutsche Imperialismus 
bereits zwei Weltkriege entfachte. Mit 
ihrer,Mahnstunde1 am Marktplatz und 
den Gedenkfeiern am Schloßplatz und 
im Hofgarten, wo sie uniformiert und 
bewaffnet aufmarschieren, verbreiten 
sie ihr revanchistisches und nationali­
stisches Gedankengut. Sie pflegen 
damit den deutschen Militarismus und 
verherrlichen die beiden Weltkriege, in 
denen Millionen von Menschen ge­
opfert wurden.

Der Höhepunkt ist die Abhaltung 
der sogenannten Mahnstunde mit dem 
schon zur Tradition gewordenen Ab­
singen aller drei Strophen des 
Deutschlandliedes". ,Von der Maas bis 
an die Memel, von der Etsch bis an 
den Belt..." (1. Strophe). Was zeigt 
deutlicher ihren Revanchismus? Sie 
stellen immer wieder die Grenzen 
Nachkriegseuropas in Frage und ge­
fährden somit den Frieden.

Der CC ist dadurch nicht nur ein lo­
kales, militärisches Spekatakel, sondern 
auch in engem Zusammenhang mit 
den aktuellen Kriegsvorbereitungen auf 
psychologischer und waffentechnischer 
Ebene zu sehen.

Ihr arrogantes Auftreten gegenüber 
der Coburger Bevölkerung hat seinen 
Ursprung in ihrem Elitedenken, das je­
der demokratischen Grundhaltung ent­
behrt. Diese Studentenverbindungen 
begreifen sich als ,Elite der Nation" 
und fühlen sich berufen, Führungskräf­
te in Industrie, Politik, Militär, Justiz 
etc. zu stellen.

Sie wünschen sich eine unkritische, 

systemkonforme Studentenschaft. 
Durch ihre Forderung nach Streichung 
des BAFöGs, das überwiegend Arbei­
terkindern zugute kam, wollen sie 
durchsetzen, daß nur noch angepaßten 
Studenten Stipendien gezahlt werden. 
Ihre undemokratische Gesinnung zeigt 
sich weiterhin dadurch, daß weder 
Frauen, noch Behinderte, noch Aus­
länder Mitglieder ihrer Verbindungen 
werden können. Allerdings genießen 
österreichische Landsmannschaften als 
Teil des deutschen Sprachraums das

Plakat gegen den Coburger Convent

Recht einer Gastmitgliedschaft. Auch 
ein Beispiel ihres großdeutschen Den­
kens.

In Coburg werden den Verbindun­
gen Sonderrechte eingeräumt, d.h. 
Trunkenheit am Steuer oder Ruhestö­
rungen werden offensichtlich von der 
Polizei nicht verfolgt oder Anzeigen 
seitens der Bevölkerung werden igno­
riert. Bei Demonstrationen und sozia­
len Auseinandersetzungen reicht der 
geringste Verdacht einer Ordnungs­
widrigkeit aus, um diese zu verbieten. 
Dagegen gelten für den Coburger Con­
vent andere Maßstäbe. Er zahlt schon 
vorher einige tausend Mark für Sach­
schäden, die von CC-Mitgliedem ver­
ursacht werden.

Sämtliche Möglichkeiten politischer 
Einflußnahme werden von der,Initiati­
ve gegen den CC genutzt werden. 
Unsere grundlegende Zielsetzung ist 
es, den CC zu verhindern. Dies verbin­
den wir mit einer breiten Kampagne 
gegen das Treffen an Pfingsten in Co­
burg 1987, insbesondere gegen das 
Abhalten der,Mahnstunde"!

/w Völkerfreundschaft - Gegen 
Chauvinismus und Elitedenken! Gegen 
Gebietsansprüche Für die völkerrecht­

liche Anerkennung der DDR!
Träger der Initiative gegen den CC 

in Coburg: die GRÜNEN KV, Auslän­
disch-deutscher Kulturverein e.V., 
Anti-AKW-Treff, Coburger Antifaschi­
sten, MLPD, MLSV, Antifaschistische 
Organisation, Jusos UB, DKP, SDAJ, 
Friedensliste, WN.

Überegional: GAL Forchheim, Anti- 
Fa-Plenum Nürnberg, Volksfront 
Nürnberg, AStA Bamberg, Anarchisti­
sche Gruppe Bamberg, Anti-Fa-Aktion 
München, Volksfront Schweinfurt, 
Anti-WAA-Gruppe Schweinfurt, Verei­
nigte deutsche Studentenschaft (VdS), 
Landesastenkonferenz Bayern, Volks­
front Bayern, GAL Bamberg, MSB 
Bamberg, Anti-Fa-Plenum Nordbay- 
em, Infoladen München, El Salvador 
Komitee München, Radikaldemokrati­
sche Studentengruppe Bamberg.“ Wei­
terhin riefen noch zur Demonstration 
auf: Bundes-Basisgruppen-Plenum,
Juso-Hochschulgruppen, Sozialisti­
scher Hochschulbund (SHB) und Radi­
kaldemokratische Studentinnengruppe 
(RSG).

Proteste gegen den CC

Am Pfingstmontag demonstrierten 
etwa 400 Antifaschisten gegen das Auf­
treten des Coburger Convents in Co­
burg. Dem Demonstrationszug folgten 
in kurzem Abstand etwa 30 neofaschi­
stische Skins mit Rufen, wie „Rot front 
verrecke“; in einer Reihe mit ihnen die 
Polizei und Korporierte. Bei Anwesen­
heit von ca. 5000 korporierten Lands­
mannschaften! wurden die Demon­
stranten ständig von herumstehenden, 
im Vollwichs bekleideteten Lands­
mannschaften! angepöbelt.

Am Kundgebungsplatz versuchten 
zweimal Stadtbusse, in die Demonstra­
tion hineinzufahren, unter Anfeuerung 
der herumstehenden Landsmannschaf­
ten und einer zuschauenden Polizei­
truppe.

Die Kundgebungsreden wandten 
sich im wesentlichen gegen den revan­
chistischen und kriegstreiberischen 
Charakter des Coburger Convents. So 
wurde klargestellt, daß die Convents­
mitglieder 1933 entgegen ihren eigenen 
Behauptungen mit als erste studenti­
sche Verbindung zu den Nazis überge­
laufen sind. Desweiteren wurde in 
einer Rede auf den Charakter der stu­
dentischen Verbindungen als Zuchtor­
ganisation der Kapitalistenvertreter 
hingewiesen, wo jene Studenten für 
deren Interessen in Wirtschaft, Wissen­
schaft, Justiz und Militär herangezüch­
tet werden.

Ein Studentenvertreter berichtete 
davon, daß es heute schon wieder 
möglich ist, daß an Universitäten linke 
Studenten von Burschenschaftern aus 
dem Hörsaal getrieben werden. In 
einem Sketch stellten Studenten he­
raus, daß studentische Verbindungen 
stets auf der Seite der Kriegstreiber 
standen. (dax)
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Film

Romantik im Leben 
einer Sekretärin

ihres Urlaubs, gemeinsam 
mit einem Freund, den sie 
gerade kennengelemt hat. 
Der Film läßt offen, ob er 
der ersehnte Märchenprinz 
ist

Der Film nutzt die Gele­
genheit, dezent für die fran­

Der Film „Das grüne 
Leuchten“ erzählt die Ge­
schichte des verunglückten 
Urlaubs einer Sekretärin, er 
spielt in Frankreich. Der 
französische Regisseur Eric 
Rohmer erhielt für den Film 
den Goldenen Löwen der 
Filmfestspiele von Venedig. 
Er inszenierte eine alltägli­
che Geschichte ohne porno­
graphische Elemente und 
offene Brutalitäten, aber mit 
stark romantisch-mystischen 
Zügen.

Der mit einer Freundin 
geplante Urlaub der Haupt­
person Delphine fällt aus, 
die Freundin hat sich anders 
besonnen. Delphine träumt 
einer vergangenen Liebe 
nach und fürchtet sich, al­
lein in Urlaub zu fahren. Sie 
sperrt sich gegen Bemühun­
gen ihrer Freundinnen, sie 
dazu zu bringen, „etwas“ 
gegen ihr Alleinsein zu un­
ternehmen, z.B. eine Grup­
penreise oder allein zu rei­
sen, weil sie unentschlossen 
ist. Schließlich reist sie quer 
durch Frankreich. An der 
nördlichen Atlantikküste, 
wohin eine Freundin sie mit 
zu Verwandten nimmt, 
bleibt sie nur eine Woche, 
weil sie sich in der Gesell­
schaft der normalen Ur­
laubsfamilien unwohl fühlt. 
Sie mag deren Urlaubsver­
gnügen, segeln, gut essen, 
mit den Kindern spielen, 
nicht. Dann reist sie für 
einen Tag in die französi­
schen Alpen und landet 
schließlich in Biarritz, allein. 
Dort findet sie keinen An­
schluß an andere Leute, 
obwohl sich verschiedene 
bemühen, sie kennenzuler­

nen.
Sie glaubt nicht, daß an 

ihr oder ihrer Arbeit irgend­
etwas so bedeutend ist, daß 
andere Leute sich dafür in­
teressieren könnten. Dabei 
hängt sie, aber auch ihre 
Bekannten und Freundin­
nen, mystischen Ideen und 
Aberglauben an - Horosko­
pe, Spielkarten, die Farbe 
Grün scheinen ihr Hinweise 
für ihr künftiges Leben zu 
geben. Und sie träumt die 
ganze Zeit vom künftigen 
Märchenprinzen, der großen 
Liebe, die ihr langweiliges 
Leben interessant machen 
könnte. Sie erwartet keinen 
Reichtum oder Befreiung 
von der Arbeit, sondern 
Zuneigung und Romantik.

Der Film propagiert my­
stisch-grünes Gedankengut. 
Delphine ist Vegetarierin, 
weil sie das Töten von 
lebendigen Wesen mit rotem 
Blut für grausam hält. Sie 
mag keine Blumensträuße, 
weil damit die Blumen getö­
tet werden. Sie bricht in Trä­
nen aus über die Wirkungen 
eines Sturms an der Atlan­
tikküste, der die Bäume und 
Sträucher zaust, das Meer 
peitscht. In Biarritz hört sie 
von einem Roman von Jules 
Vernes mit dem Titel „Das 
grüne Leuchten“. Das grüne 
Leuchten ist ein Phänomen 
des Sonnenuntergangs, das 
nur unter besonderen Kli­
maverhältnissen entsteht. 
Jules Vernes behauptet, sei­
ne Erscheinung mache es 
möglich, seine eigenen Ge­
fühle und die Gefühle der 
anderen zu erkennen. Dar­
auf wartet Delphine. Und 
sie sieht es am letzten Tag

„Der große Diktator“

Satire auf „den Anstreicher, 
der mein Bärtchen stahl“

Charles (Charlie) Chaplin in 
einer Doppelrolle als herr- 
schaftssüchtiger Diktator 
Hinkel und als jüdischer 
Friseur, der nach Jahren des 
Gedächtnisverlusts in die 
antisemitische Verfolgung 
gerät: „Der große Diktator“ 
gehört zum Besten, was an­
tifaschistische Filmkunst 
hervorgebracht hat. Nie­
mand hat Hitler besser kari­
kiert, bissiger kritisiert als 
Chaplin. Chaplins Hang 
zum Perfektionismus, der 
ihn jede Geste, jede Mimik 
Hitlers exakt kopieren läßt, 
ist Hitlers Verhängnis: In 
jeder Szene sieht der Zu­
schauer Hitler vor sich und 
doch wiederum dessen Kari­
katur. Das Lachen bleibt im 
Halse stecken, und die 
Komik wird selbst zum Mit­
tel der Kritik, so wenn 
Hinkel mit der Erdkugel, 
einem großen Luftballon, 
spielt und von der Weltherr­
schaft träumt, bis der Ballon 
zerplatzt. Szenenwechsel. 
Chaplin als jüdischer Friseur 
im Getto. Chaplin läßt seine 
tiefe Zuneigung zu den ar­
men, unterdrückten und den 
arbeitenden Menschen spre­
chen. Die ständigen Film­
schnitte streben dem Zu­

ZDF

Heimat - glückliche Armut 
unter kirchlicher Obhut

Carolin, Berge und rosa 
Bändchen kündigen den 
vorerst vorletzten von sechs 
Beiträgen zu „Heimat, deine 
Lieder“ im Samstagvor­
abendprogramm des ZDF 
an. Carolin Reiber liefert 
eine Definition von Heimat 
hinterher. Heimat, das ist 
Märchenerzählen statt Kas­
settehören, ist das Einfache 

zösische Touristikindustrie 
zu werben. Die Aufnahmen 
von den Urlaubsgebieten in 
der Bretagne, der südlichen 
Atlantikküste und den Alpen 
nehmen großen Raum ein, 
auch das sommerliche Paris 
wird vorgeführt. - (uld) 

sammentreffen beider Wel­
ten zu: Der Friseur, nach 
seiner Verhaftung in gestoh­
lener Uniform aus dem KZ 
geflohen, wird für Hinkel 
gehalten und soll eine Rede 
halten. Der Friseur nutzt die 
Gelegenheit für einen pathe­
tischen Aufruf gegen jedef 
Unterdrückung, für Solidari- '

Mahnung und zur Botschaft 
eines Künstlers, der die An­
liegen der Opfer von Kapi­
talismus und Faschismus zu 
seinen gemacht hat. 
- (Mak)

und Schlichte, die Handar­
beit. Ein biederer Kinder­
chor trägt „Mein Vater war 
ein Wandersmann“ vor, 
denn Heimat ist auch mobil. 
Heimat, seßhaft, gediegen 
und seriös, läßt sich aus Kir­
che, Abendglocken, Nach­
barschaft und göttlichem 
Segen zusammenstückeln. 
Zur Heimat gehört auch die
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landsmannschaftliche Ar­
beit. Ein Bergmannslied er­
tönt. „Zwei kleine Finken“ 
verweisen auf die Naturnähe 
von Heimat. Trachten, Jo­
deln und das Lied vom „Ti­
rolerhut“ mit anzüglichen 
Zwischentexten runden das 
Bild zu einer „menschli­
chen“ Heimat ab. Der Hei­
matliedinterpret, der sich per 
Zuschauergunst als der be­
liebteste herausstellen wird, 
darf demnächst bei Dieter 
Thomas Heck ins Abend­
programm.

Heimat als das Konzept 
einer glücklichen Armuts-

gesellschaft unter dem Pa­
tronat der Kirche ist nicht 
neu. Vor dem Ersten Welt­
krieg bereits dienten solche 
Vorstellungen dazu, Men­
schen auf eine ärmliche und 
genügsame Volksgemein­
schaft einzuschwören, die 
auch die Entbehrungen ei­
nes Krieges auf sich nahm. 
Sinkt der Lebensstandard, 
gilt es, aus der Not eine 
Tugend zu machen. Wer 
keine Arbeit hat, greift auf 
Handarbeit zurück, und die 
ist allemal viel schöner als 
Industriearbeit. - (gar)

Innenpolitik

Ein krimineller Bericht 
aus CSU-Kreisen

Die schwarze Witwe

Am Ende siegt stets 
das Eigentum

Um ein bekanntes Kriminal­
motiv kreist der Kinofilm 
„Die schwarze Witwe“. Eine 
schöne Frau, offensichtlich 
bestrebt, an die Erbschaften 
ziemlich reicher und in der 
Regel älterer Herren heran­
zukommen, bringt es fertig, 
innerhalb weniger Jahre fünf 
- wie man so sagt - im öf­
fentlichen Leben stehende 
Gatten erst zu ehelichen 
und sodann wenige Monate 
nach der Heirat umzubrin­
gen. Sie macht das stets so 
geschickt, daß kein Verdacht 
auf sie fällt - bis eine eben­
falls weibliche Angestellte 
einer Sonderabteilung des 
FBI auf die Todesfälle auf­
merksam wird und sich an 

^ihre Fährte heftet. Sie stößt 
auf die Gattenmörderin, 
wird ihre persönliche Be­
kannte, geht mit dem schon 
anvisierten nächsten reichen 
Opfer ins Bett und versucht 
dann, dieses Opfer nach der 
Heirat mit der „schwarzen 
Witwe“ vor deren Absichten 
zu warnen. Hier bricht die 
Handlung ab. Am nächsten 
Morgen ist der Gatte tot, die 
Gattin wie üblich in Tränen 
aufgelöst und - die FBI- 
Agentin wird verhaftet. Die 
Polizei hat nämlich angeb­
lich in ihrer Wohnung das 
Gift gefunden, an dem der 
Gatte starb. Motiv: Eifer­
sucht. Man freut sich schon 
und denkt: Die FBI-Agentin 
ist reingelegt. Zumal die 
Gattenmö rde rin du rchau s
nicht unsympathisch darge­
stellt wird. Im Grunde 
macht sie ja auch nichts

anderes, als andere Mitglie­
der der bürgerlichen Klasse 
auch: Sie richtet ihre Le­
bensplanung auf die Nut­
zung des bürgerlichen Erb­
rechts aus. Das dicke Ende 
kommt dann reichlich grob: 
Der Gatte war gar nicht tot, 
die Verhaftung der FBI- 
Agentin nur inszeniert, um 
die Ex-Gattin in Sicherheit 
zu wiegen, und die Schwe­
ster eines der früheren Opfer 
ist auf einmal auch wieder 
da. Angeblich hat die Polizei 
das Gift bereits gefunden, 
bevor der Gatte es trank. 
Warum dann das ganze 
Theater mit der Verhaftung 
der Agentin, weiß wohl nur 
der Regisseur. So endet der 
Film mit einem Lob auf die 
Staatsmacht: Am Ende siegt 
eben immer das Recht - 
und das Eigentum. Wo kä­
men wir auch hin, wenn das 
Erbrecht fiele? - (rül)

Der ehemalige Polizeipräsident Münchens, Manfred Schrei­
ber, ist im Bundesinnenministerium für Polizeiangelegen­
heiten zuständig. Er dürfte wohl Redakteur des „Berichtes 
zur Polizeilichen Kriminalstatistik 1986“ gewesen sein. In 
diesem Bericht befindet sich ein Abschnitt, der wegen der 
gewissenlosen Aussage: „Wieder deutlicher Anstieg der Kri­
minalität jugendlicher und heranwachsender Ausländer“ 
geeignet ist, Ängste kleinbürgerlicher Wohlanständigkeit 
ums Eigentum und vor dem Dieb in Ausländer- und Ras­
senhaß umzumünzen. Eine solche Aussage wäre unzulässig, 
selbst wenn sie zuträfe. Es kann nicht bürgerlich rechtens 
sein, einzelnen Personengruppen Kriminaldelikte zuzuord­
nen. Stehlen z.B. kann ein Einzelner oder eine Bande. Wer 
jedoch eine politisch oder kulturell abgegrenzte Personen­
gruppe in eine besondere Beziehung zu Straftaten setzt, be­
treibt unabsichtlich und dumm oder wissentlich und verbre­
cherisch Verhetzung. Wer das will, wird meistens auf Lügen 
zurückgreifen müssen. So ist es dann auch im Bericht aus 
dem Hause Zimmermann nötig. Wir zitieren:
„Besondere Kriminalitätsbelastung der Ausländer 
unter 21 Jahren bei der Gewaltkriminalität“
Bei der Gewaltkriminalität ergibt sich für 1986 im Vergleich 
der Kriminalitätsbelastungszahlen der jungen Deutschen 
und Ausländer folgendes Bild:

Nichtdeutsche
Tatver­

dächtige KBZ 
1986 1986 (1985)

Kinder

Deutsche
Tat ver­

dächtige KBZ 
1986 1986 (1985)

(8 bis unter 14): 957 30 (35) 446 96 (99)
Jugendliche
(14 bis unter 18): 7 966 252 (265) 2 596 822 (806)
Heranwachsende
(18 bis unter 21): 12 083 416 (434) 2 974 1 225 d 147)

Die Kriminalitätsbelastungszahlen der jungen Ausländer lie­
gen bei der Gewaltkriminalität in diesem drei Altersgruppen 
jeweils etwa dreimal so hoch wie diejenigen ihrer deutschen 
Altersgenossen und übertreffen diese damit noch deutlicher 
als bei der Gesamtkriminalitiät. Die Kriminalitätsbelastungs­
zahlen der ausländischen Jugendlichen und Heranwachsen­
den zeigen im Vergleich zum Voijahr eine zunehmende, die 
der jungen Deutschen eine abnehmende Tendenz.“

Beeindruckend! Kleinliche Bedenken wie das der Volks­
verhetzung müssen wohl zurückstehen, wenn wissenschaft­
lich statistisch ein solcher Kriminalitätspfuhl nachgewiesen 
wird. Ausländer raus! Nachzug nie! Ausländergesetze: Ver­
schärfen!

Eine andere Statistik, aus dem gleichen Bericht, auch zu 
einer Fragestellung der Gewaltkriminalität:
Raub 1971 1976 1981 1985 1986

Großstädte ab 500 000 Einwohner 60 72 111 123 119
Großstädte zwischen 100 000 
und 500 000 Einwohnern 42 48 68 75 71

Städte von 20 000 bis unter
100 000 Einwohnern 25 28 37 40 39

Gemeinden unter 20 000
Einwohnern 8 9 13 14 13
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Besonders deutlich, so steht dazu im Bericht, „fallen die 
Unterschiede zwischen den Gemeindegrößenklassen bei 
Raub ... aus“.
Die Häufigkeitzahlen für Raub und Diebstahl unter er­
schwerenden Umständen gehen nach den Gemeindegrö­
ßenklassen um weit über das Dreifache auseinander. Es ist 
jedem bekannt, daß der Anteil der Ausländer an den Ju­
gendlichen in den Großstädten hoch ist Es handelt sich bei 
der „hohen Kriminalitätsbelastung der nichtdeutschen Ju­
gendlichen“ offensichtlich um ein Problem der Jugend in 
den Großstädten, dafür spricht auch, daß der Anteil der Ju­
gendlichen deutscher Nationalität in den Großstädten häufig 
zurückgeht Es ist wahrscheinlich, daß - vergleichbare Le­
bensumstände angenommen - kein Unterschied in der Kri­
minalitätsbelastung deutscher und ausländischer Jugendli­
cher besteht, wenngleich besonders in der großstädtischen 
Jugend die Diebereien und kleinen Raubtaten zunehmen, 
die gerade durch den lächerlichen Umfang der Beute Aus­
weis tragischer Verzweiflung und Perspektivlosigkeit sind, in 
die offensichtlich die Gesellschaft ihre Jugend stürzt In den 
siebziger Jahren wurden in München Leute bestraft weil sie 
den Polizeipräsidenten Schreiber mit einem Polizeihund 
verglichen. In einem höheren Sinne geschah wohl damals 
Recht, und wir wollen nicht versäumen, uns wenigstens 
nachträglich bei den Polizeihunden zu entschuldigen. 
- (maf) 

Das „Daimler-Benz-Buch“

Nützliche Beiträge gegen die 
Konzernpolitik im Faschismus

Die im April erschienene 829-seitige Sammlung von Beiträ­
gen unter dem Titel „Das Daimler-Benz-Buch“ zerfällt in 
zwei Bereiche: einen historischen, der sich mit der Ge­
schichte des Konzerns 1890-1945 beschäftigt und einen, 
der die aktuelle Innen- und Außenpolitik beleuchten will. In 
letzterem finden sich Beiträge verschiedener Mitglieder der 
PLAKAT-Gruppe zum Thema „Daimler-Benz von Innen“, 
die teilweise zu sogenannten „oral histories“ abgleiten, Plau­
dereien, in denen aus der Sicht des „kleinen Mannes“ kalei­
doskopartig subjektive Befindlichkeiten und Geschichtchen 
aus Konzemalltag und persönlicher Biographie zum besten 
gegeben werden. Der Beitrag zur Rüstungspolitik faßt im 
wesentlichen Spiegel-Artikel zusammen. Der Abschnitt 
„Kein guter Stern für die Schwarzen. Die Geschäfte von 
Daimler-Benz im Land der Apartheid“ verarbeitet zahl­
reiche, 1986 geführte Gespräche mit schwarzen Arbeitern 
und Gewerkschaftern der südafrikanischen Beteiligungsge­
sellschaften der Daimler-Benz AG und aktualisiert diverse 
Beiträge der Anti-Apartheid-Bewegung. Die unmenschliche 
Behandlung und Ausbeutung der schwarzen Beschäftigten 
und die hervorragende Zusammenarbeit des Konzerns mit 
dem Rassistenregime, insbesondere dessen Repressions­
apparat, wird dokumentiert.

Lesenswert sind die von Karl Heinz Roth verfaßte Dar­
stellung der Geschichte des Konzerns 1890-1945 (S. 
28-373) und verschiedene Beiträge zur „Zwangs- und Häft­
lingsarbeit unter dem Dreizack“ (S. 392-594). Beide Teile 
zerstören, gestützt auf mehrjährige, arbeitsteilige Auswer­
tung des Weltarchivbestandes, zwei zentrale Legenden bür­
gerlicher Firmengeschichtsschreibung, die neu aufgelegt 
worden sind in der vom Daimler-Vorstand als Reaktion auf 
Entschädigungsforderungen ehemaliger Zwangsarbeiter in 
Auftrag gegebenen Weißwäscher-Dokumentation „Die 
Daimler-Benz AG in den Jahren 1933 bis 1945“, hrsg. v.

der Gesellschaft für Unternehmensgeschichte, welche u.a. 
von dem Daimler-Vorstands-Vorsitzenden präsidiert wird: 
Erstens, daß die Daimler-Benz AG erst unter den behördli­
chen Zwängen der Kriegswirtschaft im Verlauf des Krieges 
zu einem Rüstungskonzem geworden sei und zweitens, daß 
„auch die Geschichte der Daimler-Benz-AG von 1933-45 
ein Beispiel dafür (ist), daß der ,Primat der Politik4 über den 
wirtschaftlichen Interessen stand, und nicht die Wirtschaft 
die Politik Hitlers bestimmte, sondern ihr untergeordnet 
war.“ (ebenda, S. 183f).

Gezeigt wird, wie Daimler im Ersten Weltkrieg zum rei­
nen Rüstungsunternehmen wurde und gegen den Wider­
stand der Belegschaft nach 1918 in der Hoffnung auf militä­
rische Revision von Versailles große Entwicklungskapazitä­
ten und Prototypenfertigungen, vor allem im Rugzeug- 
motorenbau, aufrecht erhielt. Sehr früh knüpfte die Ge­
schäftsführung über den Münchner Filialleiter Jacob Werlin 
Kontakte zur NSDAP, der 1924 mit dem in Festungshaft 
einsitzenden Hitler über den Kauf von Mercerdes-Luxus- 
karossen korrespondierte, die letzterer mit Tantiemen aus 
dem Verkauf von „Mein Kampf4 finanzieren wollte. Später 
versorgte der Konzern die gesamte Naziführung mit nach 
Rangordnung abgestuften Luxus-Limousinen und ver­
schafft sich so nicht nur Gefälligkeiten wie das Straßenwer-f 
bungsmonopol auf dem Reichsparteitag 1933 in Nürnberg.' 
Der Konzern verstand sich als Bastion des Nationalsozialis­
mus in der Wirtschaft und warb bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit in den eigenen Reihen für die Faschisten. Die 
Lohnraub-, Motorisierungs- und Blitzkriegspolitik führte zu 
einer Verzehnfachung des Umsatzes von 1933-44. Das 
Kapitel „Neuordnung und Nachkriegsplanung“ dokumen­
tiert die Vorstellungen der Geschäftsführung, wie, nach der 
erwarteten Niederwerfung der Sowjetunion, unter Führung 
der Daimler-Benz AG ein großeuropäisches Kfz-Monopol 
entstehen sollte und wie die Konzemleitung dafür vorarbei­
ten ließ: Mit der Beschlagnahme ausländischer Firmen, u.a. 
der „Brzeskiauto AG Posen“ in Polen, oder mit Produk­
tionsdiktaten der Daimler-Kommissare in besetzen Gebie­
ten; beispielsweise gegenüber der Renault AG, die ihre Pro­
duktionspalette an die Daimlertypen angleichen und die 
Stückzahlen halblieren mußte.

In den Beiträgen zur Vemutzung und Vernichtung von 
Zwangs-Arbeitern und KZ-Häftlingen wird mit zahlreichen, 
bisher nicht oder schwer zugänglichen Dokumenten belegt, 
wie Vorstand und Werksleitungen mit Gestapo und SS zu­
sammenarbeiteten. Die lange Reihe hingerichteter deutscher 
kommunistischer Dreher und Schlosser, gehängter sowjeti­
scher Zwangsarbeiter und polnischer Juden, erschossener 
britischer und sowjetischer Kriegsgefangener und elend zu­
grunde gerichteter KZ-Häftlinge - Frauen, Männer und 
Kinder, die sich der Konzern aus den Konzentrationslagern 
Ravensbrück, Dachau, Mauthausen, Natzweiler und 
Auschwitz zum Arbeitseinsatz von der SS in die Werkshal­
len führen ließ, bildeten die Basis der Umsatzsteigerung.
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Widerstand gegen Betriebsgemeinschaft
Die Kritik an der Konzempolitik stößt immer wieder auf die 
Frage nach dem Widerstand in den Betrieben während der 
faschistischen Diktatur. Gelang es den Faschisten, vor und 
nach 1933 in der Arbeiterklasse eine Basis für ihre politi­
schen Ziele zu finden? War die faschistische Diktatur für die 
Konzerne ein Notanker oder war sie die konsequente Fort­
setzung einer schon vorher betriebenen Politik? Können 
daraus Lehren für den heutigen antifaschistischen Kampf 
und die Rolle der Konzerne gezogen werden? Zur Beant­
wortung der historischen Fragen gibt das Daimler-Benz- 
Buch den Konzern betreffend ausreichend Material her:

Nach starken Absatzrückgängen und Verlusten in der 
Weltwirtschaftskrise ging Daimler-Benz 1930 verstärkt zum 
Angriff auf die Belegschaft über. Im Werk Gaggenau wurde 
zum Beispiel die Belegschaft von Januar bis Mai 1930 hal­
biert auf 1500. Auch in den Stammwerken in Untertürk­
heim und Mannheim wurde Woche für Woche entlassen. 
Daimler-Benz nutzte die Gelegenheit, die Arbeiteropposi­
tion hinauszusäubem, die Akkorde zu verschärfen und die 
Löhne in einem kaum faßbaren Maßstab abzubauen. Wäh­
rend die Arbeitsleistung stieg, fielen die Einkommen selbst 

/T^der Facharbeiter unter das Existenzminimum. Schon vor
' der Machtübernahme durch die NSDAP hatte die Daimler- 

Benz-Direktion damals Hungerlöhne durchgesetzt; der Wi­
derstand dagegen war aber nicht gebrochen.

Die Betriebsratswahlergebnisse im März 1933 nach Re­
gierungsantritt der Nazis zeigten, daß die Arbeiterschaft der 
Unterdrückungswelle die Stirn bot In den Arbeiterrat des 
Werkes Sindelfingen wurden sechs Vertreter des Deutschen 
Metallarbeiter Verbandes (DMV), fünf Kandidaten einer 
roten Einheitsfrontliste und nur ein Mitglied der NSBO 
gewählt, während die Angestellten auf eine Wahl verzichte­
ten und sechs Vertreter des Deutschen Handlungsgehilfen- 
Verbandes, darunter zwei Nazis, in den Angestelltenrat dele­
gierten. Im Mannheimer Werk waren die Wahlergebnisse 
entsprechend. Die Polarisierung zwischen Arbeitern und 
Angestellten war deutlich akzentuiert, aber die Arbeiter bil­
deten die überwältigende Mehrheit in den Betrieben. Daim- 
ler-Benz-Direktion und NSBO annullierten daraufhin die 
Betriebsratswahlergebnisse. Die linken Arbeiterräte wurden 
noch im März in einer betrieblichen Aktion verhaftet und in 
SA-Lager deportiert.

Auf betrieblicher Ebene setzten die Nazis eine despoti- 
"sehe Arbeitspolitik durch. Den Betriebsführem wurde un­
umschränkte Handlungsvollmacht zugebilligt, alle tarifver­
traglichen Lohnregelungen und Mantelvereinbarungen 
konnten sie beseitigen. Die Daimler-Benz-Spitze hat die 
Krisen-Hungerlöhne sogar noch weiter gedrückt. Dabei 
nutzte sie die Tatsache aus, daß aufgrund des Übergangs 
von der Kurzarbeit zur 47,5-Stundenwoche die realen Wo­
chenverdienste wieder leicht anstiegen.

Terror und ausgefeilte Personalpolitik
Die kommunistischen und linkssozialistischen Arbeiter­

gruppen kämpften auch bei Daimler-Benz im Untergrund 
um Rückeroberung des Handlungsspielraums. Die „Hinein 
in die Betriebe“-Parole ihrer Organisation war 1934 infolge 
der Neueinstellungen nicht unrealistisch. Während die Wi­
derstandsgruppen ihren Kampf intensivierten, zog sich ein 
Überwachungs- und Spitzelsystem über ihnen zusammen. 
Dabei agierte die nationalsozialistische Deutsche Arbeits­
front (DAF) als Impulsgeber. In Zusammenarbeit mit 
Gestapo und SD wurden SS-Spitzel gezielt in Großbetriebe 
eingeschleust. Zehntausende kommunistischer und linksso­
zialistischer Arbeiter fielen 1935/36 den Verhaftungswellen 
zum Opfer. Im Jahr 1935 wurden die letzten Vertrauensrats­
wahlen durchgeführt. Vertrauensräte waren von der NSDAP

dem Resultat gewählt: Leere Umschläge 750, ungültig 250, 
einzelne Streichungen etwa 500. Auch in Untertürkheim 
war ein Viertel der Stimmzettel ungültig, ein weiteres Viertel 
abgeändert.

Diese Ergebnisse alarmierten DAF und Sicherheitspoli­
zei. Die Konzemzentrale baute daraufhin mit der Arbeits­
front, Gestapo und den Wehrwirtschaftsstäben des Militärs 
ihren Werksschutz aus. Dies war nur eine Antwort auf die 
Unmutsäußerungen in der Arbeiterschaft Gleichzeitig 
wurde die DAF zu einer gelben Daimler-Benz-Gewerkschaft 
umgebildet. In ihren Schulungszentren wurden ehrenamt­
liche Sozialarbeiter ausgebildet für die Kontrolle der Ju­
gendlichen, Frauen und für Erwachsenenausbildung. Die 
Stammarbeiterschicht wurde aus einem Sozialfonds begün­
stigt mit innerbetrieblicher Weiterqualifizierung, Urlaubs­
zeiten, Jubiläumsgeschenken usw. Es kam zu einer Fusion 
der Personalabteilung mit der betrieblichen Führungsgruppe 
der DAF.

Ein neues Lohngruppenmodell wurde eingeführt, das ein 
Programm zur Aufspaltung der Belegschaften über die Neu­
bestimmung von Lohn und Leistung war. Die bisherigen 
fünf Lohngruppen (Facharbeiter, Angelernte, Hilfsarbeiter, 
Frauen, Jugendliche) wurden unter Rückgriff auf die analyti­
sche Arbeitsplatzbewertung zu acht Lohngruppen umgestal­
tet. Dabei gab es für die Angelernten allein drei Lohngrup­
pen. In allen Gruppen entfielen die Akkordobergrenzen, die 
Hierarchie wurde verändert zugunsten neuer, innerhalb kür­
zester Zeit auszubildender Arbeiterschichten. Die Zahl der 
betriebsintem Angelernten schnellte seit 1938 sprunghaft in 
die Höhe. Daimler-Benz verfügte damit über das Knowhow, 
um aus jeder Arbeitskraft und jedem Arbeitssklaven einen 
passablen Maschinenbediener zu machen. Während des 
Krieges rangierten die rekrutierten Fremdarbeiter zum Bei­
spiel aus Belgien und Frankreich in den unteren Lohnkate­
gorien, die Kriegsgefangenen, die KZ-Häftlinge und teil­
weise auch die Ostarbeiter wurden jedoch nicht „entlohnt“, 
sondern es wurden unterschiedlich gestaffelte Beträge an die 
Wehrmacht und an die SS überwiesen. Der Versuch der 
Daimler-Benz-Direktion, vor allem ältere deutsche Stamm­
arbeiter auf die Seite der nazistischen Unterführerkorps zu 
ziehen, scheiterte.

Quelle: Das Daimler-Benz-Buch Ein Rüstungskonzern im 
»Tausendjährigen Reich«, hrsg. von der Hamburger Stiftung 
für Sozialgeschichte d. 20. Jhdts., Franz GRENO-Verlag, 
Nördlingen 1987, 36.- DM.
Bei Durchsicht des ansonsten nützlichen Quellenapparates 
fällt auf, daß von den drei Daimler-Konzernkritikbroschüren 
aus Stuttgart, Mannheim und Bremen, die von Januar bis 
September ’86 in einer Auflage von 8000 vertrieben worden 
sind, die Mannheimer Broschüre „100 Jahre Daimler-Benz 
- 100 Jahre Ausbeutung, 100 Jahre Umweltschmutz, 100 
Jahre Aufrüstung“ nicht erwähnt wird und bei der Stuttgar­
ter Broschüre „100 Jahre Daimler-Benz - Kein Grund zum 
Feiern!“, die Mitherausgeberschaft der Anti-Apartheid-Be­
wegung (S. 689) und der Volksfront (S. 689, 791) nicht wie­
dergegeben wird. - (ros, zem)
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Gesundheitspolitik

Die Gesundheit der Arbeiterbevölkerung verschlechtert söch möter 
Blüm in Startposition für die Arme-Leute-Krankenkasse

Die Bild-Zeitung lanciert: „Wer krank ist, soll trotzdem ar­
beiten“. Die Reaktion verstärkt die Propaganda für die im 
Herbst vorgesehenen Gesetze, mit denen Blüm die soge­
nannte Kostenexplosion im Gesundheitswesen eindämmen 
will. Die Richtung kann den Forderungen des Kapitalisten­
verbandes BDA entnommen werden: Senkung der Lohn­
nebenkosten z.B. durch Anrechnung von Kuren auf den 
Jahresurlaub , Lohnfortzahlung statt von den einzelnen 
Kapitalisten durch einen Fonds der Krankenkassen, feste 
statt prozentuale Zuschüsse beim Zahnersatz. Die CDU- 
Mittelstandsvereinigung will, daß die Versicherten für 
Arzneimitteln bis 20 Mark 20% selber zahlen, bei Medika­
menten bis 40 DM dann 15% und darüber 10%. Der Wert 
der Arbeitskraft soll gesenkt werden, indem bisher geltende 
gesellschaftliche Ansprüche beseitigt werden: Das allge­

meine Gesundheitswesen soll nicht mehr die Herstellung 
körperlichen Wohlbefindens bezwecken, sondern unter 
menschenverachtender Abwägung von Aufwand und Nut­
zen den Arbeiter irgendwie wieder leistungsfähig machen. 
Oder wie es der BDA technokratisch, sachzwanghaft formu­
liert: „Überkapazitäten bei den Leistungserbringern“ sind 
abzubauen, „weitere Kostenbelastung gefährdet die Lei­
stungsbereitschaft der Mitarbeiter und die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit“. Die Reaktionäre greifen vor allem 
den Grundsatz an, daß die Lohnabhängigen kollektive 
Sicherung gegen gesundheitliche Risiken brauchen. Sie be­
haupten, heute sei individuelles Fehlverhalten das haupt­
sächliche Gesundheitsrisiko. Dagegen wollen wir im folgen­
den versuchen, einige Argumente liefern. - (alk, jüt, kar, 
wjw)

Der Krankenstand der Arbeiter steigt 
BDA: für Einheit des Kapitals gegen die Lohnfortzahlung

Seit 1984 steigt der Krankenstand in 
den Betrieben wieder an. 1983 hatte er 
mit 4,7% der männlichen Pflichtver­
sicherten und 4,1% bei den Frauen 
einen absoluten Tiefststand erreicht 
(vgl. Schaubild unten). 1986 lag er be­
reits wieder um rund 10% über diesen 
Werten (Männer: 5,1% Krankenstand 
im Jahresdurchschnitt, Frauen: 4,5%). 
Keine spektakuläre Entwicklung, meint 
man auf den ersten Blick, und auch 
der zuständige Sachbearbeiter im Bun­
desarbeitsministerium wiegelt gleich 
ab: Immer noch sei das Kranken­
standsniveau extrem niedrig.

Die Bedeutung der Sache wird erst 
klar, wenn man sie vor dem Hinter­
grund der Jahre vorher betrachtet. 
Zwischen 1980 und 1983 hatte ein ra­
santer Abfall des Krankenstandes statt­
gefunden (rd. —20%), und die Kapita­
listenverbände hatten hämisch kom­
mentiert, in der Krise steige eben die 
Arbeitsmoral wieder, dies sei keine 
Zeit für Drückeberger und Krank- 
feierer.

Tatsächlich war das Sinken der Ar­
beitsunfähigkeits-Zeiten (im folgenden: 
AU-Zeiten) keineswegs darauf zurück­
zuführen, daß die Arbeiter früher re­
gelmäßig ihren „blauen Montag“ ein­
gelegt hätten und nun aus Angst vor 
Arbeitslosigkeit darauf verzichteten. 
Derartige Kapitalistenpropaganda wur­
de von Berechnungen gewerkschaftlich 
orientierter Wissenschaftler (1) wider­
legt, die zeigten, daß der Krankenstand 
überwiegend von Langzeitkranken be­
stimmt wird. Denn er hängt ab von der 
Anzahl der AU-Tage im Jahr, d.h. vom 
Produkt der AU-Fälle mit der AU- 
Dauer: je länger jemand krank ist, um 
so mehr trägt er zum Krankenstand 
bei. Deswegen haben die kurzen 
Krankheiten kaum einen Einfluß auf 
die gesamten Fehlzeiten: Selbst wenn

alle AU-Fälle mit bis zu einer Woche 
Dauer vollkommen wegfielen, würde 
der Krankenstand nur um 10% sinken. 
Umgekehrt entfallen auf die 6,5% AU- 
Fälle über 6 Wochen Dauer 41% des 
Krankenstandes. Dies deutet auf die 
wirkliche Ursache der sinkenden Fehl­
zeiten in den Betrieben hin: Die Kapi­
talisten haben Anfang der 80er Jahre 
die Belegschaften von den Langzeit­
kranken, d.h. den verschlissenen Ar­
beitskräften, gesäubert und den Arbei­
terkörper veijüngt. Dies zeigte sich 
damals auch auf der anderen Seite der 
Arbeitsmarktstatistik, bei den Arbeits­
losenzahlen: Zwischen 1980 und 1982 
schnellte die Zahl der Arbeitslosen 
„mit gesundheitlichen Einschränkun­
gen“, die jahrelang um die 250000 be­
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tragen hatte, auf 384000 empor - das 
Problem der „Langzeitarbeitslosen“ 
die, weil verschlissen, keine Chance' 
mehr haben, einen Ausbeuter zu fin­
den, gelangte in die öffentliche Diskus­
sion. Von Gewerkschaftsseite wurde 
angegriffen, daß die Arbeitsintensität in 
der Produktion dem Hochleistungs­
sport gleichkomme und daß die Kapi­
talisten die dafür nötigen „Olympia­
mannschaften“ zusammenstellten.

Diese Olympiamannschaften werden 
jetzt kaputtgemacht, das ist die Bedeu­
tung des steigenden Krankenstandes. 
Dabei findet der stärkste Verschleiß in 
der Produktion statt, in den Verwal­
tungsetagen hat die Rationalisierung 
noch keine unmittelbaren Auswirkun­
gen auf die Fehlzeiten gehabt. Dies 
zeigt die Aufgliederung des Kranken­
standes nach Kassenarten (Schaubild 
rechts oben): Bei den Betriebs- und 
Ortskrankenkassen war die Säuberung 
1980/83 besonders durchgreifend ge-
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wesen und bei ihnen nimmt der Kran­
kenstand jetzt zu. Bei den Ersatzkassen 
der Angestellten dagegen zeigten sich 
alle Krankenstandsbewegungen in der 
Vergangenheit nur sehr abgeschwächt, 
jetzt ist praktisch keine Zunahme zu 
verzeichnen. Die verschiedenen Kas­
senarten spiegeln aber weitgehend die 
gesellschaftliche Arbeitsteilung wider: 
Bei den Betriebs- und Ortskrankenkas­
sen sind die unteren Lohnabhängigen­
schichten, bei den Ersatzkassen die 
höheren Einkommensklassen konzen­
triert (s. Tabelle).

Die unterschiedlichen Tendenzen in 
der Gesundheitsentwicklung zeigen 
sich noch ausgeprägter bei den Kran­
kenhausfällen (unteres Schaubild), d.h. 
bei den schwereren Krankheiten. Bei 
den Ortskrankenkassen nahmen die 
Krankenhausfälle in den letzten Jahren 
zu (in diese Statistik gehen auch die 
Arbeitslosen ein, die aus der Kranken­
standsstatistik weitgehend herausfal­
len), bei den Betriebskrankenkassen 

<^und den Ersatzkassen herrschte weit­
gehend Stagnation. Der Abstand zwi­
schen beiden Kassengruppen ist seit 
1970 rasant gestiegen. Diese Spaltung 
der Lohnabhängigen bezüglich ihres 
Gesundheitszustandes erschwert die 
Bildung einer einheitlichen Front ge­
gen die Pläne der Reaktion im Ge­
sundheitswesen. Ein Bewußtsein der 
zunehmenden Gesundheitsverschlech­
terung und ihrer Ursachen in der Pro­
duktion kann sich „spontan“ nicht her­
ausbilden, weil die verschiedenen 
Schichten ganz unterschiedliche „per­
sönliche Erfahrungen“ hinsichtlich des 
Gesundheitstrends machen. Die GRÜ­
NEN z.B. oder auch die Demokrati­
schen Ärzte in den Standesvertretun- 
gen gehen nicht von einer Zunahme 
der Krankheiten aus.

Diese Situation ermuntert die Reak­
tion zur Zerschlagung des Krankenver- 
Sicherungssystems und zum Angriff 

’ auf die Lohnfortzahlung. Der Sachver­
ständigenrat im Gesundheitswesen hat 
die Streichung eines Drittels der Kran­
kenhausbetten langfristig für möglich 
erklärt, zur Umsetzung dieser und ähn­
licher Vorschläge will sich Blüm im 
Herbst äußern. Bei der Lohnfortzah­
lung fordert die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände
(BDA) in ihrem Jahresbericht 1986 
den Übergang zu einer „versicherungs­
rechtlichen Entgeltfortzahlung“. Nicht 
mehr das einzelne Unternehmen solle 
den Lohn fortzahlen, sondern die 
Krankenversicherung, die ihrerseits 
Beiträge von den Betrieben erhebt (2). 
In Erwartung weiter zunehmender 
Krankenzahlen treibt die BDA Ein­
heitsfrontpolitik für die Monopole: Bis­
lang zahlt deijenige Betrieb am mei­
sten Lohnfortzahlung, der seine Arbei­
ter am härtesten schindet. Dies schafft 
einen minimalen Anreiz für die Kapita­
listen, den eigenen Krankenstand nicht 
allzuweit über den Durchschnitt stei­
gen zu lassen. „Fehlanreize und Fehl-

Männliche Erwerbstätige 1982 nach 
monatlichem Nettoeinkommen und Krankenkasse

(*) RVO-Kassen: AOKs, Betriebs-, See-, Innungs-, landwirtschaftliche und 
ausländische Krankenkassen und die Bundesknappschaft

Einkommens­ Eink.- in der jeweil. Eink.-Klasse sind versichert in:
klasse Verteilung RVO- Ersatz­ Private Polizei/

KassenU) kassen Kassen BuWehr
- 600 7.1 % 66.4 % 13-5 % 0.8 % 19.1 %

600 - 1000 2.6% 72.5 % 17-3 % 5.1 % 4.9%
1000 - 1400 10.3 % 80.6 % 11.9 % 2.9 % 4.4 %
1400 - 1800 24*4 82.9 % 12.4 % 2.9 % 1.8 %
1800 - 2200 22.7 % 72.3 % 20.0 % 6.0 % 1.6%
2200 - 3000 17-7 % 48.9 % 33-i % 15.2 % 2.7 %
3000 - 15.2 % 24.5 % 43-3 % 30.6 % 1.5 %
zusammen 100.0 % 63.9% 22.7 % 9.9% 3-4 %

Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg): Fachserie 13, R. 1, "Versicherte in 
der Kranken- und Rentenversicherung 1982", Tabelle 1.4



Seite 36 Spezialberichte Politische Berichte 12/87

Steuerungen“ sind das für die BDA; sie 
würden bei einer Einheitsumlage unter 
den Kapitalisten fortfallen. Die Kapita­
listenklasse würde sich als einheitlicher 
Block zu den Arbeitern als gemein­
schaftlich zu vemutzendem Menschen­
material verhalten können, und ganz 
nebenbei würden die kleineren Betrie­
be den höheren Krankenstand der 
Konzerne mitbezahlen. Angesichts der 
Statistiken über die Opfer ihrer Expan­
sionsschlacht runzeln die Kapitalisten 
unwillig die Stirn: wieviel Geld wird da 
verschleudert? Oder hemmt gar etwas 
das Vorwärtsstürmen?
Quellen: (1) K. Preiser, W.F. Schräder: 
Der Rückgang des Krankenstandes ..
Sozialer Fortschritt 12/83, S. 276; (2) 
Arbeitgeber, Jahresbericht der BDA 
1986, S. 88; Schaubilder: Arbeits- und 
Sozialstatistik, verseh. Jahrgänge; Bun­
desarbeitsblatt, verseh. Jahrgänge; Die 
gesetzliche Krankenversicherung in der 
BRD, Statistische und finanzielle Be­
richte, verseh. Jg.

r

Sachverständigenrat greift auf 
faschistische Gesundheitspolitik zurück

Daß die Arbeitsbedingungen entschei­
denden Einfluß auf den Gesundheits­
zustand der lohnabhängigen Bevölke­
rung haben, ist für jeden hart arbeiten­
den Menschen seit langem eine Tat­
sache und wurde von der Arbeiterbe­
wegung in Parolen wie „Akkord ist 
Mord!“ zum Ausdruck gebracht. Seit 
einigen Jahren hat diese Tatsache auch 
Eingang in die medizinische Wissen­
schaft gefunden, wird dort allerdings 
eher als exotisches Sonderproblem 
dem Fachgebiet „Arbeitsmedizin“ zu­
geschoben.

Hat sich daran jetzt auf einmal etwas 
geändert? Der Sachverständigenrat für 
die Konzertierte Aktion im Gesund­
heitswesen konstatiert in seinem Jah­
resgutachten 1987 für die unterschied­
lichen „sozialen Schichten“ durchaus 
„nicht nur Unterschiede in der Ge­
samtsterblichkeit, sondern auch in Be­
zug auf das Auftreten häufiger Krebs­
erkrankungen, des Herzinfarkts und 
der Leberzirrhose“ (S. 30). In einer 
Tabelle (S. 31) widerlegt er sogar das 
Vorurteil, beim Herzinfarkt würde es 
sich um eine typische „Managerkrank­
heit“ handeln und zeigt, daß Arbeiter, 
einfache Angestellte und einfache Be­
amte die höchste Sterblichkeitsrate 
durch Herzinfarkt aufweisen.

„Unterschiede in der Häufigkeit der 
Arbeitsunfälle und bestimmter Berufs­
krankheiten, ferner der Wohnbedin­
gungen, die für einzelne Sozial- bzw. 
Berufsgruppen Nachteile erkennen las­
sen, erklären diese Unterschiede we­
nigstens teilweise.“ (S. 30) Jetzt kommt 
aber der Pferdefuß, bei dem was an­
geblich wesentlich ist: Ursache der be­
sonderen Gesundheitsgefährdung die­
ser Lohnabhängigen seien „höhere 

Raten an exzessiven Tabak- und Alko­
holkonsum und an Übergewicht“ 
(S. 30), die „sich stärker ausgeprägt bei 
sozial schwachen und beruflich bela­
steten Gruppen (Wechselschicht, 
Nachtarbeit) ebenso bei Arbeitslosen“ 
(S. 39) fänden. Also nicht die Arbeits­
bedingungen (Wechselschicht, Nacht­
arbeit) an sich, sondern die „triebhafte“ 
Reaktion der Arbeiter (rauchen, sau­
fen, fressen), darauf will der Sachver­
ständigenrat als Ursache ihres schlech­
ten Gesundheitszustandes verkaufen. 
Verantwortlich sind somit nicht die 
Kapitalisten, die die Arbeitsbedingun­
gen diktieren, sondern angebliche Un­
vernunft der Arbeiter.

Zusammenfassend nennt der Sach­
verständigenrat drei Ursachen für un­
terschiedliche Mortalität nach Berufs­
gruppen: „... erhöhte Sterblichkeit an 
bestimmten Ursachen kann (neben 
genetischer Heterogenität) ebenso sehr 
eine erhöhte Exposition gegenüber 
auslösenden Risiken wie verschlechter­
ten Versorgungszugang bedeuten“ 
(S. 179). Im Klartext: Der schlechte 
Gesundheitszustand der hart arbeiten­
den Klassen liegt in ihrer mangelhaften 
Erbmasse begründet, in der triebhaft­
exzessiven Hingabe an Laster wie Rau­
chen, Saufen, Fressen und ihrer igno­
ranten Haltung gegenüber Vorsorge­
maßnahmen.

Die Grenze zwischen reaktionärer 
und direkt faschistischer Gesundheits­
politik ist offensichtlich fließend. Das 
wird auch besonders deutlich im Kurs, 
der gegenüber den alten Menschen 
eingeschlagen wird. So behauptet der 
Sachverständigenrat: „Insbesondere die 
Lebenserwartung von Frauen nähert 
sich ähnlich wie in einigen anderen 

Industriestaaten auch in der Bundes­
republik zunehmend Werten, die an 
die gegenwärtig biologisch maximale 
Lebensspanne heranreichen“ (S. 29), 
und er schlußfolgert daraus: „Das be­
deutet für viele medizinische Maßnah­
men, soweit diese auf eine weitere Stei­
gerung der Lebenserwartung zielen, 
abnehmenden Grenznutzen bei wach­
sendem Aufwand ... Für die wachsen­
de Teilgruppe der älteren Bevölkerung 
muß in Kauf genommen werden, daß 
die zunehmende Langlebigkeit mit na­
türlich steigender Krankheits- und Be­
hinderungslast einhergeht. Damit soll 
hinsichtlich der notwendigen Gesund­
heitsinvestitionen keine Korrektur zu 
Lasten der älteren Bevölkerungsgrup­
pen empfohlen werden, aber es ist er­
kennbar, daß derzeit zu ihren Gunsten 
relativ mehr Investitionen getätigt wer­
den als für präventive Aufgaben den 
zuvor beschriebenen Risikogruppen 
(S. 33). Weil der Kapitalistenklasse für 
ehemalige Arbeitskräfte, die der Profit­
produktion nicht mehr zur Verfügung 
stehen, jeder Pfennig zu schade ist, 
wird behauptet, diese hätten die „biolo­
gisch maximale Lebensspanne“ er­
reicht. Krankheits- und Behinderungs­
last wird als für das Alter „natürlich“ 
hingestellt, um Unterlassung medizi­
nischer Therapie zu rechtfertigen. Es 
zeichnet sich ab, daß die Reaktion ihre 
Sammlungsbewegung gegen die Ar­
men, Kranken und Schwachen zuneh­
mend auf direkt faschistischen Begrün­
dungszusammenhängen aufbaut.
Quellenhinweis: Alle Seitenangaben 
beziehen sich auf: Jahresgutachten 
1987, Medizinische und ökonomische 
Orientierung, Sachverständigenrat für 
die Konzertierte Aktion im Gesund­
heitswesen, Vorschläge für die Konzer­
tierte Aktion im Gesundheitswesen, 
Nomos-Verlagsgesellschaft Baden-
Baden, 1987
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Steigende Arzneimittelkosten 
An der, Jabiettensucht“ liegt es nicht

1986 sind in der gesetzlichen Kranken­
versicherung (GKV) die Ausgaben auf 
119,6 Mrd. DM gestiegen. Für Arznei­
mittel wurden 17,6 Mrd. DM (oder 
14,7% der Ausgaben) verbraucht. 1970 
waren es noch 4,2 Mrd. DM und 
16,8% aller Ausgaben. (1) Vergleicht 
man die Steigerungsraten gegenüber 
1985, dann liegen die Leistungsaus­
gaben für Arzneien bei +5,6% und 
Krankenhauspflege bei +6,2% an der 
Spitze (ebd. S. 12). Darüberhinaus 
sind die Ausgaben für Selbstmedika­
tion von 3 Mrd. DM 1980 auf 3,9 Mrd. 
DM 1984 gestiegen. (2) Erfahrungs­
gemäß dauert es dann nicht lange, daß 
den Versicherten „Tablettensucht“ zu­
sammen mit „unvernünftiger Lebens­
weise“ vorgeworfen wird. Wir haben 
deshalb einige Fakten über den Zu­
sammenhang von Arbeit, Krankheit 

<7^und Medikamentenverbrauch zusam- 
mengetragen.

An der Spitze der verbrauchten 
Medikamente stehen Schmerz- und 
Grippemittel, Medikamente gegen 
Rheuma (Antirheumatika), Psycho­
pharmaka wie Beruhigungs- und 
Schlafmittel. (3) Eine weitere wichtige 
Gruppe sind die Medikamente für 
Herz- und Gefäßerkrankungen, hohen 
Blutdruck und schlechte Durchblutung 
der Herzkranzgefäße. Während 
Schmerz- und Grippemittel mehr bei 
akuten Beschwerden benutzt werden, 
können die Psychopharmaka und 
Rheumamittel sowohl für akute wie 
chronische Erkrankungen zur Anwen­
dung kommen; die Herzkreislaufmedi­
kamente werden fast ausschließlich für 
chronische Erkrankungen der älteren 
Versicherten benötigt.

Es soll nun untersucht werden, wie 
diese Medikamente auf die Bewälti- 
gung der täglichen Arbeitshetze wirken 
und wie sie die Folgen langjähriger 
Überlastung abmildem oder gerade 
noch erträglich machen. Dazu zu­
nächst das Schaubild. (4)

Die menschliche Leistungsbereit­
schaft unterliegt einem festen biologi­
schen Rhythmus, der nicht änderbar 
ist. Demnach gilt der Satz „mit den 
Hühnern aufstehen und ins Bett ge­
hen“. Außerdem zeigt die Kurve „Phy­
siologische Leistungsbereitschaft“ noch 
auf, wie sinnvoll eine Mittagspause ist. 
Das Schaubild zeigt gleichzeitig, daß 
aus einem Menschen unterschiedlich 
Leistung herausgepreßt werden kann. 
Mit der Steigerung der Arbeitshetze 
reicht die „physiologische Leistungsbe­
reitschaft“ keineswegs aus, um ein den 
Ausbeuter zufriedenstellendes Arbeits­
produkt zu liefern. Der Arbeiter soll 
seine „Einsatzreserven“ mobilisieren. 
Sofern er das tut, empfindet er nach 
unterschiedlicher Zeit Schmerzen und 
Müdigkeit. Bei Über-Kopf-Arbeit z.B. 
verspannt sich die Nackenmuskulatur, 

es kommt zu brennenden Schmerzen, 
die vom Genick bis zur Kopfhaut aus­
strahlen. Der Körper signalisiert so die 
drohende Überlastung der beteiligten 
Knochen, Sehnen und Muskeln. Der 
Arbeiter müßte jetzt eine Pause einle­
gen oder zu leichterer, möglichst ande­
rer Arbeit wechseln. Er ist aber schwe­
rer, monotoner Arbeit, vollschichtig zu 
wechselnden Tageszeiten unterworfen. 
Das Schaubild zeigt ferner, daß nachts 
die „Einsatzreserven“ deutlich vermin­
dert sind. Uns ist kein Betrieb bekannt, 
wo wegen Nachtarbeit die abgeforderte 
Leistung gesenkt wird.

Ein Arbeiter, der sich unter solchen 
Bedingungen beim Sanitäter wegen 
akuter Schmerzen meldet bekommt 
eine Schmerztablette. Jahresumsatz (5) 
113142200 Packungen / 307318900 
DM. Bei den Rennern (Thomapyrin N, 
Togal, Vivimed) sind die Schmerzmit­
tel mit Coffein kombiniert, das auf­
putschend wirkt Am gefährlichsten 
sind Dolviran- und Optalidontabletten, 
wo das Schmerzmittel mit Beruhi­
gungsmitteln kombiniert ist Entweder 
schluckt der Arbeiter sie, ohne es zu 
wissen, oder er bekommt sie verord­
net. 1985 standen Beruhigungsmittel 
nach Verordnungshäufigkeit an dritter 
Stelle (6), die Renner sind Adumbran, 
Lexotanil, Valium. Jahresumsatz 
30777200 Packungen / 235702600 
DM. Der Verbrauch an Beruhigungs­
mitteln steigt von der Altersgruppe 
20-29 Lbj.: 2,7% auf 40-54 Lbj.: 
20,8%, 55-64 Lbj.: 21,4% und über 65 
Lbj.: 47,2% aller Verordnungen. 70% 
aller Verordnungen entfallen auf weib­
liche Mitglieder.

Oft werden die Beruhigungsmittel 
auch als Schlafmittel genommen. Je 
länger die Belastungen bestehen, um 
so tiefgreifender die Schädigung des 
Organismus. Untersucht man die Ar­
beitsunfähigkeitsstatistik der allgemei­
nen Ortskrankenkassen (7) für die Al­
tersgruppe 45 und mehr Lbj., dann 
häufen sich Krebs, Herzkreislaufer­
krankungen, Atemwegserkrankungen, 
Skelett-Knochen-Bindegewebs- und 
Gelenkerkrankungen. Oft beginnt die 
Häufung schon in der Gruppe 20-45 
Lbj. Die gleichen Erkrankungen be­
gründen auch die Erwerbsunfähigkeit. 
Bei der LVA Oberbayern (Arbeiterren­
tenversicherung) verschiebt sich der 
Altersgipfel für die Verrentung von der 
Gruppe 60-64 in der Zeit von 
1981-1985 zur Gruppe 55-59 Lbj.

Für Rheumamittel betrug der Jahres­
umsatz 32533000 Packungen / 
392603000 DM, immer mehr Versi­
cherte nehmen solche Medikamente 
regelmäßig. „Dabei wird eine Gefahr 
übersehen: Die Linderung der Schmer­
zen und die Verringerung der Steifheit 
durch Rheumamittel kann leicht dazu 
führen, daß Gelenke stärker bean­

sprucht werden, als es ihr Gesundheits­
zustand erlaubt “(5)

Um die chronische Überforderung 
zu bewältigen, muß der Organismus 
Hormone freisetzen. Adrenalin und 
Noradrenalin fördern die Leistungs­
fähigkeit, setzen Energie (Zucker und 
Fette) im Blut frei. Gleichzeitig bewirkt 
Adrenalin aber „Unruhe, Angst und 
Schlaflosigkeit, Tremor (Zittern, d. 
Red.)“ (8). Ähnlich wirken eine Ziga­
rette und ein Schnaps. Das Nikotin för­
dert die Freisetzung von Adrenalin, 
Zucker und Fetten. Alkohol wirkt je 
nach Menge anregend oder angstlö­
send, verdauungsfördemd und 
schmerzlindernd. Die chronische Fett- 
stoffwechselstörung, Schlaflosigkeit 
und Anspannung fördern Herzkreis- 
lauferkrankung und Bluthochdruck.

Tagesperiodik der physiologischen 
Leistungsbereitschaft

Der Jahresumsatz Blutdruckmittel, 
Herzkreislaufmedikamente beträgt zu­
sammen ca. 139 Mio. Packungen / 
2,061 Mrd. DM.

Gerade für diese chronischen Er­
krankungen hat die Schulmedizin das 
Konzept der „Risikofaktoren“ ent­
wickelt. Dabei werden bestimmte Be­
schwerden oder Befunde mit der 
Krankheit gleichgesetzt. Wenn ein Ar­
beiter Bluthochdruck, erhöhte Blut­
fette, Übergewicht und Wirbelsäulen­
beschwerden hat, wenn er dann noch 
raucht und gerne ein Bier trinkt, dann 
führt das zum Herzinfarkt, bzw. wenn 
er einen bekommt, dann liegt das an 
seinen Risikofaktoren, nicht an seinen 
Arbeits- und Lebensbedingungen. Das 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaft­
liche Institut des DGB, Projektbereich 
Humanisierung der Arbeit, verfügt 
über umfassende Materialien und Un­
tersuchungen, die solche Propaganda 
widerlegen.
Quellen: (1) Der niedergelassene Arzt, 
22. April 1987, S. 10; (2) Deutsches 
Ärzteblatt, Nr. 19, 1987; (3) Zusam­
menstellung aus (2),' Krankheit auf 
Rezept, Kiepenheuer & Witsch, Köln, 
1984, Bittere Pillen, ebd., 1983; (4) 
Biologische Rhythmen und Arbeit, 
Springer, 1976; (5) falls nicht anders 
benannt sind die Zahlen aus: Bittere 
Pillen, S.3; (6) Deutsches Ärtzeblatt 
19, 1987, S. A-1306666; (7) Statisti­
sches Jahrbuch der BRD, 1986 und 
LVA Oberbayern, Verwaltungsberichte 
1981 und 1985; (8) Arzneimittelneben- 
und Wechselwirkungen, Stuttgart, 1981
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Durchschnittliche* Monatsentgelt in DM

Durchschnittliches beitragspflichtiges Monatsentgelt im Jahr vor Rentenbeginn 
(„Prüfgruppe“ = Frühinvalide) bzw. vor der Befragung („Kontrollgruppe“) nach 
Geschlecht in Prozent kumuliert, (aus: Frühinvalidisierung, Ergebnisse einer 
Untersuchung in Baden-Württemberg)

Studien zum Zusammenhang 
von Einkommenshöhe und Gesundheit

Im folgenden stellen wir drei nicht systematisch ausgewählte Studien vor, die 
nachweisen, daß der Gesundheitszustand sich auf der Einkommensskala nach 
unten hin verschlechtert. Allerdings sind die Schlußfolgerungen, die daraus 
gezogen werden, meist davon bestimmt, daß die Lohn- und Arbeitshierarchie 
unantastbar sei und daher die „Gesundheitserziehung“ bei den ärmeren Schich­
ten das angebrachte Heilmittel.

Ursachen für Frühinvalidität 
in Arbeit, Umwelt und 
Lebensgewohnheiten

Die Studie „Mögliche Ursachen der 
vorzeitigen Berentung wegen Berufs­
und Erwerbsunfähigkeit in Arbeit, 
Umwelt und Lebensgewohnheiten“, 
erschienen 1984, ist eine Auftragsarbeit 
des Arbeits- und Sozialministers von 
Baden-Württemberg, Dietmar Schlee. 
Befragt wurden insgesamt fast 10000 
Frühinvalide bei den LVAen Baden 
und Württemberg sowie eine ähnlich

Abbllduig 19: Ehplrisch ermittelte Zusa.Tr'.enfflrxje zwischen ^llberelchen 
vor; Lebenssltuatlcnen irrt Frühinvalidlcät

„Risikowahrscheinlichkeiten für einzel­
ne Lebenssituationen“ - Faktor 1,61 
z.B. bedeutet: Wer in ungünstiger so­
zio-ökonomischer Lage lebt, wird 1,61 
mal häufiger frühinvalid als jemand, 
der höheres Einkommen hat (aus: 
Frühinvalidisierung ...) 

große Kontrollgruppe; wegen der Ver­
sicherungsstruktur sind damit nur Ar­
beiter erfaßt. Die Studie sollte dem 
Ministerium Munition liefern gegen 
gewerkschaftliche Bemühungen, stän­
dig steigender Arbeitsbelastung Einhalt 
zu gebieten - Schlagwort „Humanisie­
rung der Arbeitswelt“. Das Ergebnis, 
auf das sich der Minister stützt, ist 
grob zusammengefaßt in dem Dia­
gramm über den Zusammenhang von 
verschiedenen Lebenssituationen und 
der Frühverrentung dargestellt. Im 
Vorwort zieht er daraus den Schluß: 
„Das Ergebnis liefert keinen Beweis 
dafür, daß dem Einfluß spezifischer 
Belastungen aus der Arbeitswelt für die 
Frühinvalidität die allein entscheidende 
Bedeutung zukommt, wie dies teil­
weise behauptet wird ... Als wichtiges 
Teilergebnis der Untersuchung ist nach 
Auffassung der Landesregierung die 
zunehmende Bedeutung der invalidi- 
sierungsrelvanten Ursachen aus dem 
Bereich der ,Nicht-Erwerbszeit4 festzu­
halten.“ Man könnte die Studie nun 
enttäuscht wegen unwissenschaftli­
chem Verfahren beiseite legen, denn 
was besagen Risikowahrscheinlichkei­
ten ohne Zusammenhänge zwischen 
den einzelnen Faktoren, ob z.B. „un­
günstige Prädisposition“ (schon immer 
häufig krank gewesen) mit „ungünsti­
ger sozio-ökonomischer Lage“ viel­
leicht Hand in Hand geht. Bei den 
Untersuchungen im einzelnen findet 
man jedoch Tatsachen, die der zitier­

ten Schlußfolgerung widersprechen. 
Die wichtigste ist im Schaubild oben 
dargestellt: der Vergleich der Einkom­
men von Frühinvaliden vor ihrer Ver­
rentung mit dem der übrigen Beschäf­
tigten. Im Text erfährt man außerdem 
(allerdings ohne genaue Zahlenanga­
ben), daß Personen, die ledig oder ge­
schieden sind, und solche, die alleine 
leben, ein erheblich größeres Risiko 
tragen, vorzeitig arbeitsunfähig zu wer­
den. Mangelhafte Wohnung, in der 
Freizeit weniger oder keine. Urlaubs­
reisen, stattdessen häufiger Überstun­
den und unregelmäßige Pausen, 
schlechte Berufsausbildung, häufigere 
Arbeitslosigkeit, Unzufriedenheit mit 
dem Arbeitsleben - auch diese Fakto­
ren finden sich bei Frühinvaliden häu­
figer als bei gesunden Vergleichsperso­
nen. Somit spiegelt sich in der Be­
schreibung der verschiedenen Risiko­
faktoren ziemlich genau die Lage der 
ärmeren Arbeiterschichten. Nun, wen­
den die Autoren ein, wollten sie damit 
kein Ursache/Wirkungsverhältnis be^ 
schrieben. Das wegen des Auftrag­
gebers naheliegende Argument, daß 
arme Leute früher arbeitsunfähig wer­
den, weil ihr Gesundheitsverhalten 
(wegen Unaufgeklärtheit oder was 
immer) zu wünschen übrig läßt, kön­
nen sie allerdings nicht belegen. Zum 
Stichwort „Emährungs- und Genuß­
mittelkonsumgewohnheiten“ schreiben 
sie: „Wider Erwarten konnte jedoch 
ein unmittelbarer Zusammenhang zwi­
schen derartigen Gewohnheiten und 
Frühinvalidität nicht nachgewiesen 
werden.“ Allerdings hätten vorzeitig 
berentete Personen häufiger als Ver­
gleichspersonen über „früheren über­
mäßigen Tabakrauch- und Alkohol­
konsum“ berichtet. Das „Gesundheits­
bewußtsein“ (Befolgen ärztlicher Rat­
schläge, Gang zu Vorsorgeunter­
suchungen etc.) sei bei den Frühver- 
renteten jedoch deutlich besser. Die 
naheliegende Spur, daß Risikofaktorer 
wie Rauchen, Alkoholkonsum odei 
Übergewicht durch die soziale Lage 
bedingt sind, wird aber nicht weiterver­
folgt.

Sterblichkeit 
und Sozialschicht

Aus dem Städtischen Gesundheitsamt 
Stuttgart stammt eine 1981 im Bundes­
gesundheitsblatt (S. 173 ff.) veröffent­
lichte Untersuchung über die Sterblich­
keit (= Mortalität) in Abhängigkeit 
von der sozialen Stellung. Zugrunde 
liegt eine Einteilung der Bevölkerung 
nach sog. „Leistungsgruppen“, be­
ruhend auf Stellung im Beruf, Einkom­
men sowie nach Berufsschlüssel und 
eine entsprechende Liste der Verstor­
benen mit Alter und Todesursache.

Ausgewertet wurden nur Männer 
mit deutscher Staatsangehörigkeit, wir 
haben die auf je 100000 der jeweiligen 
Gruppe normierten Sterbezahlen nach 
Alterklassen abgedruckt. Ein Hinweis 
auf das Wichtigste: Die Sterblichkeit
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Tabelle 1: Leistungsgruppen, Stuttgart 1977
Männer, 30 bis unter 70 Jahre, nach der Nationalität

Lcistungsgruppc Deutsche Ausländer
Zahl %Zahl %

I Einfache Beamte 
Einfache Angestellte 
Arbeiter (ungelernt 
und angelernt)

9 389 8,1 14 352 48,0

II Mittlere Beamte
Mittlere Angestellte
Handwcrkcr/Facharbcitcr

52 718 45,6 11 478 38,4

III Gehobene Beamte 
Gehobene Angestellte 
Handwerksmeister

21 390 18,5 1 163 3,9

IV Höhere Beamte 
Höhere Angestellte

13 356 11,6 827 2,8

V Höhere Beamte 
Höhere Angestellte

1 260 1.1 80 0,3

VI Selbständige 
Gewerbetreibende

6 942 6.0 1 061 3,5

VII Freie Akademiker 
Leitende Beamte 
Leitende Angestellte

2 672 2,3 114 0.4

IX Keine Angabe 7 888 6.8 820 2,7

Insgesamt 115 615 100,0 29 895 100,0

(IX in den berücksichtigten Altersgrup­
pen vorwiegend Frührentner, aus: 
Sterblichkeit und Sozialschicht)

insgesamt ist direkt abhängig vom Ein­
kommen. Bei ungelernter und ange­
lernter Tätigkeit besteht im Alter zwi­
schen 40 und 45 Jahren ein erhöhtes 

z7\Sterberisiko, was sich in den entspre­
chenden Altergruppen bei besser be­
zahlten Tätigkeit nicht findet, bei den 
Frührentnem findet sich ein entspre­
chendes Maximum in der Altersklasse 
von 50 bis 55 Jahren.

Die Autoren G. Neumann und A. 
Liedermann untersuchen weiter die 
Sterbefälle nach häufigen Todesur­
sachen (Krebse, Herzinfarkt) und kom­
men auch hier zu dem Schluß, daß bei 
fast allen diesen Todesursachen für die 
untere soziale Schicht ein erhöhtes 
Sterberisiko besteht.

Sie ziehen den Schluß: „In der Bun­
desrepublik Deutschland gibt es nach 
wie vor ... ein von der Sozialschicht 
abhängiges Mortalitätsrisiko. Nach fast 
100 Jahren Sozialversicherung muß 
dieses Resultat etwas deprimieren. Ei­
nige der hier analysierten Todesursa­
chen - Lungenkrebs, Herzinfarkt, Le­
berzirrhose - hängen stark vom Ver­

schalten ab. Berufliche Noxen (= Ur­
sachen, d.Red.) treten demgegenüber 
an Bedeutung zurück.“ Sie vermuten, 
die erhöhte Sterblichkeit beruhe nicht 
auf einem tödlicheren Krankheitsver­
lauf (etwa wegen unzureichender me­
dizinischer Techniken), sondern auf 
einem allgemein verschlechterten Ge­
sundheitszustand. Sie empfehlen daher 

Alter von ... bis unter . .. Jahre

Tabelle 3: Sterblichkeit Stuttgart 1976 - Deutsche Männer, 30 bis unter 70 Jahre

Lcistungsgruppc 30-40 40-45 45-50 50-55
absolute

55-60
Zahlen

60-65 65-70 Sa.

I 3 15 13 18 16 29 53 147
II 50 24 45 47 57 115 162 500
III 10 4 8 12 14 41 59 148
IV, V, VII 5 2 7 7 14 19 46 100
VI 1 5 3 4 8 20 32 73
IX 8 3 6 10 2 31 69 129

Sa. 77 53 82 98 111 255 421 1 097

je 100 000
I 152 1 060 817 1 341 1 615 2 358 4 163 1 498
II 295 284 598 827 1 235 1 981 3 103 922
in 126 157 335 552 732 1 663 2 787 687
IV, V, VII 78 44 349 383 931 1 148 2719 582
VI 70 509 346 483 980 1 903 2 678 1 019
IX 346 454 790 1 437 294 2 551 3 861 1 590

Sa. 208 328 542 781 1 055 1 900 3 169 929

(zu den Leistungsgruppe siehe Tabelle 1, aus: Sterblichkeit und Sozialschicht)

vermehrte Gesundheitserziehung. Man 
umschifft die Untersuchung, ob nicht 
schlechte Arbeit sowohl erhöhte Sterb­
lichkeit als auch vermehrtes Rauchen 
etc. bedingt

Konsumgewohnheiten und 
Arbeitsbelastung

In dem 1986 im VSA-Verlag, Ham­
burg, erschienen Buch von A. Oppol­
zer „Wenn Du arm bist, mußt Du frü­
her sterben“ findet man in Kapitel 11 
Hinweise darauf, wie sogenanntes ge­
sundheitsschädliches Konsumverhalten 
durch Einkommen und Arbeitsbela­
stung bedingt wird. Der Autor zitiert 
eine britische Untersuchungen, nach 
denen der Prozentsatz der Raucher in 
den unteren Berufsgruppen mehr als 
doppelt so groß ist wie bei den oberen, 
die Aussagekraft ist allerdings durch 
ungenaue Abgrenzungen der Gruppen 
eher begrenzt Ausführlicher sind die 
Darstellung zum Zusammenhang von

Tabelle 11.3.: Nikotin-, Alkohol- und Medikamentenkonsum bei arbeitsfähigen 
Mitgliedern von Ortskrankenkassen nach Arbeitsbelastungen 
(Baden-Württemberg, 1969/70) (in v.H.)

Arbeits­
belastungen’

Betroffene starker Niko- regelmäßiger Medikamenten-Konsum 
tinkonsum Alkoholkonsum gelegentlich regelmäßig 

Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen 
in v.H. in v.H. in v.H. in v.H. in v.H.

’ nur das stärkste Erschwernis wurde erfaßt
Quelle: Modell einer allgemeinen Vorsorgeuntersuchung, Baden-Württemberg 1969/70.
Aus: Müller, Nikotin-, Alkohol- und Medikamentenkonsum, S. 101, 102 u. 104 (Tabellen 4, 5 und 
6); eigene Zusammenstellung.

Keine 32 64 29 5 29 4 49 56 16 23
Staub 10 10 35 6 38 4 54 55 20 28
Hitze 5 4 36 6 40 7 54 55 17 28
Kälte 
Lärm/Erschüt-

3 2 42 10 41 5 55 53 18 33

terungen 
ehern. Luftverun­
reinigung, Geruchs­

19 12 33 7 33 5 55 59 18 27

belästigung 
allg. Wilterungs- 
einflüsse/Arbeit

8 5 34 8 34 6 56 57 20 29

im Freien 
besonders

12 1 39 4 49 9 54 55 16 23

unfallgefährdet 
sonst. Erschwe­

9 1 36 5 37 4 54 62 20 23

rungen 2 2 40 5 32 4 59 53 18 28

(aus A. Oppolzer, Wenn Du arm bist, mußt Du früher sterben)

Arbeitsbelastungen und Nikotin-, Alko­
hol- sowie Medikamentenverbrauch 
(siehe Tabelle).

Danach ist insbesondere bei Be­

schäftigten, die unter ungünstigen 
Umgebungseinflüssen arbeiten müs­
sen, ein überdurchschnittlicher Kon­
sum von Nikotin und Alkohol festzu­
stellen. Das sei als „reaktives Verhalten 
in Bezug auf überfordernde Streßbela­
stung und erhöhte Leistungsanforde­
rung zu würdigen.“ Der ebenfalls er­
höhte Medikamentenkonsum sei als 
Anzeichen für gesundheitliches Un­
wohlsein und Krankheit zu werten.

Ebenfalls überdurchschnittlichen 
Nikotin-, Alkohol- und Medikamenten­
konsum kann man bei Akkordarbei­
tern, Schichtarbeitern sowie Frauen in 
Teilzeit feststellen. Der Autor zieht 
den Schluß:

„Diese Erkenntnisse über vorhande­
ne Zusammenhänge zwischen Bela­
stungsgrad und Belastungsart im Ar­
beitsprozeß auf der einen sowie Niko­
tin- und Alkoholkonsum auf der ande­
ren Seite verweisen darauf, daß diese 
Anregungsmittel von den Betroffenen 

zu Bewältigung besonderer Arbeitser- 
schwemisse eingesetzt werden.“ Der 
Autor bemüht sich allerdings nicht um 
Aufklärung des genauen Mechanismus 
der Schädigung: Man könnte aus den 
zitierten Untersuchungen immer noch 
schlußfolgern, gewöhnt den Leuten 
das Rauchen und Saufen ab (für das 
man zwar angesichts ihrer Arbeits- und 
Lebensumstände Verständnis hat) und 
sie sind gleich um einiges gesünder. 
Vieles spricht aber dafür, daß die all­
gemeine Überanstrengung der Körper­
funktionen die Gesundheit ruiniert, 
daß Alkohol- und Nikotin mehr eine 
Art Schmerzmittel für den gequälten 
Körper sind und ihre schädigende 
Funktion eher zusätzlich. Dann aber 
ist der Kampf gegen eine Arbeitshier­
archie, die einen Teil der Lohnabhän­
gigen in solch mörderische Arbeitsbe­
dingungen zwingt, unumgänglich.



Im nächsten Heft

Kohls Raketenbeschluß
Die Raketendebatte im Bundestag am 
4.6. hat einige beunruhigende Ergeb­
nisse gezeigt Daß die SPD den Regie­
rungspositionen weitgehend zustim­
men würde, war zu erwarten gewesen, 
nachdem schon vor Wochen ihre Spre­
cher zu erkennen gegeben hatten, daß 
sie auch jeden Hauch von Widerstand 
gegen den NATO-Doppelbeschluß auf-

geben würden. Wie aber konnte die 
SPD das Kunststück fertigbringen, der 
Regierung wohlwollende Worte zu 
spenden und gleichzeitig Stimmen der 
Grünen für ihren Antrag zu finden? 
Jetzt spricht SPD-Vögel vor der De­
monstration der Friedensbewegung. 
Gelingt dem Regierungslager und der 
SPD eine Festigung nationalistischer 
Positionen bis weit in die Opposition

Japan: Die Politik der KP gegen den japanischen Imperialismus
Hierzulande nahezu unbekannt hat die KPJ in den letzten Jahren bei den 
Wahlen immer ca. 10 Prozent der Stimmen erhalten und ist weltweit eine der 
mitgliederstärksten Kommunistischen Parteien. Im Kampf gegen die Remili­
tarisierung Japans und gegen die US-Stützpunkte auf japanischem Boden ist sie 
die führende Kraft Allerdings ist es den japanischen Imperialisten schon in den 
50er Jahren gelungen, die KP von den anderen Linksparteien weitgehend zu iso­
lieren. In der Auseinandersetzung zwischen der KPdSU und der KPCh Anfang 
der 60er Jahre hatte die KPJ zunächst die Position der KPCh unterstützt, um spä­
ter allerdings einen eigenständigen Kurs zu verfolgen.

Faschisten in S.-H.
Zu den Landtagswahlen 1967 kandi­
dierte die NPD in Schleswig-Holstein 
als erste faschistische Organisation 
nach dem 2. Weltkrieg und kam für ei­
ne Legislaturperiode in den Landtag. 
Im Vorfeld der Landtagswahlen, die 
am 13.9.1987 stattfinden, formieren 
sich rechts von der CDU mehrere 
Organisationen, die programmatisch 

ein Spektrum von „stramm rechts“ bis 
„offen faschistisch“ abdecken. Die 
Kandidaturen sind noch nicht ent­
schieden. Unabhängig davon sammeln 
sie aber Kräfte und können dabei 
durchaus auf die Unterstützung durch 
den Staatsapparat rechnen, wie in 
Kellinghusen, wo eine Versammlung 
der FAP durch massives Polizeiauf­
gebot und eine Polizeieskorte ermög­
licht wurde.

Türkei vor dem Beitritt in die EG
Vor wenigen Wochen hat die türkische Regierung einen förmlichen Antrag auf 
Mitgliedschaft in der EG gestellt Ein Genosse der türkischen Organisation 
„Kurtulus Yolu“ berichtet über die Hintergründe des türkischen Antrags: „Eine 
Vollmitgliedschaft der Türkei in der EG würde die schon vorhandene Reserve an 
billigen Arbeitskräften vergrößern ... Weiterhin hätte der EG-Beitritt der Türkei 
eine Erweiterung des gemeinsamen Marktes zur Folge, d.h. im wesentlichen eine 
Verbesserung der Absatzmöglichkeiten für das EG-Kapital. Darüberhinaus benö­
tigt die EG die Zwischenhändlerfunktion der Türkei zwischen Europa und dem 
Orient“
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